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Einleitung

Der 9. November 2013 ist ein trüber Tag in Neumühl. Die Zeiten, als 
im Duisburger Norden noch Steinkohle abgebaut wurde, sind lange 
vorbei. Meist geht es hier eher beschaulich zu. Doch heute zeigt die 
Polizei mit einem großen Aufgebot Präsenz im Stadtteil. Der Grund: Die 
Bür gerbewegung pro NRW demonstriert gegen „Asylmissbrauch“ –  
und einige hundert Anhänger_innen linker und antirassistischer 
Grup pen protestieren gegen diesen Auftritt der Rechtspopulist_
innen. 

Pünktlich treffen die Leute von Pro NRW mit einem Reisebus 
ein. Deutschland-Fahnen werden verteilt, ein Infostand aufgebaut. 
Viele bekannte Gesichter sind dabei – „Berufsdemonstranten“, die 
an fast jeder Aktion der Partei teilnehmen. Aber auch einige 
Dutzend Menschen aus Neumühl haben sich angeschlossen. Ein 
Novum, bleibt Pro NRW doch meistens unter sich. Mit Parolen 
wie „Kein Asyl in Neumühl“ zieht der rund 80köpfige Tross wenig 
später vor das St. Barbara-Hospital. Die Pläne, in dem ehemaligen 
Krankenhaus Geflüchtete unterzubringen, sind längst ad acta 
gelegt. Der rassistischen Mobilisierung tut dies jedoch keinen Ab-
bruch. Die Redner heizen die Stimmung an. Einige Pro-Anhänger 
ver mummen sich, als Gegner_innen der Partei in Rufweite hinter 
einer Polizeiabsperrung auftauchen – sie sind offenbar auf eine 
hand  feste Auseinandersetzung aus. Doch dazu kommt es nicht. 
Die Männer legen nach Ansprache durch einen Pro-Funktionär ihre 
Vermummung wieder ab. Schließlich steht noch eine Kundgebung im 
Duisburger Stadtteil Rheinhausen auf der Tagesordnung. Dort hetzt 
Pro NRW gegen Sinti und Roma – im Jargon der Partei „Zigeuner“ 
und „Angehörige einer mobilen ethnischen Minderheit“. Bereits im 
Oktober hatte Pro NRW in der Stadt demonstriert. „Im Gegensatz zu 
den übrigen Städten beklatschten in Duisburg Anwohner in Rhein-
hausen und Neumühl die Parolen von Pro NRW“ vermerkte die West
deutsche Allgemeine Zeitung. Und die Rechtspopulist_innen be ju-
bel  ten den „Dammbruch“ im Ruhrgebiet.



10| Einleitung

Hinter dem harmlos klingenden Namen einer vermeintlichen  
„Bür ger be wegung“ verbirgt sich eine extrem rechte Partei, die an 
Rhein und Ruhr auf Stimmenfang geht und sich mit provokativen 
Demonstrationen in Szene setzt. 2007 gegründet, stellt sie eine 
für Nordrhein-Westfalen relativ neue Erscheinung im Feld der 
Rechts außen-Parteien dar, die sich von den herkömmlichen extrem 
rechten Parteien in einigen Charakteristika unterscheidet: Pro 
NRW und ihre Untergliederungen inszenieren sich als scheinbar re-
giona le oder lokale „Bürgerbewegung“, die den Eindruck erwecken 
will, keine Partei im üblichen Sinne zu sein. Sie grenzt sich scharf 
gegenüber den als „Establishment“ bezeichneten demokratischen 
Parteien ab, denen sie Entfremdung von den Interessen des „Vol-
kes“ vorwirft, während sich Pro NRW selbst als Anwältin des „ge-
sun den Volksempfindens“ versteht. Ebenso nimmt Pro NRW –  
an ders als beispielsweise die NPD – nicht für sich in Anspruch, 
eine „Weltanschauung“ zu vertreten. Einer ausgefeilten politischen 
Programmatik wird kein besonders hoher Stellenwert beigemessen, 
der Umgang mit dieser ist durchaus flexibel und richtet sich nach 
tagespolitischen Erwägungen. Wichtiger sind lokale Themen und 
Konfliktlagen, die von Pro NRW aufgegriffen und in ausgrenzender 
Stoßrichtung zugespitzt werden. Besonders erfolgreich war die Partei 
in der Agitation gegen Moscheebauvorhaben. In schrillen Tönen 
wur de vor „Großmoscheen und Minaretten als Triumphzeichen der 
islamischen Landnahme und Herrschaftssymbol“ und „gefährlichen 
Parallelgesellschaften“ gewarnt.1 In der Bevölkerung vorhandene 
Äng ste und Ressentiments werden so geschürt. Die eingangs ge-
schilderte Demonstration in Duisburg ist ebenso Teil dieser Strategie, 
die sich lediglich gegen andere Feindbilder richtet. 

Mit Unterschriftensammlungen für Petitionen und For de run-
gen nach „Volksentscheiden“ inszeniert sich Pro NRW als bürger   nahe 
und demokratisch orientierte Kraft, die verspricht, das Sprach rohr un-
zu  friedener Bürger_innen zu sein und sich für mehr Mitbestimmung 
einzusetzen. Zugleich dienen die Unterschriftensammlungen als 
stra   te  gisches Mittel, Adressen von potenziell Interessierten zu sam-
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meln und so den Aufbau der Partei voranzutreiben. Pro NRW ver   steht 
sich selbst als demokratische und grundgesetzkonforme Partei. Sie 
wehrt sich gegen Vorwürfe des Rechtsextremismus und bevorzugt 
die Bezeichnung rechtsdemokratisch. Damit einher geht auch eine 
ver bale Distanzierung vom Neonazismus. Diese Selbstverortung 
er scheint aber mit Blick auf die politische Agitation der Partei, 
die sich vor allem gegen gesellschaftliche Min der heiten richtet 
und ausgrenzende sowie diskriminierende Forderungen enthält, 
mehr als fragwürdig. Pro NRW bedient sich dabei eines kultu ra-
lisierten Rassismus, der nicht biologistisch argumentiert, sondern 
die Differenz von Eigen- und Fremd-Gruppe anhand kultureller Zu-
schreibungen be hauptet. Muslime, aber auch Sinti und Roma würden 
„Kulturen“ an ge hören, die nicht zu der „deutschen Kultur“ passten 
und die zu dem bedrohlich seien. Ein friedliches Zusammenleben 
ist in der Argu mentation des kulturalisierten Rassis mus auch des-
halb nicht mög lich, da „Kulturen“ als statisch und unveränderlich 
auf ge fasst wer den: „Kultur determiniert in dieser Vorstellung oft-
mals in jeder Hin sicht das Dasein des Individuums aufgrund der 
Zu ge hörigkeit zu einem Kollektiv (‚Kulturkreis‘). Diese Zugehörigkeit 
wird wiederum genealogisch über die ‚Abstammung‘ hergeleitet.“2 
Zu  gleich werden Wertungen vorgenommen: So gilt etwa in dieser 
Denk  weise die „islamische Kultur“ als „rückständig“, während man 
sich selbst als „aufgeklärt“ beschreibt. Eine multi kulturelle Ge sell-
schaft wird abgelehnt und die Gleichwertigkeit aller Menschen in 
Abrede gestellt.

In der Forschung wird diese politische Strategie und die da mit 
einhergehende Programmatik als Rechtspopulismus bezeichnet. In 
vielen west- und nordeuropäischen Ländern sind rechtspopulis  tische 
Formationen im Parteiensystem etabliert. Einige dieser Parteien wie 
die österreichische FPÖ oder der belgische Vlaams Belang gelten Pro 
NRW als erfolgreiche Vorbilder. Im Mittelpunkt rechtspopulistischer 
Politik steht eine „antagonistische Gegenüberstellung einer (aus Volk 
und Rechtspopulisten bestehenden ‚Wir-Gruppe‘) und den ‚Anderen‘ 
(bestehend aus den Eliten und ‚ihren Günstlingen‘).“3  Unter „Volk“ wird 
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dabei eine im Sinne sozialer Schichtung nicht näher differenzierte, 
homogene Abstammungsgemeinschaft verstanden, die das positiv 
an ge rufene, moralisch integre Gegenüber einer angeblich korrupten 
Elite sowie nicht zum „Volk“ zugehöriger Gruppen darstellt. „Volk“ 
be zieht sich in diesem Sinne zum Einen „auf die kleinen Leute“ 
und zum Anderen auf die „angestammte Bevölkerung“, weshalb die 
rechts  populistische Agitation meist nationalistisch und rassistisch 
auf  ge  laden ist. Sie richtet sich gegen Zuwanderung und die als Privi-
le gierung wahrgenommene Gleichberechtigung von ge sell schaft -
lichen Minderheiten. „Die sozialen Konflikte zwischen Kapital und 
Ar  beit gelten als nachrangig gegenüber den neuen Konflikten um 
Multi ethni zität und nationale Identität.“4

In diesem Sinne ist die Bürgerbewegung pro NRW eine rechts-
populistische Partei, die „eine dem Zeitgeist konforme Ausprägung 
der extremen Rechten“5 darstellt. Dieser Befund wird noch dadurch 
gestärkt, dass die politischen Biografien der Gründungsmitglieder 
sowie einiger Führungspersonen von Pro NRW mit anderen ex-
trem rechten Organisationen verknüpft sind. Für sie war die Grün -
dung von Pro NRW – und zuvor der lokalen Keimzelle Pro Köln –  
der Versuch, die ausgetretenen und erfolglosen Wege ihrer bis-
he rigen Parteien zu verlassen. Ihr neuer Weg war relativ erfolg-
reich: Bei den Kommunalwahlen 2009 holte Pro NRW von allen 
extrem rechten Parteien die meisten Mandate. Allerdings ist ein-
schränkend hinzuzufügen: Eine Sammlung der extremen Rechten  
in der „Bürgerbewegung“ gelang bislang nicht, der Ausbau der Partei-
strukturen ist immer wieder von Rückschlägen gekennzeichnet. 
Ihre Präsenz beschränkt sich vor allem auf das Rheinland und Teile 
des Ruhrgebiets, bei der Landtagswahl 2012 musste sie in einigen 
„Hoch burgen“ deutliche Einbußen hinnehmen. 

Anlass zur Entwarnung ist dies allerdings nicht: Die Rechts-
populist_innen haben die Kommunal- und Europawahlen im Mai 
2014 fest im Blick. In vielen Kommunen starten sie Kampagnen 
ge gen Flüchtlingsunterkünfte und Moscheebauten. Gerade im Wahl-
kampf werden sie von einer „öffentlichkeitsorientierten popu lis ti-
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schen Eskalationsstrategie“ (Alexander Häusler) Gebrauch ma-
chen und Ressentiments gegen Minderheiten schüren.

Dieses Buch will zuvorderst nicht die wissenschaftliche 
Dis kus sion um den Rechtspopulismus bereichern oder For schungs-
lücken zu Pro NRW schließen, obwohl es sich bei diesem Sam mel-
band um die zurzeit aktuellste Zustandsbeschreibung der ver meint-
lichen „Bürgerbewegung“ handelt. Er soll vielmehr praxis ori en tiertes 
Nach schlage werk und Ratgeber für alle jene sein, die sich vor Ort mit 
der rechtspopulistischen Agitation und ihren Folgen aus ein ander-
setzen müssen. 

Das Buch ist das Ergebnis einer Kooperation der Info und 
Bildungsstelle gegen Rechtsextremismus im NS-DOK der Stadt 
Köln und der Koordinierungsstelle des Lokalen Aktionsplans gegen 
Rechts  extremismus in Aachen. Die Idee, uns dem Thema in  
33 Fra  gen zu nähern, haben wir dem 2008 erschienenen Band 
„88 Fragen und Antworten zur NPD“6 entliehen. Die Antworten 
liefern sowohl Wissen schaftler_innen und Journalist_innen als auch 
kompetente Praktiker_innen. 

Das Buch gliedert sich in vier Abschnitte: Der erste Teil be-
schäf  tigt sich mit der Entstehungsgeschichte, den Strukturen und 
dem Personal von Pro Köln/Pro NRW. Auch das Verhältnis der Par   tei  
zu anderen rechten Organisationen wird hier thematisiert. Im zwei-
ten Teil werfen wir einen Blick auf Ideologie und Pro gram ma tik der  
Rechtspopulist_innen, im dritten Teil stellen wir Hand lungs  mög lich-
keiten und Gegenstrategien zur Diskussion. Daran an schließend fin-
den sich im letzten Abschnitt Hinweise auf weiter füh ren  de Lite ra tur 
sowie Adressen von Beratungsstellen und weiteren Institutionen, die 
in Nordrhein-Westfalen zum Thema extreme Rechte arbeiten. 

Die Arbeiten an den Texten wurden Ende November 2013 ab-
ge schlossen, sodass neuere Entwicklungen keine Berück sichti gung 
mehr finden konnten.

Aachen/Köln, im Dezember 2013 
Dominik Clemens, Hendrik Puls
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Dominik Clemens/Hendrik Puls 

Wer sind die Hauptakteure  
bei Pro NRW? 

19 Mitglieder hat der aktuelle Parteivorstand von Pro NRW.7 Das ist 
eine große Anzahl für eine kleine Partei. Sie macht es möglich, dass 
viele lokale Funktionär_innen mit einem Pöstchen als „Beisitzer“ ver-
sorgt wer den können. Die Geschicke der Partei aber werden seit ihrer 
Gründung maßgeblich von einem kleinen Personenkreis er fahrener 
politischer Akti vist_innen gelenkt, die den Reihen der Bürger be we
gung pro Köln, der Keimzelle von Pro NRW, entstammen.

Da ist zum einen natürlich Markus Beisicht, der als Doppel-
Vorsitzender sowohl Pro NRW als auch Pro Köln vorsteht. Außerdem 
wurde er 2010 zum Gründungsvorsitzenden des Vereins Die Pro 
Bewegung gewählt, der als bundesweiter Dachverband und Len kun-
gs gremium der Pro-Vereinigungen dienen sollte. Seit dem Weg zug 
seines langjährigen, po li tischen Mitstreiters Manfred Rouhs nach 
Berlin, mit dem es zuletzt immer wieder Streit um die richtige Stra-
tegie der Parteiausdehnung ge ge ben hatte, ist Bei sichts Führungs-
anspruch unangefochten. Der 1963 geborene Rechts an walt trat 1988 
den Republikanern (REP) bei, für die er 1989 in den Rat der Stadt 
Köln gewählt wurde. Zwei Jahre später spaltete sich die Deutsche 

Der Vorsitzende und sein Stellvertreter: Markus Beisicht (links) und Jörg Uckermann.
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Liga für Volk und Heimat (DLVH) von den REP ab. Bei sicht gehörte 
mit Manfred Rouhs bis 1994 dem Rat als DLVH-Vertreter an. Sie ge-
hörten zu den Gründungsmitgliedern des Vereins Bürgerbewegung 
Pro Köln e.V., über dessen Liste sie 2004 erneut in den Rat einzogen. 
Beisicht übernahm zu diesem Zeitpunkt den Vorsitz von Pro Köln. 
2009 kandidierte Beisicht erfolglos als Oberbürgermeisterkandidat 
in Köln und zeitgleich für den Rat der Stadt Leverkusen. Seit dieser 
Kommunalwahl steht er der Pro NRW-Fraktion in Leverkusen vor. 

Fraktionsvorsitzende von Pro Köln im Stadtrat ist seit 2004 
Judith Wolter. Sie ist fünfzehn Jahre jünger als Beisicht und wechselte 
1999 von den Republikanern zu Pro Köln. Wolter ist außerdem die 
Schatz  meisterin von Pro NRW. Wolter und Beisicht arbeiten seit 
Jah r en zusammen - und dies nicht nur politisch. Wolter ist in der 
Lever  ku sener Anwaltskanzlei ihres Parteivorsitzenden tätig. Auch zu 
einem weiteren wichtigen Protagonisten der Partei gibt es einen kur-
zen Weg. Der Politikwissenschaftler Markus Wiener, der den be deu-
tungs schweren Titel des „Generalsekretärs“ von Pro NRW trägt und 
laut Satzung weitgehende Befugnisse hat, ist Wolters Ehemann. Der 
1976 in Süddeutschland geborene Wiener ist ebenfalls Mitglied des 
Rates der Stadt Köln und als Fraktionsgeschäftsführer von Pro Köln 
angestellt. 

Die wichtigsten Funktionen der Partei liegen in den Händen 
von Mitgliedern der Fraktionen in Leverkusen und Köln. Aus den 
Frak tions büros gehen die Impulse für die politische Arbeit aus, hier 
werden Kampagnen ini ti iert sowie Anfragen und Anträge konzipiert, 
die dann von anderen Pro NRW-Mandatsträger_innen aufgenommen 
werden. Durch die Mög lich keit einer Ratsfraktion Mitarbeiter_innen 
einzustellen kann die Ar beit erheblich ausgeweitet und pro fessiona-
li siert werden. Diese Jobs wer den an besonders aktive Partei mit-
glieder vergeben, die oftmals Mehr fach funktionäre sind. So arbeitet 
zurzeit in Köln der Pro NRW-Schriftführer und Vorsitzende des Rings 
Freiheitlicher Jugend (RFJ) Tony-Xaver Fiedler. In Leverkusen ist Andre 
Hüsgen als Mitarbeiter der Fraktion angestellt. Hüsgen war 2009 auf 
dem Ticket der NPD in den Rat der Stadt Ennepetal (Ennepe-Ruhr-
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Kreis) eingezogen. Im Laufe der Legislaturperiode wechsel te er zu Pro  
NRW, legte sein Mandat aber im November 2013 nieder. Als Spitzen-
kandidat will er bei der Kommunalwahl 2014 in den Rem schei der 
Stadtrat einziehen. Bereits im Frühjahr 2012 war er zum Pro NRW-
Kreis vorsitzenden für die Stadt im Bergischen gewählt wor den. 

Aufgrund ihrer Vergangenheit in extrem rechten Organisationen 
eignen sich Pro-Aktivist_innen wie Beisicht, Wolter oder Rouhs nur 
bedingt dazu, das Image einer „seriösen“ und „demokratischen“ 
Rech  ten zu verkörpern, das Pro NRW für sich in Anspruch nimmt. 
Des we gen sind Personen wie die stellvertretenden Vorsitzenden 
Wolfgang Palm und Jörg Uckermann wichtig. Ihnen kann eine solche 
Vergangenheit nicht angelastet werden, sie sollen mit ihrem „bürger-
lichen Renommee“ punkten.

Die Causa Palm sorgte in Aachen für erheblichen Wirbel. 
Nach dem bekannt wurde, dass der Polizeibeamte den Kreisvorsitz 
von Pro NRW übernommen hatte, wurde er vom Aachener Polizei prä-
sidenten zunächst in den Innendienst versetzt und im Mai 2012 –  
nach einer provokativen, islamfeindlichen Kundgebung unter Be tei-
li gung Palms – vom Dienst sus pendiert. Palm hatte sich bereits An-
fang der 2000er Jahre beim örtlichen Ableger der von Ronald Schill 
ge gründeten rechtspopulistischen Partei Rechtstaatlicher Offensive 
(„Schillpartei“) engagiert – damals noch ohne beamtenrechtliche 
Kon se quen zen. Gegen die Endhebung vom Dienst klagt der Polizei-
haupt kommissar. Das Verwaltungsgericht Düsseldorf hob die Sus-
pen dierung im September 2013 auf, gegen diesen Beschluss hat 
das Aachener Polizeipräsidium Beschwerde eingelegt: Im Dezember 
2013 war Palm weiterhin vom Dienst suspendiert.

Jörg Uckermann war bis 2008 Mitglied der Kölner CDU und 
stell vertretender Bezirksbürgermeister von Ehrenfeld. Im Streit um 
den Bau der Zentralmoschee wechselte er zu Pro Köln, für die er 
seit 2009 als stellvertretender Fraktionsvorsitzender im Stadtrat 
sitzt. Uckermann liebt die Selbstdarstellung, redet gern und viel. 
Seine Redebeiträge im Rat sorgen immer wieder für Tumult und 
Ord  nungs  rufe. Als „Saubermann“ eignet er sich aber nicht länger: 
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Der Heilpraktiker ist wegen Körperverletzung und der Abgabe einer 
falschen eidesstaatlichen Erklärung vorbestraft. Weil er einen grü-
nen Bundestagsabgeordneten als „Gauleiter“ und „Müsli-Nazi“ be-
schim pfte, verurteilte ihn das Amtsgericht Köln in erster Instanz we-
gen Be lei di gung zu einer Geldstrafe. Das Urteil ist noch nicht rechts-
kräftig. In einem noch laufenden Verfahren ist Ucker mann we gen 
Betrugs, Urkundenfälschung, Geldwäsche und Be günstigung einer 
Straftat angeklagt. Ende 2012 saß er über einen Monat lang in 
Untersuchungshaft. Die Staatsanwaltschaft wirft ihm und den Pro 
Köln-Ratsmitgliedern Wolter, Wiener und Bernd Schöppe „banden-
mäßigem Betrug“ vor, da sie durch fingierte Abrechnungen un recht-
mäßig mehrere Zehntausend Euro Sitzungsgelder ein ge strich en 
haben sollen. 

Als weitere stellvertretende Vorsitzende von Pro NRW fun -
gi e ren ak tu ell der Mönchengladbacher Dominik Roesler, zugleich  
Pro NRW- Be zirksvorsitzendenr am Niederrhein, und das Pro NRW-
Grün  dungs  mit glied Kevin Gareth Hauer. Hauer wechselte von den 
REP zu Pro NRW und sitzt als Vertreter seiner Partei im Stadtrat von 
Gelsen kirchen.

Norbert Weber

Wie ist Pro NRW organisiert? 

Pro NRW umfasst den Gesamtverband auf NRW-Ebene mit einem 
Partei vorstand um den Vorsitzenden Markus Beisicht an der 
Spitze sowie Bezirks- und Kreisverbände mit den jeweiligen Vor-
stän den. Dabei müssen laut Satzung von Pro NRW mehr „als die 
Hälfte der Mitglieder solcher Organe und Gremien [...] die deutsche 
Staats an gehörigkeit besitzen“8. In Kreisen ohne Vorstände werden 
Kreisbeauftragte mit der Aufgabe eingesetzt, Strukturen zu schaffen. 
In großflächigen Kreisen mit mehreren Städten und Gemeinden 
wurden vereinzelt Ortsbeauftragte bestimmt. 
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In einer Reihe von Kreisen, Städten und Gemeinden, in denen Pro  
NRW bei der Kommunalwahl 2009 Mandate erringen konnte,  
ha ben sich darüber hinaus Fraktionen von Pro NRW gegründet. Zur 
Fort bildung ihrer Mandatsträger_innen, aber auch für „Kom munal-
politiker aus Wähler vereinigungen“, die nicht zur Partei ge hören, 
gründete Pro NRW im Juni 2011 die von einem Vorstand und 
einem Beirat ge führte Kommunalpolitische Vereinigung der Pro
Bewegung (KPV PRO). So wurden 2012 in „Abrufseminaren und 
Zen tral seminaren“ der KPV PRO Vorträge zu Themen wie „Fit für 
das Mandat“, „Rhetorik für die politische Praxis“ oder „Kommunale 
Haus halts politik“, aber auch einschlägige „politische Vorträge“ wie 
„Parteiendemokratie in der real existierenden BRD – Eine neue 
Form der Diktatur?“ oder „Freiheitliche Werte als Gegenmittel zum 
Niedergang unseres Lan des?” angeboten. 

Trotz Bildungsangeboten hat die Partei mit Fluktuation zu 
käm pfen. Einzelne Kreis verbände wie z. B. im Rhein-Kreis Neuss 
oder in Essen zerfielen nach ihrer Gründung wieder, weil Pro NRW-
Ak teure nach internen Auseinandersetzungen von ihren Funkti-
o nen zurück- und austraten. Pro NRW benötigte knappe sechs 
Jahre, um im Januar 2013 „als einer der letzten Lückenschlüsse im 
Bezirksverband Bergisches Land“9 einen Kreisverband im Ennepe-
Ruhr-Kreis gründen zu können. Von einer flächendeckenden Prä senz 
oder gar Handlungsfähigkeit in Nordrhein-Westfalen kann unter-
dessen keine Rede sein. Der organisatorische Schwerpunkt liegt 
im Rheinland mit den Zentren Köln und Leverkusen, während das 
Münster land und Ostwestfalen-Lippe weitgehend weiße Flecken auf 
der Pro-Landkarte sind. 

Gemäß Satzung behält sich Pro NRW vor, auf seinen Lan-
des    par  tei tagen auch „Son derorganisationen“ zu gründen. Ne-
ben der Jugendorganisation Jugend pro NRW sind dies eine noch 
nicht realisierte Studentenorganisation, eine Satzungskommission, 
eine Finanzkommission und eine Programmkommission sowie Ar-
beits  krei se. Neben dem Arbeitskreis Christen pro NRW wurde 
ein Arbeitskreis Mittelstand pro NRW gegründet. Im Januar 2008 
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hieß es auf der Internetseite von Pro Köln, dass der „renommierte 
Kölner Rechtsanwalt und Unternehmer Jürgen Clouth“ die „weitere 
Aufbauarbeit“ dieses Arbeitskreises übernimmt, um „Unterstützer 
und Förderer“ von Pro NRW aus „Handwerk und Mittelstand“ zu 
be  treu en und „diesem Personenkreis mit der neuen Mittelstands-
Inter net seite auch eine kraftvolle Stimme im innerparteilichen Dis-
kussionsprozess“ zu verleihen10. Außer einer Reihe von Texten auf der 
Internetseite von Mittelstand pro NRW entfaltete dieser Arbeitskreis 
aber nicht besonders viele Aktivitäten. Auf Bezirksebene wurde im 
November 2010 bekannt, dass sich der Pro NRW-Bezirksverband 
Ber gisches Land um den Ausbau seines Arbeitskreises der Russland
deutschen bemüht. So wollte sich angesichts der Wahl des neuen 
Bezirksvorstandes von Pro NRW im Bergischen Land ein Aktivist „um 
den Ausbau unseres Arbeitskreises der Russlanddeutschen küm-
mern. Denn wir haben in den letzten Jahren viel Zustimmung aus 
die ser traditionell sehr patriotisch gesinnten Bevölkerungsgruppe 
bekommen und Alexander V. hat mit seinem zweisprachigen Wahl-
auf  ruf auch bei Landtagswahl gut gepunktet!“11, hieß es auf der In-
ter net seite von Pro NRW. Sichtbare Aktivitäten hat aber auch dieser 
Arbeitskreis in letzter Zeit nicht entwickelt. 

Wie jede Partei verfügt Pro NRW über ein Schiedsgericht, das 
Streitigkeiten mit einzelnen Mitgliedern oder über die Auslegung und 
Anwendung der Satzung schlichten soll. Dem Schiedsgericht stehen 
aktuell die Rechtsanwälte André Picker und Jürgen Clouth vor. 
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Jan Schedler
Wo liegen die Ursprünge  
von Pro NRW? 

Auch wenn Pro NRW beständig versucht, sich etwa von der NPD ab-
zugrenzen, so verweisen bereits die Ursprünge der Partei deutlich auf 
die extreme Rechte. Entstehung und Entwicklung von Pro NRW sind 
untrennbar verbunden mit Organisationen der extremen Rechten 
und ihren Funktionären.

Als Pro NRW 2007 gegründet wurde, war es kein Zufall, 
dass mit Markus Beisicht der amtierende Pro Köln-Chef zum ers ten 
Vorsitzenden gewählt wurde, ging die Initiative doch von der lo ka-
len Wählervereinigung Bürgerbewegung Pro Köln e.V. aus.12 Pro 
NRW ziel te von Beginn an auf eine Ausweitung des Modells Pro 
Köln auf andere Städte Nordrhein-Westfalens in Hinblick auf die 
Kommunalwahlen 2009 und einen Wahlantritt bei den Land tags -
wahlen im Jahr 2010. Bis heute sind beide Organisationen eng 
mit einander verknüpft, so fungiert etwa Beisicht bei beiden als Vor-

Die Pro Köln-Fraktionsvorsitzende Judtih Wolter (2.v.l.) auf einer Demonstration. 
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sitzender. Für ihn wie für andere maßgebliche Personen sowohl bei 
Pro Köln als auch Pro NRW gilt, dass sie sich zuvor bereits für ein-
schlägige Parteien und Organisationen der extremen Rechten en ga-
giert haben, insbesondere die Deutsche Liga für Volk und Heimat 
(DLVH) und Die Republikaner (REP).

Die bereits im Jahr 1991 gegründete DLVH war ein Zu sam-
men schluss ehemaliger Funktionäre der NPD, der DVU und der 
REP, die sich als neue Sammlungsbewegung der extremen Rechten 
ver stand, aber relativ bedeutungslos blieb. In Nordrhein-Westfalen 
lag der Schwerpunkt der Partei in Köln. Hier traten zwei 1989 auf 
der Liste der REP in den Stadtrat gewählte Funktionäre zur DLVH 
über und bildeten dort bis zur Kommunalwahl 1994 eine Fraktion: 
die späteren Pro Köln bzw. Pro NRW-Funktionäre Markus Beisicht 
und Manfred Rouhs. Für Aufsehen sorgte die Partei vor allem 1993, 
als man in Köln per Steckbrief 1.000 DM als Belohnung für Hinweise 
aus lobte, die zur Ergreifung einer versteckt lebenden Asylbewerberin 
führen würden. Die DLVH löste sich im Oktober 1996 als Partei auf. 
In Köln war von einer Reihe von Vertretern der extremen Rechten 
je doch bereits im Sommer des gleichen Jahres vorsorglich der Ver-
ein Bürgerbewegung pro Köln e.V. gegründet worden. Der erste Vor-
sitzende Sven M. war Mitglied der DLVH gewesen, sein Stell ver tre ter 
Dietmar Dander fungierte zuvor als Vorsitzender des extrem rech-
ten Bündnis für Deutschland.13 Während der neue Verein zu nächst 
bedeutungslos blieb, so wandelte sich dies nach den Kommu nal-
wahlen 1999.

Mit Unterstützung der vormaligen DLVH-Aktivisten Beisicht 
und Rouhs und einer starken Fokussierung auf das Kölner Lokal-
ge  schehen gelang es Pro Köln zunehmend, Anhänger_innen zu ge-
winnen und 2004 erstmalig in den Kölner Stadtrat einzuziehen. Der 
Verleger Rouhs war von 1985 bis 1987 NRW-Landesvorsitzender 
der NPD-Jugendorganisation Junge Nationaldemokraten und grün-
dete 1987 mit Europa Vorn eine der bedeutendsten Zeitschriften 
der extremen Rechten. Diese wurde später unter Titeln wie Signal 
und Nation24 fortgeführt und erschien zuletzt 2012 mit seit 1987 
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fortlaufender Nummerierung als Magazin pro Deutschland von 
Rouhs gleichnamiger Bürgerbewegung Pro Deutschland, allerdings 
nur noch online. Nach der Gründung von Pro NRW war Rouhs zeit -
weise stellvertretender Vorsitzender. Der gegenwärtige Pro NRW- 
Vorsitzende Beisicht wiederum war Landesvorsitzender und Bun-
des vor standsmitglied der DLVH. Damals wie heute verteidigt er als 
Strafverteidiger Angehörige der rechten Szene. 

Angesichts dieser Biografien verwundert es nicht, dass mit 
Björn Clemens ein ehemaliger stellvertretender Bundesvorsitzender 
der REP die Gründungsversammlung des Vereins Pro NRW leite-
te. Der 2007 erste Organisationsleiter und stellvertretende Vor-
sitzen   de von Pro NRW, Daniel Schöppe, war passenderweise zuvor 
stellvertretender Landesvorsitzender und Bundesvorstandsmitglied 
bei den REP und in den 1990er Jahren in der DLVH engagiert ge-
wesen.14 Auch weitere Funktionäre der ersten Stunde hatten zuvor 
bereits in anderen einschlägigen Organisationen gewirkt oder sich 
wie der damalige Landesgeschäftsführer Bernd Michael Schöppe 
sogar an neonazistischen Demonstrationen beteiligt. Von den beim 
„Gründungsparteitag“ zu stellvertretenden Vorsitzenden gewählten 
Kevin Gareth Hauer und Dieter Danielzick etwa war Ersterer auf der 
Liste der Republikaner in den Stadtrat von Gelsenkirchen gewählt 
wor  den, Letzterer war vormals Generalsekretär der extrem rechten 
Kleinstpartei Ab jetzt… Bündnis für Deutschland. Die ebenfalls in 
den Vor stand gewählte Judith Wolter kandidierte früher für die REP, 
ihr damaliger Vorstandskollege André Picker verteidigt als Rechts-
anwalt regelmäßig Neonazis.
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Pascal Beucker
Welche Rolle spielt  

die Kommunalpolitik für Pro NRW?  

Von Köln über die Dörfer auf die große politische Bühne – das 
ist Ziel der altgedienten rheinischen Pro NRW-Kader um Markus 
Beisicht. Bei ihrem Kampf um kommunale Mandate geht es aber 
nicht nur darum, ihre Möglichkeiten der Agitation und Propaganda 
zu verbreitern. Denn Kommunalpolitik ist für die Partei auch ein 
Ge  schäftsmodell.

Pro NRW setzt nach eigenem Bekunden auf eine „Strategie 
des Auf baus von unten nach oben“.15 Eine kommunale Verankerung 
soll die Basis schaffen für überregionale Wahlerfolge. Trotz per ma-
nen ter Erfolgsmeldungen, die die Partei geradezu chronisch über ihre 
Internet seiten verbreitet, fällt die Bilanz ihrer Bemühungen äu ßerst 
bescheiden aus. Der propagierte „Parteiaufbau nach dem Gras  wur zel-
prinzip“ will nicht recht gelingen. Auch mehr als sechs Jah re nach der 
Gründung besteht die selbsternannte „Bür ger be we gung“ jenseits 
ihres Kölner Zentrums vor allem aus Potemkin schen Dörfern.

Bei den Kommunalwahlen 2009 kamen Pro NRW und Pro 
Köln zusammen landesweit auf 0,6 Prozent. 41.287 Wähler_innen 
votierten für die Truppe, wobei knapp die Hälfte der Stimmen aus 
ihrer Hochburg Köln stammte. Dank fehlen der Fünfprozenthürde 
schaffte sie es in die Parlamente von vier kreisfreien und fünf kreis-
angehörigen Städten und errang insgesamt 45 kommunale Mandate. 
Außer in der Domstadt (5,4 Prozent/5 Sitze), wo sie bereits seit 
2004 im Rat sitzt, kam die Pro-Bewegung in Fraktionsstärke auch 
in die Stadträte von Bergheim (6,0 Prozent/3 Sitze), Radevormwald 
(5,1 Prozent/2 Sitze), Dormagen (4,5 Prozent/2 Sitze), Leverkusen 
(4,0 Prozent/3 Sitze) und Gelsenkirchen (4,3 Prozent/3 Sitze). 
Außerdem zog sie in vier Kreistage ein. Die Kleinpartei feierte ihr Ab-
schneiden gewohnt großmäulig als „sensationellen Wahlerfolg“ und 
„historischen Wahlsieg“. Sogar von einem „politischen Erdbeben an 
Rhein und Ruhr“ war die Rede.16
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Jenseits ihres Kerngebiets unmittelbar rund um Köln führten die 
2009 gewonnenen Mandate allerdings nicht zum Aufbau dauer-
haf ter kommunaler Strukturen. So existieren beispielsweise die Pro 
NRW-Fraktionen in Gelsenkirchen und Dormagen inzwischen nicht 
mehr. Aufgrund von Austritten verlor die Partei ihre parlamentarische 
Präsenz sowohl im Kreistag des Rheinisch-Bergischen-Kreises als 
auch im ostwestfälischen Lemgo. Eine mehr oder weniger konti nu ier -
liche Stadtratsarbeit scheint außer in Köln nur noch in Lever kusen 
stattzufinden. Die dortige Fraktion wird von dem Pro NRW- und Pro 
Köln-Vorsitzenden Markus Beisicht geführt.

Eine kommunalpolitische Kompetenz ist nirgendwo zu er  ken-
nen. Die parlamentarischen Initiativen ihrer Man dats  träger_innen 
be schrän k ten sich überwiegend darauf, auf Stamm tisch niveau die 
Hetz  kam  pagnen gegen Anders gläubi ge, Andersdenkende und An-
ders lebende zu flankieren. Daran änderte auch eine im Juni 2011 ge-
gründete Kom mu nalpolitische Vereinigung der ProBe wegung unter 
dem Vor  sitz des Kölner Ratsherrn Jörg Uckermann nichts, die „als 
Kom petenz zentrum für Organisation und bürgernahe Kommunal-
politik“17 dienen sollte. Ob sie mittlerweile über haupt noch existiert, 
ist unklar. Irgendwelche Aktivitäten sind nicht bekannt.

Auch wenn Pro NRW in den vergangenen Jahren vereinzelt 
Zu  wachs erhielt von Mandatsträgern, die von den Re pu bli ka
nern, der DVU oder der NPD überwechselten, verfügt die Partei 
heute über weniger Mandate als nach den Kommunalwahlen  
von vor vier Jahren. Ein nicht un be deutender Grund dürfte darin 
liegen, dass die Partei bei ihren Expansionsbemühungen immer 
wieder auf eher zwie lich tige und intellektuell unter kom plexe Po-
lit desperados setzte. Zumeist von anderen Rechts außen orga ni sa-
tion en, in ganz wenigen Fällen auch von demokratischen Par teien 
kommend, fehlt es die sen (fast ausschließlich männ lichen und 
häufig sozial isolierten) Zeit ge nossen in aller Regel an lokaler Aus-
strahlungskraft. Ihr Wech sel zur Pro NRW oder Pro Köln wird zwar 
stets überschwänglich öffent lichkeitswirksam bejubelt. Aber sie 
fallen schnell in Ungnade, so bald sie in Konflikt mit dem absoluten 
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Machtanspruch des rhei ni schen Pro NRW-Führungs zirkels um 
Markus Beisicht geraten.

Ein leuchtendes Beispiel ist der Fall von Oliver Wesemann.  
Der kurzzeitige Pressesprecher des Kölner Kreisverbandes der Pi ra-
ten  partei war im März 2013 zu Pro Köln übergelaufen, was Beisicht 
zu der großspurigen Aussage veranlasste, sein Verein vertrete „heute 
effektiv das, was früher von der Piratenpartei gefordert wurde, bevor 
sich diese in eine links unterwanderte Chaostruppe verwandelte“.18 
Am 30. April 2013 schickte Pro Köln Wesemann als sachkundigen 
Bürger in den städtischen Kulturausschuss und feierte das in einer 
Pressemitteilung unter der Überschrift „Pro Köln bringt den ersten 
Piraten in einen Ausschuss der Stadt“.19 Nachdem sie sich mit ihm 
über worfen hatte, ließ die Pro Köln-Fraktion Wesemann still und leise 
auf der Ratssitzung am 5. September 2013 wieder ablösen. Es gibt 
eine ganze Reihe vergleichbarer Fälle. Im Unterschied zu anderen 
Städten führten derlei Querelen in Köln bislang allerdings nicht zu 
weiterreichenden Verwerfungen. Die einfache Erklärung: Hier hat die 
Pro-Kernmannschaft die Zügel fest in der Hand.

Erstmalig trat Pro Köln, der Nukleus der Pro-Parteien, bei der 
Kölner Oberbürgermeisterwahl im Jahr 2000 öffentlich in Er schei-
nung. Ihren Kandidaten präsentierte die selbsternannte „Bürger-
be we gung“ damals als „kölschen Haider“. Allerdings ver schwand 
er kurz darauf Richtung NPD. So etwas gibt es bis heute: Trotz aller 
for  ma   ler Abgrenzungsbekundungen findet immer wieder ein reger 
Per   sonal  aus tausch zwischen den diversen Rechtsaußenvereinen 
statt. Zwischen Pro NRW, der mittlerweile aufgelösten DVU, den Re
p u  bli  kanern und der NPD gab und gibt es ein munteres Hin und Her, 
mal in diese, mal in jene Richtung. Das reicht bis hin zu den militant 
neo nazistischen Freien Kräften, zu denen es beispielsweise den 
vor maligen Pro-Jugendbeauftragten für das Rheinland verschlagen 
hat.

Bei den Kommunalwahlen 2004 schaffte Pro Köln mit 4,7 Pro -
zent erstmalig den Einzug in den Kölner Rat. Seitdem geht es den 
führenden Funktionär_innen darum, ihr vermeintliches Er folgs   modell 
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zu exportieren. Im Januar 2005 gründete sich die Bür ger bewegung 
Pro Deutschland mit Manfred Rouhs als Bun desvorsitzenden, im 
Februar 2007 die von Beisicht angeführte Bürgerbewegung Pro 
NRW. In der Domstadt ist es den beiden immer hin gelungen, über 
Jahre eine relativ stabile Struktur zu etablieren, die durch den Rats-
einzug entscheidend gefestigt werden konnte. Vor allem er wei ter -
ten die Zuwendungen der Stadt für die Pro Köln-Fraktion nicht nur 
die Aktionsmöglichkeiten, sondern sorgten zudem für einen öko no-
mischen Anreiz zur Mitarbeit, wenn sie nicht gar zu finanziellen Ab-
hängig keiten führten. Dadurch war es möglich, die in diesem Milieu 
üblichen personellen Fluktuationen zu kompensieren.

Nach Auskunft der Stadt erhielt die fünfköpfige Pro Köln-
Rats fraktion beispielsweise im Jahr 2010 pauschalisierte städtische 
Zuwendungen in Höhe von 133.700 Euro. Hinzukamen noch 
103.550,40 Euro an Sitzungsgeldern, wovon der mit Abstand größte 
Anteil auf Aufwandsentschädigungen für sachkundige Bürger_innen 
entfiel. Damit erhielt Pro Köln weit mehr Sitzungsgelder als alle an de-
ren im Kölner Rat vertretenen Fraktionen. Das resultierte aus einem 
scheinbar schier unbändigen internen Beratungsbedarf. Alleine im 
Jahr 2010 will Pro Köln 221 Fraktionssitzungen veranstaltet haben. 
Hinzu kommen noch 151 interne Arbeitskreissitzungen. Das macht 
zusammen 372 Treffen. 2011 steigerte sich das Pensum so gar auf 
mehr als 480 Meetings.

Für ihren augenscheinlichen Versuch, als sitzungsfreudigste 
Rats  fraktion der Welt ins Guinnessbuch der Rekorde zu kommen, 
inter essiert sich inzwischen die Kölner Staatsanwaltschaft. Sie 
geht davon aus, dass es sich bei dem vermeintlichen Tagungsseifer 
wohl eher um ein geschicktes, aber illegales Geschäftsmodell zum 
Abgreifen von Staatsknete handelt. Im Oktober 2012 durchsuchten 
Fahnder_innen 17 Büros und Wohnungen in Köln, Lever kusen 
und Berlin, darunter auch die Räume des Pro NRW-Vor sitzen den 
Beisicht und des inzwischen in Berlin lebenden Pro Deutschland-
Chefs Rouhs, der bis April 2011 dem Kölner Stadtrat angehört 
hatte. Dabei fanden die Ermittler_innen offenbar genug Belege da-
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für, dass seit dem Jahr 2008 Sitzungsgelder für mehrere Hundert 
Fraktionssitzungen abgerechnet wurden, die es möglicherweise nie 
gegeben hat. Außerdem sollen Pro Köln-Aktivist_innen Sitzungen ab-
ge rechnet haben, an denen sie nicht teilgenommen haben.

Im Juli 2013 erhob die Staatsanwaltschaft gegen vier Rats-
mitglieder, darunter die Fraktionsvorsitzende Judith Wolter, Anklage 
wegen des Verdachts des gewerbs- und bandenmäßigen Betrugs. Es 
handele sich um „an den Haaren herbei gezogene Verdächtigungen 
und bösartige Unterstellungen“20, wies Pro Köln die Vorwürfe zurück. 
Mittlerweile hat die Stadt Köln die Anzahl der abrechenbaren Ver-
anstaltungen gedeckelt. Gleiches gilt für Gelsenkirchen. Als sie noch 
existierte, war die dortige Pro NRW-Fraktion ebenfalls durch eine 
extensive Sitzungstätigkeit aufgefallen.

Eine weitere kreative Form der Erschließung öffentlicher Gel -
der offenbarte sich auf der Sitzung des Kölner Rates am 18. Juni 
2013. Da gab Oberbürgermeister Jürgen Roters (SPD) schrift  lich 
da rüber Auskunft, wie viel die Stadt für sogenannte „Kommunal ver-
fassungsstreitigkeiten“ mit Pro Köln hat zahlen müssen. Er bezifferte 
die seit 2004 erstatteten Kosten für die von der Pro Köln-Fraktion 
oder ihren Mitgliedern betriebenen Verwaltungsstreitverfahren auf 
18.040,77 Euro, darunter Anwaltskosten von 13.096,02 Euro. Das 
Problem sei, so erläuterte Roters, dass grundsätzlich die Stadt bei 
allen kommunalrechtlichen Verfahren die Kosten zu tragen hat – 
und zwar unabhängig von deren Ausgang. Dies bedeute im Fall der 
Fraktion von Pro Köln: „Wenn diese, wie es überwiegend der Fall ist, 
vor Gericht unterliegt, ist die Stadt verpflichtet, die Gerichtskosten und 
die Anwaltskosten zu übernehmen.“ Egal wer gewinnt: Für die Stadt 
wird es also immer teuer. Und wer profitiert? „In der Regel lassen 
sich Fraktion oder ihre Mitglieder anwaltlich durch den Vorsitzenden 
von pro NRW oder die in dessen Kanzlei tätige Vorsitzende der 
Ratsfraktion vertreten“21, heißt es in dem Schreiben von Roters. Wie 
erfreulich für Markus Beisicht und Judith Wolter.
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Nina Juliane Rink
Was ist der „Ring freiheitlicher Jugend“?

Der Ring freiheitlicher Jugend, kurz RFJ, bezeichnet sich selbst 
als „überparteilicher, politischer Jugendverband“. Gegründet wur-
de er am 15. September 2012 mit dem Ziel, „die Einigung im frei-
heit  lichem Spektrum voranzutreiben und die nächste Genera tion 
freiheitlicher Politiker in Deutschland auf ihre Aufgaben vorzu be rei-
ten.“22 Als Namensgeber stand die gleichnamige Jugend or ga ni sa-
tion der österreichischen FPÖ Pate. Der Vorstand des RFJ setzte sich 
laut Eigenangaben aus Jugendvertretern der Parteien Pro NRW, Pro 
Deutschland, Die Republikaner (REP) und Die Freiheit so wie der 
Gruppe German Defence League (GDL) zusammen – alles Or ga ni -
sationen, die sich selbst als „rechts“ oder „nationalkonservativ“ be-
zeichnen, sich aber verbal vom Neonazismus distanzieren. 

Vorsitzender des RFJ ist Tony-Xaver Fiedler, der nach po li ti-
schen Stationen bei den REP, der DVU und Die junge Rechte seit 
2012 Jugendbeauftragter und Schriftführer bei Pro NRW ist sowie 
als Mitarbeiter der Fraktion Pro Köln arbeitet. Als stellvertretender 
Vorsitzender wurde Siegfried Schmitz gewählt, der zeitweise bei Die 
Freiheit mitarbeitete und die Neugründung der German Defence 
League initiierte, eines Zusammenschlusses, der sich an der muslim -

Anhänger des RFJ bei einer Kundgebung in Köln-Kalk. 
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feindlichen English Defence League orientiert. Ebenfalls im Vorstand 
sitzt das Pro NRW-Mitglied Christopher von Mengersen.

In ihren Grundsätzen nennt sich der RFJ selbst eine „soziale, 
identitäre und patriotische Jugendorganisation“23, die „aktiv an der 
Ge  stal tung der Zukunft von Deutschland und seinem Volk teil neh-
men“ will. In dem Bekenntnis zur „Heimat Deutschland als Teil eines 
Europas der freien und souveränen Völker und Väterländer“24, wobei 
das „Deutsche Volk als Schicksalsgemeinschaft“ bezeichnet wird, 
drückt sich eine völkische Ideologie aus.

Die „Leitsätze freiheitlicher Politik“ auf der Internetseite des 
RFJ decken sich mit der Argumentationsweise und Programmatik von 
Pro NRW. So wird zum Beispiel das „Ende der ‚Political Correctness’ 
und […] wahre Meinungs- und Redefreiheit“25 gefordert, dem Einfluss 
von „Extremisten“ und den „Interessen hoher Eliten“ soll durch mehr 
Bürgerbeteiligung entgegengetreten werden. Die Selbstinszenierung 
als Teil einer patriotischen Minderheit, die sich entgegen der vor-
herr schenden Meinung „mutig“ gegen die „Überfremdung“ durch 
Muslime und Migrant_innen ausspricht, gehört ebenfalls zum Stan-
dard repertoire von Pro NRW.

Auf der Internetseite des RFJ fallen die Pro NRW-Kampagnen 
„Hasta la vista Salafista“ und „Es gibt kein Grundrecht auf Asyl-
miss brauch“ ins Auge. Mit der Gründung des RFJ wurde auch das 
Jugendmagazin Objektiv vorgestellt, das als „weiterer Schritt in 
der bundesweiten Ausdehnung der PRO-Bewegung“26 beworben 
wur  de. In Köln erlangte die 2006 als Schülerzeitung von Pro Köln 
kon zi pierte Objektiv nach der Verteilung an Schulen kurzzeitig eine 
fragwürdige Aufmerksamkeit. Die Objektiv wurde als alternative In-
for ma tions quelle jenseits der „Mainstream-Medien“ dargestellt, die 
den Fokus auf vermeintlich jugendnahe Probleme wie „aus län dische 
Jugendkriminalität“, „Überfremdung“ im Alltag und in den Schul  klas-
sen legt. Tatsächlich zielten bis auf die eingestreuten, un ver  fäng lich-
en „Freizeittipps“ alle Texte darauf ab, antimuslimische Stereo type 
zu bedienen, um anschließend die Aktivitäten von Pro Köln zu be-
wer ben.
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Die „neue“ Objektiv führt dieses Konzept fort. Die „Artikel“ dienen 
auch hier lediglich als Hinleitung auf die Parade-Themen „Aus län-
der  kriminalität“ und „Asylmissbrauch“. So zeichnet der Beitrag „Bil-
dungs  fern und abgehängt“ das Bild eines jungen Mannes „nennen 
wir ihn Ali“27, der mit seiner Großfamilie Sozialleistungen bezieht und 
sich Bildungsangeboten verweigert. Etwas zurückhaltender wird in 
„Föderalismus bis zum Abwinken“ die negative Entwicklung des 
Bildungssystems auf „sozialistische Bildungsexperimente“28 in Ber-
liner Schulen, in denen „kein einziger Deutscher“ anzutreffen sei, 
dafür aber Wert auf „die Integration bildungs- und kulturfremder 
Schichten“ gelegt werde, zurückgeführt. Das Argumentationsmuster 
ist immer das Gleiche: Migrant_innen passen nicht hierher, die 
Deutschen, wahlweise die deutsche Kultur leidet, keiner tut was – 
aber zum Glück gibt es ja Pro NRW. Die Auswahl der Themen richtet 
sich so nicht nach ihrer Relevanz für Jugendliche, sondern nach 
ihrem Potenzial zur Instrumentalisierung für die rassistische und anti-
muslimische Hetze der Partei. Die Objektiv erfüllt dabei zum einen 
die Funktion des Propagandamediums, das die Inhalte an Schüler_
innen und Studierende vermitteln und so die Pro-Organisationen 
bei den Jungwähler_innen bekanntmachen soll. Außerdem soll ein 
niedrigschwelliges Angebot zur Mitarbeit angeboten werden.

Die „übergreifende, überregionale Zusammenarbeit“ des RFJ 
ist bereits jetzt gescheitert: Die Freiheit distanzierte sich von der 
Pro-Bewegung und befindet sich mittlerweile im Auflösungsprozess. 
Die beiden RFJ-Vorstandsmitglieder Siegfried Schmitz und Nicolai 
Vandchali wurden nach Gründung des RFJ aus der Partei Die 
Freiheit ausgeschlossen. Ob von der Zusammenarbeit mit der GDL 
hinsichtlich der Beteiligung mehr zu erwarten ist, ist ohnehin fraglich. 
Auch wenn auf der Homepage von deutschlandweit 26 „Divisionen“ 
die Rede ist, kamen zum groß angekündigten „Marsch der Patrioten“ 
im August 2012 gerade mal 35 Personen nach Köln. Außerdem 
dürften die Vorstellungen erfolgreicher Aktionen bei Pro NRW und 
GDL auseinandergehen. Siegfried Schmitz gab zu Protokoll, mit 
seiner German Defence League junge Menschen anzusprechen, die 
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vor körperlichen Auseinandersetzungen „nicht zurückschrecken“.29 
Auf Fotos der „Bundestreffen“ posieren die Mitglieder martialisch in 
einheitlich-schwarzen Kapuzenpullis oder mit Bengalischem Feuer 
vor ihrer „Divisionsfahne“. Die Abgrenzung in ein rechtsoffenes 
Hooligan-Spektrum findet bewusst nicht statt und läuft den Be mü-
hun gen Pro NRWs um Seriosität zuwider.

Während die GDL sich immerhin im Auftreten einen erlebnis-
orientierten sub kul turellen Habitus gibt, bietet die Jugendarbeit von 
Pro NRW keine Identifikationsfläche für junge Menschen. Der Aktions-
radius beschränkt sich hier auf Aktivitäten, die ohnehin im Rahmen 
der Parteiarbeit stattfinden, sprich der Teilnahme an Kundgebungen 
oder Flugblattverteilungen. Statt jugendspezifischer Angebote wer-
den lediglich gemeinsame Bootstouren oder Biergartenbesuche an-
ge bo ten. Jugendarbeit war und ist für Pro NRW in erster Linie ein 
taktisches Mittel, um bei Erstwähler_innen auf Stimmenfang zu ge-
hen und die dünne Personaldecke aufzustocken. Nach den öffent-
lichen Auftritten zu urteilen, ist die Zahl der jugendlichen Mitglieder 
bei Pro und dem RFJ gleichbleibend überschaubar. 

Jörg Kronauer
Welche Rolle spielen Internetblogs wie  

Politically Incorrect und Freiheitlich?
 
Eine nicht unwichtige Rolle im politischen Umfeld der Pro-Or ga ni-
sation en spielen Internet-Blogs. Darunter befinden sich einer seits 
Projekte, die ihren Schwerpunkt inhaltlich definieren – so etwa Po
li ti cally Incorrect (PINews) –, andererseits aber auch Webseiten, die 
sich vor allem durch ihre Nähe zu einer bestimmten Organisation 
aus zeichnen – etwa freiheitlich.me.

Politically Incorrect, im November 2004 von Stefan Herre aus  
Bergisch Gladbach gegründet, um Kritik an der Politik des da ma -
ligen US-Präsidenten George W. Bush abzuwehren, hat sich schon 
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bald auf Agitation gegen den Islam konzentriert. Dieser sei „zur Zeit 
die größte Bedrohung unserer Freiheit“30, behauptete Herre 2007 im 
Interview mit dem Rechtsaußen-Medium Blaue Narzisse. Die Agitation 
von Politically Incorrect fällt dabei außergewöhnlich aggressiv aus. 
Verbreitet ist zum Beispiel die verbale Gleichsetzung von Islam und 
salafistischem Terrorismus, wie sie etwa im September 2013 in der 
Über schrift „Islam mordet weltweit“ zum Ausdruck kam. Äußerungen 
in Leserkommentaren gehen noch deutlich weiter; so wird etwa be-
hauptet, der Koran fordere eine „Endlösung“ nach dem Muster der 
Shoah.31 Politically Incorrect verlinkt zahlreiche Organisationen und 
Blogs des anti-islamischen Spektrums wie etwa die Bürgerbewegung 
Pax Europa, aber auch Kreise der extremen Rechten wie eine Internet-
Präsenz der Identitären Bewegung. Kurz nach den Terroranschlägen 
von Anders Behring Breivik am 22. Juli 2011 in Norwegen, denen  
77 Menschen zum Opfer fielen, hieß es auf dem Blog in Bezug auf 
Breiviks „Manifest“: „Was er schreibt sind großenteils Dinge, die 
auch in diesem Forum stehen könnten.“32

Dabei muss berücksichtigt werden, dass Politically Incorrect 
letztlich auf eine umfassende politische Wende abzielt. „Bei Licht be -
trach tet arbeiten wir uns mit der Islamkritik lediglich an Symp to  men 
eines gesellschaftlichen Verfalls ab, der mit der Acht und sech ziger- 
Be wegung und der bürgerlichen Antwort, der Spaß- und Kon sum ge -
sell schaft, seinen Anfang genommen hat“, urteilte Politically Incorrect- 
Gründer Herre im Mai 2011: „Es wäre daher an  ge  bracht, den Begriff 
der ‚Dekadenzkritik‘ näher zu betrachten.“33 Der Blog weitet die po li-
tische Perspektive deshalb immer wieder auf Be rei che jenseits anti- 
islamischer Agitation aus. Als Schlagwörter zur Katego ri sierung der 
Blog-Beiträge werden inzwischen nicht nur „Werte ver fall“, sondern 
auch „Migrantengewalt“ oder „Deutschen feind lich keit“ ge  nutzt. Als die 
konservative Frankfurter Allgemeine Zeitung im Ok to ber 2013 die Rolle 
des damaligen Reichspräsidenten Paul von Hindenburg bei der Über-
tragung der Macht an die Nazis the ma tisierte, beschimpfte Politically 
Incorrect das renommierte Me dium als „linksversiffte(s) Drecksblatt“.34

Aufgrund seiner Reichweite ist Politically Incorrect für politische Or-
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ga nisationen auch jenseits inhaltlicher Aspekte interessant: Der Blog 
wird – laut Eigenangaben – täglich von 25.000 bis 35.000 Personen 
gelesen und hat Unterstützungsgruppen („PI-Gruppen“) in mehr als 
50 deutschen Städten. Mehrere Jahre lang begleitete Politically In
correct die Pro-Organisationen mit großer Sympathie, berichtete über 
ihre Veranstaltungen und trat beim „Anti-Islamisierungs-Kongress“ 
2009 sogar mit eigenen Transparenten auf. 2010 vollzog die Platt-
form jedoch einen Schwenk und wandte sich Geert Wilders zu, dem 
neuen Liebling der anti-islamischen Szene; damit verbunden war die 
Abkehr von den Pro-Organisationen und eine intensive Unterstützung 
für die im Oktober 2010 gegründete Partei Die Freiheit, die sich an 
Wilders anlehnte. Allgemein leitet die anti-islamische Agitation auf 
Politically Incorrect freilich auch weiterhin Wasser auf die Mühlen der 
Pro-Organisationen, und in jüngster Zeit hat das Blog sogar wieder 
be gonnen, positiver über sie zu berichten. Mitte November 2013  
ver  öffent lichte der Blog sogar einen Wahlkampfaufruf zu Gunsten 
von Pro NRW, deren Kandidatur zum Europäischen Parlament als 
er folg ver sprechend bewertet wurde. 

Freiheitlich.me kann sich zwar in puncto Verbreitung bei 
wei  tem nicht mit Politically Incorrect messen, ist jedoch heute für 
die Pro-Organisationen von vielleicht sogar größerer Bedeutung: 
Der Blog steht Pro NRW nicht nur inhaltlich, sondern auch politisch-
prak tisch sehr nahe. Es berichtet über Aktivitäten der Organisation, 
über mit ihr kooperierende Parteien im europäischen Ausland – und 
trägt dabei zuweilen auch interne Auseinandersetzungen an die 
Öffentlichkeit. Eine zentrale Rolle spielt die Abgrenzung gegenüber 
anderen deutschen Parteien wie etwa der Freiheit, den Republikanern 
(REP) oder der Alternative für Deutschland (AfD). Thematisch besitzt 
auch bei freiheitlich.me die Agitation gegen den Islam einen hohen 
Stellenwert. Im Herbst 2013 hat das Blog begonnen, sich auch 
stärker für die Agitation gegen Roma zu öffnen – im Zusammenhang 
mit den Aktivitäten der Pro-Organisationen gegen Roma in Duisburg.
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Dominik Clemens/Hendrik Puls
Ist Pro Deutschland 
die Mutterpartei von Pro NRW?  

Eine Handvoll Aktivist_innen der Bürgerbewegung pro Deutschland 
sorgte im Vorfeld der Bundestagswahl 2013 für Medienrummel: 
Mehrere Dutzend Städte, darunter viele in Nordrhein-Westfalen, wur-
den ihm Rahmen einer „Wahlkampftour“ unter dem Motto „Zu wan-
derung stoppen – Islamisierung verhindern“ angesteuert. Wähler_
innen ließen sich so allerdings nicht in nennenswerter Zahl mo bi li-
sier en: Gerade einmal 0,2 Prozent der Stimmen konnte die extrem 
rechte Partei auf sich vereinen.

Pro Köln – Pro NRW – Pro Deutschland? Diese Namensge-
bung legt die Vermutung nahe, dass es sich – dem föderalistischen 
Prinzip folgend - um Gliederungen ein und derselben Partei handelt. 
Tatsächlich sind die drei genannten Organisationen jedoch formal 
voneinander unabhängig. Die Partei Pro Deutschland wurde 2005 
(also noch vor Pro NRW) gegründet. Im Jahr zuvor war Pro Köln 
erstmals in den Rat der Domstadt eingezogen. Dieses „Erfolgsmodell“ 
sollte auf andere Städte und Regionen ausgedehnt werden – die po-
litischen Ambitionen der örtlichen Kader gingen längst über die Stadt 
Köln hinaus.

Gründungsvorsitzender und derzeitiger Chef von Pro Deutsch
land ist der Verleger Manfred Rouhs. Er ist einer der Grün dungs-
väter des Pro-Konzepts. Im Frühjahr 2011 legte er sein Pro Köln-
Ratsmandat nieder und ging nach Berlin. Dort konzentriert er 
sich seitdem mit wenig Erfolg auf die Partei Pro Deutschland, die 
allein in der Hauptstadt über einen Landesverband verfügt. 2011 
scheiterte der Antritt zur Wahl des Berliner Abgeordnetenhauses 
mit einem Ergebnis von 1,2 Prozent. Gehofft hatte Rouhs auf einen 
Sprung über die 5-Prozent-Hürde, es reichte aber nicht einmal für 
ein Mandat in einer der zwölf Bezirksverordnetenversammlungen.35  

Pro Deutschland fehlt es nicht nur an fähigem Personal – Ende 
2011 zählte man gerade einmal 452 Parteimitglieder – sondern 
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auch an lokaler Verankerung. Letzteres hatte der Pro NRW-Chef 
Markus Beisicht wiederholt mokiert. Mehrmals war es zwischen 
den beiden Männern zum Streit über die richtige Strategie der Par-
tei aus dehnung gekommen. 

Kurz nach der Bundestagswahl 2013 fand Beisicht wenig 
schmeichelnde Worte für die Partei seines langjährigen politischen 
Weggefährten: Die vorschnelle Kandidatur von Pro Deutschland sei 
„bedauerlich“, selbst in der „vermeintlichen Hochburg Berlin“ habe 
die Partei ein „Ghettoergebnis von 0,3 %“ erzielt. „Wir gehen davon 
aus, dass die verantwortlichen Personen aus diesem Wahlergebnis 
die notwendigen Schlüsse ziehen und diese Splitterpartei zu ge ge-
ben er Zeit in ein freiheitliches Sammlungsprojekt unter der Feder-
führung von PRO NRW und PRO KÖLN überführen wer den“, for-
derte Beisicht, dessen Partei den Wahlkampf von Pro Deutsch land 
in NRW nicht aktiv unterstützte.36

Wenige Tage zuvor hatten Pro Deutschland-Aktivisten im 
Rah   men der eingangs erwähnten Wahlkampftour eine Tütensuppe 
in den Briefkasten von Beisichts Anwaltskanzlei geworfen. Ge-
schmacks   richtung „Kaisersuppe“ – ein Affront und offenbar eine 
An  spielung auf den Führungsstil des Pro NRW-Vorsitzenden. Die 
Reaktion erfolgte prompt: Ein an der Wahlkampftour beteiligter 
sachkundiger Bürger von Pro Köln wurde aus dem Ausschuss 
abberufen, der ebenfalls beteiligte Bonner Ratsherr Nico Ernst 
nicht mehr in den Pro NRW-Kreisvorstand gewählt.

Aus den ehemals verbündeten Parteien sind Konkurrentinnen 
ge wor den. Von einer Zusammenarbeit kann längst keine Rede 
mehr sein. Hatten Beisicht und Rouhs noch im Juni 2012 erklärt, 
dass beide Pro-Formationen bei der Europawahl 2014 kooperieren 
wollten, stellte Pro NRW im September 2013 im Alleingang eine 
Liste zur Europawahl auf. Pro NRW-Chef Beisicht lässt sich seinen 
Führungsanspruch nicht streitig machen. Von einer bundesweiten 
Ausdehnung seines Parteimodells hat er erst einmal Abstand ge-
nommen. 
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Hendrik Puls 
Arbeitet Pro NRW 
mit Neonazis zusammen? 

Gegenüber der Öffentlichkeit sind die führenden Funktionär_innen 
von Pro NRW stets bemüht, sich von Neonazis abzugrenzen. Pro 
NRW sei eine „betont grundgesetztreue Bürgerbewegung“, die 
sich zur „freiheitlich demokratischen Grundordnung“ bekenne, 
meint ihr Vorsitzender Markus Beisicht. „Es gibt insbesondere kei-
ner lei Zusammenarbeit von pro NRW mit dem sogenannten NS-
Narrensaum.“37 Doch so eindeutig ist das Verhältnis von Pro NRW 
zum Neonazismus nicht. Ein genauerer Blick auf die Praxis der Partei 
zeigt, dass sich trotz der lautstarken Distanzierungen immer wieder 
Berührungspunkte zum organisierten Neonazismus finden. 

In den Anfangsjahren der Bürgerbewegung pro Köln, der 
Keimzelle von Pro NRW, gab es keine ausgeprägten Berührungs -
ängste zum neonazistischen Lager der deutschen Rechten. Als Pro 
Köln 2001 und 2002 mehrmals gegen den „Drogenstrich“ im Stadt  teil 
Longerich demonstrierte, waren unter den Teilnehmenden zahlreiche 
Mitglieder „Freier Kameradschaften“ und der NPD. An einem 
Fackel marsch nahmen unter anderem die „Kameradschaftsführer“ 
Sieg  fried „SS-Siggi“ Borchardt aus Dortmund und Sven Skoda aus 
Düssel dorf teil. Auch bei einer Demonstration gegen das Bundes amt 

Pro Köln-Demonstration gegen den Moscheebau am 15. März 2003 in Köln.
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für Verfassungsschutz im März 2002 waren die bekennenden Neo-
nazis wieder mit dabei, als Vertreterin der „Freien Kräfte“ hielt die 
aus dem Sauerland stammende Kameradschaftsaktivistin Daniela 
Wegener eine Rede. Noch 2003 beteiligte sich die NPD mit Fahnen 
und Transparenten an Aktionen von Pro Köln. Im selben Jahr sprach 
die Pro Köln-Vorsitzende Judith Wolter im Interview mit dem NPD-
Organ Deutsche Stimme die Einladung aus, dass sich jeder, der sich 
mit den Zielen ihrer Vereinigung identifiziere, bei dieser mitarbeiten 
könne, „unabhängig von seiner Parteizugehörigkeit“. Man sei stets 
um ein gutes Verhältnis zu „anderen nationalen Organisationen“ und 
einer „konstruktiven Zusammenarbeit“ bemüht.38

Mit der Gründung von Pro NRW 2007 änderte sich dieses Ver -
hält nis. Fortan verstand sich Pro NRW als landesweite rechte Samm-
lungsbewegung, in der sich alle „seriösen“ und „politikfähigen“ Kräfte 
ein  reihen sollten: statt gemeinsamer Aktionen also Abwerben der Mit-
glie der anderer Rechtsaußen-Parteien. So wechselten in den ver gan  gen -
en Jahren Mitglieder von Deutsche Volksunion (DVU), Repu bli ka nern  
und NPD, darunter auch solche, die zuvor Funktionärs posten oder Kom-
munalmandate innehatten, zu Pro NRW. Unter ihnen befand sich mit 
Max Branghofer auch der damalige NRW-Landesvorsitzende der DVU.

Während Pro NRW an die Adresse der Republikaner immer 
wieder Angebote zur langfristigen Zusammenarbeit machte und ge -
mein  same Aktionen durchgeführt wurden, ging die Partei auf Dis-
tanz zur NPD. Mit dieser Neonazi-Partei wollte man nicht länger in 
Verbindung gebracht werden. Besonders deutlich wurde dies im 
Januar 2009, als innerhalb der NPD heftig um den zukünftigen Kurs 
und die Macht über die Partei gerungen wurde. Die einflussreichen 
NPD-Fraktionsvorsitzenden aus Sachsen und Mecklenburg-Vor-
pom mern hatten zeitweise den langjährigen Parteiaktivisten und 
rech  ten Publizisten Andreas Molau zu ihrem Kandidaten für den 
Pos ten des Bundesvorsitzenden ausersehen. Er sollte den NPD-Chef 
Udo Voigt ablösen. Molau kündigte an, er beabsichtige, den zwischen 
NPD und DVU geschlossenen „Deutschlandpakt“ auch auf die Pro-
Bewegung auszuweiten. Damit sollten konkurrierende Wahlantritte 
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in den Bundesländern verhindert werden. Pro NRW wies dieses 
An   ge  bot als „irrationale Wunschvorstellung“ brüskiert zurück. „Es 
wird jedenfalls unter keinen Umständen seitens der pro-Bewegung 
eine Zusammenarbeit mit Extremisten jedweder Couleur geben“, so 
Markus Beisicht. An Molau gerichtet, schrieb Beisicht, dieser möge 
„im politischen Narrensaum untergehen“.39 

Ein Jahr später sah plötzlich alles ganz anders aus: Molau 
ver  ließ, nachdem seine Kandidatur gescheitert war, frustriert die 
NPD und wandte sich nach einem kurzen Intermezzo bei der DVU 
der Bürgerbewegung pro NRW zu. Dort wurde er mit offenen Armen 
em pfan gen. Das neue Mitglied unterstützte die Öffentlichkeitsarbeit 
der Partei, trat als Redner auf und wurde im März 2011 sogar als 
Beisitzer in den Parteivorstand von Pro NRW gewählt. Seine 
Karriere in der NPD und seine rassistischen Äußerungen, also seine 
Ver wur zelung in eben jenem „NS-Narrensaum“, waren nicht länger 
Hinderungsgründe für eine intensive Zusammenarbeit. Molau blieb 
zwei Jahre bei der Beisicht-Partei, bis er der extremen Rechten den 
Rücken kehrte und seinen „Ausstieg“ erklärte.40

Die engsten Verbindungen zwischen Pro NRW und or ga ni sier-
ten Neonazis existierten in der oberbergischen Stadt Radevormwald, 
wo Pro NRW 2009 mit 5,1 Prozent in Fraktionsstärke in den Rat ein-
zog. Drei Jahre später, am frühen Morgen des 25. April 2012, ging 
die Polizei mit einer großangelegten Razzia gegen mutmaßliche 
Mit glie der der Neonazi-Kameradschaft Freundeskreis Rade vor. In 
Rade  vormwald wurden sowohl mehrere Wohnungen als auch das 
Frak tions  büro von Pro NRW durchsucht, in dem ein Kopierer be-
schlag   nahmt wurde. Nach Ansicht der Polizei handelte es sich bei 
dem Freundeskreis Rade um eine „kriminelle Vereinigung“, deren 
Mit glie der für zahlreiche Gewalttaten gegen Linke, Migrant_innen 
sowie für Hakenkreuzschmierereien und andere Propagandadelikte 
verantwortlich waren. Seit September 2013 müssen sich deshalb 
acht junge Männer vor dem Landgericht Köln verantworten. Auf 
der Anklagebank sitzen mehrere Personen, die sich früher für die 
Partei oder deren Jugend pro NRW Bergisches Land betätigten. 
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Selbst nach der Gründung des Freundeskreis Rade ging man nicht 
auf Abstand zu Pro NRW. Die jungen Männer besuchten Pro NRW-
Demonstrationen wie den „Marsch für die Freiheit“ im Mai 2011 in 
Köln oder halfen bei Infoständen aus. Die als mutmaßliche Mitglieder 
des Freundeskreis Rade angeklagten Rade vormwalder Marius D. 
und Daniel K. etwa saßen für Pro NRW als sachkundige Bürger in 
Ausschüssen des Stadtrats. Der Angeklagte Daniel Ku. kandidierte 
2009 als Kommunalwahl-Kandidat von Pro NRW. Auch der damalige 
Radevormwalder Pro NRW-Fraktions vor sitzen de Tobias Ronsdorf ist 
angeklagt, einer der Rädelsführer der „kriminellen Vereinigung“ zu sein. 
Obwohl schon 2009 Vorwürfe laut wurden, Ronsdorf sympathisiere 
mit Neonazis, baute seine Par tei ihn als Hoffnungsträger auf. Er sei 
ein „echte[r] Siegertyp“, dessen „jugendliche[r] Aktivismus viele junge 
Menschen für PRO NRW begeistern kann“, urteilte Ende 2011 der 
Pro NRW-Be zirks verbandsvorsitzende für das Bergische Land, Udo 
Schäfer, über seinen jungen Kollegen.41 Nach den Razzien leugnete  
der Pro NRW-Chef Beisicht diese Verbindungen. „Keinem Kan di-
da ten, keinem Funktions träger von uns kann man ernsthaft einen 
Kontakt zu Neo nazis nachweisen“42, so Beisicht im Interview mit 
dem WDR. Wenn Parteimitglieder mit „Verfassungsfeinden“ ko ope-
riert hätten, dann würden diese „natürlich unverzüglich aus der 
Partei aus ge schlossen“.43 Dennoch dauerte es vier Monate bis sich 
die Wege von Ronsdorf und Pro NRW trennten. Mittlerweile will Pro 
NRW nicht mehr an ihren einstigen „Hoffnungsträger“ erinnert wird. 
Seinen Platz im Rat hat seit Februar 2013 ein Nachrücker inne. 

Allen öffentlich gewordenen Verwicklungen und negativen 
Schlag  zeilen zum Trotz: Vormalige Neonazis und NPD-Funktionäre 
können noch immer „Posten“ bei Pro NRW nahestehenden Orga-
ni sa tion en erlangen. So wurde im September 2012 Christoph 
Schmidt als Beisitzer in den NRW-Landesvorstand des Rings frei
heit licher Jugend (RFJ) gewählt. Schmidt war 2009 Kommu nal wahl-
kan didat der NPD und bis 2010 der „Landes beauftragte“ der NPD-
Jugendorganisation JN. Damit bleiben die gebetsmühlenartig wieder-
holten Distanzierungen vom „NS-Narrensaum“ fragwürdig. 
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Dominik Clemens
Welches Verhältnis hat Pro NRW zu 
anderen Rechtsaußen-Gruppen?  

Es ist eng am rechten Rand des politischen Spektrums. Trotz in der 
Be  völ kerung weit verbreiteter rassistischer und antidemokratischer 
Ein stellungen, gelingt es den extrem rechten Parteien kaum, dieses 
Potenzial bei Wahlen zu mobilisieren. Das ist ein wesentlicher Unter-
schied zu anderen europäischen Ländern, wo rechtspopulistische 
Parteien teils zweistellige Wahlergebnisse einfahren. Gerade das 
ein   wohnerstärkste Bundesland NRW galt wahlpolitisch schon immer 
als schwieriges Pflaster für die extreme Rechte. Dass gleich mehre-
re extrem rechte Parteien miteinander konkurrieren, bringt Pro NRW  
zusätzliche Schwierigkeiten. 

Während die Pro-Parteien eine Zusammenarbeit mit der 
bun   des weit weitaus größeren und erfolgreicheren NPD – anders als 
in den frühen Jahren von Pro Köln – ablehnen und diese im „rech-
ten Narren saum“ verorten, pendelt das Verhältnis zu anderen 
Rechtsaußen-Gruppen zwischen (angestrebter) Kooperation und 
scharfer Konkurrenz. Dabei geht es Pro NRW vor allem darum, 
den eigenen Führungsanspruch im sogenannten „freiheitlichen 
Lager“ – also im po li tischen Spektrum zwischen Unionsparteien  
und dem neonazistischen Milieu – geltend zu machen. Denn bei 
konkurrieren den Kandidaturen aus dem rechten Lager ist der Einzug 
von Pro Köln/Pro NRW in Fraktionsstärke in Stadträte und Kreis tage 
bedroht. Und bei der Landtagswahl würde ein Rückgang des Stim-
menanteils auf unter ein Prozent (2012 erhielt Pro NRW 1,4 Prozent) 
den Ausschluss aus der Wahlkampfkostenerstattung zur Folge ha-
ben. In der Größenordnung dieser „1-Prozent-Hürde“ bewegt sich 
das landesweite Potenzial von Pro NRW, ein Einzug in den Landtag 
liegt derzeit in unerreichbarer Ferne. Allein für die Finanzierung der 
weiteren Arbeit ist es für Pro NRW daher essentiell, konkurrierende 
Kräfte einzubinden. Dies gelingt bislang aber nur mit mäßigem Er-
folg. 
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In den Jahren 2012 und 2013 bestand eine punktuelle Zusammen-
arbeit mit der verbal-militanten, islamfeindlichen German Defense 
League, die in NRW einige „Divisionen“ mit wenigen Anhänger_in-
nen unterhält. Diese verstärkte zwar gelegentlich durch Präsenz 
Pro-Aktionen auf der Straße, besitzt aber sonst nur eine geringe 
Re levanz.

Schwieriger gestaltet sich das Verhältnis zu anderen Rechts-
außen-Parteien: Nach der Bundestagswahl 2013 meldete sich Pro 
NRW-Chef Beisicht zu Wort und äußerte – auch mit Blick auf das 
schlechte Abschneiden von Die Freiheit (die sich an der PVV des 
niederländischen Rechtspopulisten Geert Wilders orientiert) und 
Pro Deutschland: „Jetzt gilt es, PRO NRW und PRO KÖLN als die mit 
Abstand aussichtsreichste und parlamentarisch verankerte freiheitli-
che Partei bei den Kommunalwahlen und der Europawahl zu stär-
ken, um dann anschließend die freiheitliche Bewegung bundesweit 
neu zu ordnen.“44 Von der angestrebten Neuordnung – unter der 
Führung von Pro NRW, die selbst nicht nur Wahl angetreten war –  
kann aber derzeit keine Rede sein. Die ursprünglich als Ableger von 
Pro Köln gegründete Partei Pro Deutschland geht inzwischen ei-
gene Wege. Und die lange von Pro NRW umgarnten Republikaner 
(REP) kooperieren lieber mit den verbliebenen Resten der Kleinst-
partei Die Freiheit. Das Verhältnis von Pro NRW zu den REP, die 
sich seit Jahren im Niedergang befinden, war in den vergangenen 
Jahren kompliziert. Zwar wurde 2010 der „Ausbau der politischen 
Koopera tion“ zwischen bei den Parteien mit dem Ziel „einer ge-
meinsamen Wahlplattform bei der nächsten Europawahl im Jahr 
2014“45 vereinbart. Praktische Folgen blie ben aber weitgehend 
aus. Bei einer als „Marsch für die Freiheit“ titulierten Demonstrati-
on in Köln im Mai 2011 war zwar eine größere REP-Delegation an 
den Rhein gereist, bei der auch der Parteivorsitzende Rolf Schlie-
rer als einer der Redner_innen auftrat. Knapp zwei Jahre später 
sind die Beziehungen zwischen den beiden Parteien deutlich ab-
kühlt. Schlierer reagierte verschnupft auf die Ankündigung von Pro 
NRW, im Alleingang zur Europawahl zu kandidieren: „Wir nehmen 
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zur Kenntnis, dass die von unserer Seite offen geführten lau fenden 
Kooperationsgespräche von Pro-NRW-Seite ohne vorherige Ankün-
digung zugunsten eines Alleinganges beendet wurden.“46 Dieses 
Vorgehen lasse begründete Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Ko-
operationsbereitschaft von Pro NRW aufkommen. 

Die Avancen von Pro NRW waren auch am vehementen Wider-
stand der nordrhein-westfälischen REP-Parteibasis gescheitert. Deren 
Lan des ver band verweigerte sich – anders als der Bundesvorstand -  
strikt einer Kooperation. Dabei spielte wohl auch eine Rolle, dass 
einige REP-Aktivisten (darunter auch kommunale Mandatsträger) 
die dahinsiechende Partei in Richtung Pro NRW verlassen haben. 
Im Jahr 2010 bezeichnete die damals amtierende REP-Landesvor-
sitzende Ursula Winkelsett Pro NRW als „Laus, die sich permanent zum 
Ele fanten aufbläst“47. Ein knappes Jahr später kam sie einem Partei-
ausschluss, den das REP-Bundespräsidium aufgrund ihrer Haltung 
zur Pro NRW anstrebte, zuvor, indem sie ihren Austritt erklärte. Eine 
Kooperation zwischen beiden Parteien findet dennoch nicht statt. 

Die größte Gefahr droht der Beisicht-Truppe durch die im Fe-
bruar 2013 gegründete Alternative für Deutschland (AfD). Zwar lässt 
sich die AfD nicht per se dem extrem rechten Lager zuordnen. Doch 
verbindet die Partei wirtschaftsliberale Vorstellungen mit einer 
rech ten Kritik an der Europäischen Union und wandte sich in ih-
rem Wahlprogramm zur Bundestagswahl gegen die „ungeordnete 
Zu wan  de rung in unsere Sozialsysteme“. Mit derlei Positionierungen 
spricht die AfD zum Teil ähnliche Wähler_innen-Millieus an wie Pro 
NRW. Und die neugegründete Partei, die bei der Bundestagswahl 
2013 aus dem Stand 4,7 Prozent der Stimmen auf sich vereinte, 
ist für viele im rechten Lager derzeit das aussichtsreichere Projekt. 
Zum Beispiel für den von Pro NRW hochgelobten Staatsrechtler 
Karl Albrecht Schachtschneider, der mittlerweile Unterstützer der 
AfD ist. 2009 hielt er einen Vortrag bei der Pro Köln-Ratsfraktion 
und musste noch 2011 als Kronzeuge für die Anti-Euro-Position der 
Pro-Parteien herhalten.48 Pro NRW ist unter Druck geraten.
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Jörg Kronauer 
Mit welchen internationalen Akteuren 

arbeitet Pro NRW zusammen?  

Die wichtigsten internationalen Bezugspunkte für die Pro-Or ga ni sa-
tion en sind bislang die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) und der 
Vlaams Belang aus Belgien gewesen. Beide gehören zu den stärk-
sten rechtspopulistischen Organisationen in Europa.

Die FPÖ ist international bekannt, seit sie Ende der 1990er-
Jahre unter ihrem damaligen Vorsitzenden Jörg Haider große Erfolge 
erzielte und am 4. Februar 2000 gemeinsam mit der ÖVP die öster-
reich  ische Regierung bildete. Seit ihrem Bruch mit Jörg Haider im 
Jahr 2005 wieder in der Opposition, hat die Partei inzwischen er-
neut an Stärke gewonnen und am 29. September 2013 mit 20,5 
Pro  zent bei den Nationalratswahlen an ihre Spitzenergebnisse von 
vor 20 Jahren anknüpfen können. Die FPÖ vertritt die klassischen 
Ele men te rechtspopulistischer Politik. Dazu gehören insbesondere 
eine dezidierte, rassistisch konnotierte Ablehnung von Immigration, 

„Marsch für die Freiheit“ mit Vertreter_innen von FPÖ und Vlaams Belang  
(Köln, Mai 2011).
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scharfe, oft kulturrassistisch gefärbte Angriffe gegen den Islam und 
der Ruf nach einem „starken Staat“. Die FPÖ gründet historisch wie 
po li tisch im deutschnationalen Spektrum Österreichs, das in der 
Ge schichte immer wieder einen „Anschluss“ an Deutschland ge-
for  dert hat. Entsprechend weist sie personelle Kontinuitäten zu 
NS-Organisationen auf, denen etwa ihre ersten Parteivorsitzenden 
ent stammten. Wiederkehrende Anklänge an die NS-Zeit haben darin 
ihren Ursprung, zum Beispiel Äußerungen des FPÖ-Politikers John 
Gudenus, die die Shoah relativierten; Gudenus wurde 2006 dafür 
ge richt lich verurteilt.

Der Vlaams Belang steht in einer Tradition, die in die Zeit der 
flämischen Kollaboration mit dem NS-Reich zurückgeht. Der NS-
Kollaborateur Staf de Clercq sei „einer der historischen Anführer“49 
des Vlaams Belang, äußerte Filip Dewinter, der führende Kopf der 
Partei, im August 2005. Politisch hat der Vlaams Belang große 
Ähnlichkei ten mit der FPÖ; dies gilt besonders für seine kultur-
rassistisch gefärbten Angriffe gegen den Islam. Vor allem aber setzt 
er sich für die Abspaltung Flanderns, der niederländischsprachigen 
Gebiete im Norden Belgiens, ein. Seinen größten Wahlerfolg konnte 
er im Jahr 2004 feiern, als er bei den Parlamentswahlen in Flandern 
24,2 Prozent der Stimmen erzielte. Zuletzt musste er spürbare Ver-
luste hinnehmen, weil ein Teil seiner Wählerschaft zu einer neuen 
separatistischen Kraft, der NieuwVlaamse Alliantie (N-VA), über ge-
laufen ist. Bis heute unterhält der Vlaams Belang Kontakte in die 
extreme Rechte; laut einem Parteibeschluss vom Januar 2011 darf 
beispiels weise Roeland Raes, der wegen Relativierung der Shoah 
ver ur teilt worden ist, Parteimitglied bleiben.

Eine aktive Kooperation mit FPÖ und Vlaams Belang unter-
hielten die Pro-Organisationen vor allem in den Jahren 2007 bis 
2009. Im Herbst 2007 kam es zu Verhandlungen zwischen FPÖ, 
Vlaams Belang und Pro Köln über eine engere Zusammenarbeit. Die 
FPÖ-Politikerin Susanne Winter aus Graz berichtete im November 
2007 in der österreichischen Rechtsaußen-Wochenzeitung Zur 
Zeit:
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„Der muslimische Einwanderungs-Tsunami, der in den letzten Jahr  -
zehn  ten unseren europäischen Kontinent mit Ausländern isla mi-
schen Glaubens überflutet hat, muß unbedingt und un ver züg lich 
ge  stoppt werden. Die volkstreuen Parteien, wie der Vlaams Be lang, 
pro Köln oder die FPÖ, werden diesen Entwicklungen zukünftig streit-
baren Widerstand entgegensetzen. Deshalb werden wir ein Städte-
bünd nis gegen die Islamisierung Europas ins Leben rufen, das am 
An fang aus der Achse Antwerpen-Köln-Graz bestehen wird.“50 

Hintergrund der ungleichen Kooperation – FPÖ und Vlaams 
Belang sind sogar im nationalen Durchschnitt viel erfolgreicher als 
die Pro-Organisationen in ihren wenigen Hochburgen – war das Be-
mühen der zwei Parteien aus Österreich und Belgien, sich einen 
deut schen Verbündeten heranzuziehen. Ein solcher Verbündeter 
wäre unter anderem wichtig, um im Europaparlament eine starke 
Fraktion bilden zu können.

Entsprechend unterstützten FPÖ und Vlaams Belang die Pro-
Organisationen intensiv bei deren zwei Versuchen in den Jahren 
2008 und 2009, durch Großveranstaltungen mit internationaler 
Beteiligung („Anti-Islamisierungs-Kongresse“) zu punkten. Das 
Schei   tern dieser Veranstaltungen hat zum sinkenden Interesse von 
FPÖ und Vlaams Belang an Pro NRW beigetragen, auch wenn die 
Be ziehungen weiterhin gepflegt werden, etwa durch Besuche von 
Pro-Personal beim Wiener Akademikerball. Die „Anti-Islamisierungs-
Kongresse“ haben zugleich lose Kontakte der Pro-Organisationen zu 
weiteren Parteien des rechtspopulistisch-rassistischen Spektrums in 
Europa offenbart, etwa zur italienischen Lega Nord oder zur Schwei
zerischen Volkspartei (SVP). Beim zweiten dieser „Kongresse“ trat 
mit Petra Edelmannová die Vorsitzende der tschechischen Kleinst-
partei Národní Strana auf, die kurz zuvor eine „Endlösung der Zi-
geu ner  f rage“ gefordert hatte. Versuche der Pro-Organisationen, 
Be    zie hungen zu dem niederländischen Rechtspopulisten Geert 
Wilders aufzunehmen, sind bislang nicht von Erfolg gekrönt.
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Beate Küpper
Welches Potenzial haben 
rechtspopulistische Parteien? 

Rechtspopulistische Parteien wie Pro NRW können nach Ansicht 
vie ler Autor_innen vor allem dann mobilisieren, wenn das Ausmaß 
sozialer Desintegration – tatsächlich oder auch nur wahrgenommen –  
hoch ist51 und politische Unzufriedenheit herrscht.52 Zudem müssen 
die verbreiteten Positionen auf Rückhalt und Zustimmung stoßen. 
Auf welchem Nährboden gedeiht also eine rechtspopulistische Partei 
wie Pro NRW, oder umgekehrt gefragt, wie viele Menschen könnten 
für ihre Propaganda empfänglich sein? 

Pro NRW greift Einstellungen auf, die in der Bevölkerung 
ohne   hin mal mehr, mal weniger konkret vorhanden sind, verschärft 
diese und verknüpft sie miteinander, stets mit der Behauptung, 
die etablierten Parteien würden die aufgeworfenen Themen tabu i-
sieren. Sie setzen dabei ganz gezielt vor allem auf abwertende Ein-
stellungen gegenüber schwachen Gruppen, insbesondere gegen-
über Einwanderern, Flüchtlingen und religiösen Minderheiten. 
Hin    zu kommt die Forderung nach härteren Strafen zur Herstellung 
von Recht und Ordnung, also eine demonstrative „Law-and-Order“-
Hal tung wie sie sich im Autoritarismus zeigt.53 In den vergangenen 
Jahren arbeiten sich rechtspopulistische Strömungen wie Pro NRW 
zu vorderst an Muslimen ab54, oft versteckt hinter einer vor ge scho-
be nen, vermeintlichen „Islamkritik“. Die Pro-Gruppen bekennen sich 
zwar vordergründig zur Demokratie, beweisen jedoch mit ihrer Hetze 
ge gen über Minderheiten genau das Gegenteil, verlangt Demo kratie 
doch die Möglichkeit zur gleichberechtigten Teilhabe aller Be völ ke-
rungs gruppen in ihrer Verschiedenheit.

Das Langzeitprojekt „Gruppenbezogene Menschen feind lich-
keit“ am Institut für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung 
der Universität Bielefeld unter Leitung von Wilhelm Heitmeyer hat 
über zehn Jahre lang, von 2002 bis 2011, solche abwertenden Ein -
stellungen in der Bevölkerung untersucht. Aus NRW stehen die Da-
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ten von jährlich ca. 350 Befragten ohne Migrationshintergrund zur 
Verfügung, aus denen sich mit der aufgrund der kleinen Stichprobe 
gebotenen Vorsicht Hinweise für ein mögliches Potenzial von Pro 
NRW ableiten lassen. 

Im Jahr 2011, dem letzten Erhebungsjahr der Studie, erweisen 
sich bundesweit rund 9 Prozent, in NRW 8 Prozent der Bevölkerung als 
rechtspopulistisch eingestellt, das heißt, sie vertreten sowohl frem-
den feindliche, als zugleich auch antisemitische, muslim feindliche 
und aggressiv autoritäre Einstellungen. Die Zustimmung zu einzelnen 
Komponenten des rechtspopulistischen Ein stellungsmusters ist 
da  bei sogar deutlich höher. So sind fast die Hälfte der befragten 
Deutschen (47 Prozent; in NRW 42 Prozent) der Ansicht, „es leben 
zu viele Ausländer in Deutschland“, 37 Prozent (in NRW knapp 30 
Prozent) vermuten „viele Juden versuchen aus der Vergangenheit 
des Dritten Reiches heute ihren Vorteil zu ziehen“. 30 Prozent (in 
NRW 28 Prozent) stimmen der Aussage zu, „durch die vielen Muslime 
in Deutschland fühle ich mich manchmal wie ein Fremder im eigenen 
Land“ und zwei Drittel (67 Prozent, in NRW 59,5 Prozent) meinen, 
„um Recht und Ordnung zu bewahren, sollte man härter gegen 
Außenseiter und Unruhestifter vorgehen“. Gruppenbezogene Men-
schen feindlichkeit ist dabei gerade in den Regionen in Deutschland 
hoch, in denen die NPD bei Wahlen erfolgreich über die 5-Prozent-
Hürde gesprungen ist. Offenbar gehen abwertende Einstellungen in 
der Bevölkerung Hand in Hand mit Wählerstimmen. 

Knapp jeder Zehnte in Deutschland und fast ebenso viele 
Menschen in NRW vertreten also ein ganzes Bündel von Ein stel-
lungen, wie sie auch Pro NRW propagiert. Dieses Zehntel der Be-
völ kerung fühlt sich zudem durch die etablierten Parteien immer 
weniger vertreten, unter ihnen gibt es vergleichsweise viele Nicht-
Wähler_innen und Unentschlossene. Ihre politische Entfremdung 
ist dramatisch hoch, wenn über 90 Prozent dieser Personen unter-
stellen „Leute wie ich haben sowieso keinen Einfluss darauf, was die 
Regierung tut“. Ihre Zweifel an der Demokratie sind deutlich stärker 
ausgeprägt als in der übrigen Bevölkerung, indem sie z. B. der An-



50| Ursprünge, Entwicklungen und Strategien

sicht sind, die Demokratie führe eher zu „faulen Kompromissen statt 
zu sachgerechten Ent schei dun gen“. Besonders bedenklich ist, dass 
diese Personen deut lich eher bereit sind, Gewalt auszuüben, um den 
eigenen Status zu ver tei di gen und diese Tendenz in den vergangenen 
Jahren weiter zu ge nom men hat. 

Diese Einstellungen erhalten ein besonderes Gewicht vor 
dem Hintergrund weiterer Mobilisierungsindikatoren wie der so zi-
alen Ungleichwertigkeit. Die Schere zwischen Arm und Reich steht 
min destens weit offen.55 In den Augen der Bevölkerung ist die Lage 
subjektiv gesehen noch deutlich ungünstiger. Im Survey zur Gruppen-
be zo genen Menschenfeindlichkeit bezeichnete im Er he bungs jahr 
2011 fast ein Drittel der Befragten bundesweit und ebenso in NRW 
die eigene finanzielle Lage als eher oder sehr schlecht. 42 Prozent 
der Befragten hatten den Eindruck, im Vergleich dazu, wie andere in 
Deutschland leben, weniger als ihren gerechten Anteil zu erhalten. 
Befragte, die rechtspopulistische Einstellungen vertreten, stimmen 
hier besonders häufig zu.

Etliche der Personen, die rechtspopulistische Einstellungen 
vertreten, scheinen also abholbereit für Parteien wie Pro NRW, die 
mit ihrer bedenklich aggressiven Agitation selbst immer stärker 
auch rechtsextreme Züge zeigt. Das hohe Ausmaß an sozialer Un-
gleich heit, ob tatsächlich vorhanden oder nur gefühlt, kommt hin-
zu. Das Mobilisierungspotenzial von Pro NRW wird auch davon ab-
hängen, inwieweit es der Partei gelingt, soziale Ungleichheit mit den 
vorhandenen menschenfeindlichen Stimmungen zu verknüpfen, und 
sich als „Retterin“ gegen die etablierten Parteien zu positionieren.
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Heiko Klare
Wie stark ist Pro NRW? 

„Angesichts der bisherigen Wahlerfolge und immer mehr neuer 
Kommunalwahlantritte, denkt die etablierte Politik derzeit wie
der laut über eine Einführung einer Sperrklausel bei den Kommu
nal  wahlen nach“56 – tönt es im August 2013 auf der Internetseite 
der Par tei. Dass es seit Jahren aus unterschiedlichen politischen 
Lagern Über  le gungen zur (Wieder-)Einführung einer Prozent-Hürde 
für Kommu nal  parlamente gibt, die natürlich rein gar nichts mit Erfolg 
oder Miss er folg von Pro NRW zu tun haben, bleibt dabei unerwähnt.

Ähnliche Beispiele maßloser Übertreibungen finden sich auch 
bei anderen Gliederungen der Partei. Eine „erfolgreiche Bürger-
de mo“ gegen ein linksautonomes Zentrum im Stadtteil Kalk etwa 
wird laut Pro Köln „wohl als Meilenstein in die bisherige Arbeit der 
freiheitlichen Oppositionsbewegung eingehen“57. Statt der im Vor-
feld angekündigten „mehreren hundert“ und der im Nachgang be-
haupteten „über 150“ waren aber wohl nur etwas mehr als 90 Per-
sonen vor Ort, um im Sinne von Pro NRW zu demonstrieren. Auch 
Berichte über die Arbeit und vorgeblichen Erfolge der kommunalen 
Fraktionen werden in der Regel im propagandistischen Stil verfasst. 
So behauptet etwa die Fraktion von Pro NRW in Radevormwald, 
dass ein „Pro-NRW-Effekt“ gewirkt hätte und es aufgrund einer von 
der Fraktion einberufenen Ratssondersitzung gelungen sei, „ein ge-
wanderte Zigeuner“ aus der Stadt zu entfernen. Schon während der 
Sondersitzung wurde allerdings klar: Die Mietverträge der spanischen 
und rumänischen Familien laufen zeitnah aus, die Bewohner_innen 
werden ausziehen. Ausdrücklich bedauert wird der Wegzug der 
Familien von den zuständigen Sozialarbeitern und den Schulen, in 
denen die Kinder angemeldet waren: „Die Zeichen standen auf Inte-
gra tion.“58

Die Stoßrichtung ist bei diesen und ähnlichen Verlautbarungen 
der Partei immer gleich. Es geht in der Regel nicht um eine auch 
nur annähernd realistische Darstellung der jeweiligen Kundgebung, 
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Demonstration oder politischen Vorhaben, sondern ausschließlich 
um die Konstruktion von Erfolgsmeldungen. So soll zum Einen ge-
zeigt werden, dass Pro NRW eine aussichtsreiche Alternative zu den 
„etablierten Altparteien“ ist, zum Anderen aber auch personelle und 
programmatische Stärke signalisiert werden. Wie steht es aber wirk-
lich um die vorgebliche Stärke der Partei und ihrer Gliederungen?

Laut Rechenschaftsbericht der Partei aus dem Jahr 2012 
hat Pro NRW 1.137 Mitglieder, von denen aber offenbar eine nicht 
unerhebliche Zahl von ca. 140 Personen vom Vorstand be stim mte 
„Ehrenmitglieder“ sind. Das Ministerium für Inneres und Kommu
nales NRW schätzt die Mitgliederzahl von Pro Köln und Pro NRW 
im Verfassungsschutzbericht 2012 auf insgesamt 1.100. Die im 
Ver gleich mit anderen extrem rechten Parteien relativ hohe Mit glie-
der  zahl (die NPD hat in NRW schätzungsweise 700, Die Rechte als 
Auffangbecken militanter Neonazis nur geschätzte 130, die rechts-
populistische Partei Die Freiheit kam zuletzt bundesweit nur auf ca. 
750 Mitglieder) darf nicht über die regional sehr unterschiedliche 
Verankerung hinwegtäuschen. So konnte die Partei trotz wiederholter 
Versuche etwa im Münsterland keine handlungsfähigen Strukturen 
aufbauen. In Köln, Leverkusen, Gelsenkirchen, Radevormwald oder 
auch im Rhein-Erft-Kreis verfügt sie aber über ein relativ stabiles 
Stammwähler_innenpotential zwischen drei und fünf Prozent.

Ende 2013 ist Pro NRW in acht Stadträten mit insgesamt 
18 Mandaten sowie in drei Kreistagen mit insgesamt vier Man da-
ten vertreten. Damit konnte die Partei die Gesamtzahl ihrer Ver-
tre tungen in den Kommunalparlamenten nicht erhöhen, obwohl 
seit 2009 einige auf den Listen von REP, NPD und DVU gewählte 
Mandatsträger zu Pro NRW wechselten. Der Grund hierfür liegt im 
sich drehenden Personalkarussell: Die „Überläufer“ aus anderen 
ex trem rechten Parteien wurden durch Austritte neutralisiert. So ist 
Pro NRW beispiels weise in ihrer Wahlhochburg Dormagen (2009: 
4,9 Prozent) nicht mehr vertreten, da die lokalen Mandatsträger die 
Partei verlassen haben. Insgesamt verlor Pro NRW gegenüber 2009 
ein Mandat in einem Kreistag sowie drei Mandate in Stadträten.59 
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Die Arbeit in den Kommunalvertretungen ist häufig geprägt vom Ver-
such, möglichst viel Aufmerksamkeit zu generieren und sich selbst 
als Kämpferin gegen die anderen, „verbrauchten“ Parteien sowie 
ge   gen Korruption zu etablieren. Dabei soll etwa durch das Ein be-
ru fen von kostspieligen Sondersitzungen des Rates oder durch An-
trä  ge zu „unverdächtigen“ Themen eine vorgeblich seriöse Ar beit 
do   ku   men tiert werden. In Bergheim beantragte die Pro NRW-Frak-
tion beispielsweise die Verlegung eines Kinderspielplatzes oder die 
Renovierung einer Fußgängerunterführung – aber auch ein Ver bot 
der Gesichtsverschleierung in öffentlichen Gebäuden. Eine sach ori-
en tierte Kommunalpolitik, die sich an den Bedarfen in den je weiligen 
Orten orientiert, findet jedoch in der Regel nicht statt, in weniger 
öffentlichkeitsrelevanten Bezirksvertretungen und Aus schüs sen sind 
die Vertreter_innen von Pro NRW in der Regel kaum wahr nehm bar. 

Unterstützung erfährt Pro NRW vor allem aus dem sich selbst 
als „islamkritisch“ bezeichnenden rechtskonservativen bis deutsch-
nationalen Spektrum, das sich über islamfeindliche Internetblogs  
wie Politically Incorrect vernetzt. Hier bildet sich ein Resonanzraum 
für die rassistischen Interpretationen von Pro NRW. Die politischen 
Angebote und Deutungsmuster der „Bürgerbewegung“ sind zudem 
überall dort anknüpfungsfähig an Diskurse der Mehrheitsge sell-
schaft, wo De batten um Moscheeneubauten oder islamische Ver-
einigun gen vor allem entlang rassistischer Deutungsmuster sowie 
muslim feindlicher Stereotype geführt und damit Ängste und Re-
ssenti ments geschürt werden. Hier greift die von Pro NRW an ge-
strebte „medienorientierte politische Inszenierungsstrategie, die auf 
Eskalation und Diskurs verschiebung ausgerichtet ist“60.

Auch wenn die tatsächliche Stärke und Reichweite von Pro 
NRW weitaus geringer eingeschätzt werden muss, als die Partei es 
nahezulegen versucht: Vor Ort, in der konkreten Auseinandersetzung 
im Wahlkampf oder Stadtrat, sind die Aktivist_innen von Pro NRW 
eine große Herausforderung für Politik und Zivilgesellschaft, der mit 
einer bloßen Abgrenzung gegen „Nazis“ nicht zu begegnen ist.
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Phill ip Becher
Was heißt rechtspopulistisch? 

Kaum ein Begriff in der öffentlichen Auseinandersetzung ist so 
schiller  nd wie der des Populismus. Und kaum ein Politiker, kaum 
eine Politikerin dürfte noch nicht von einem Kontrahenten aus dem 
je  weils entgegengesetzten politischen Lager eben jenes Populismus 
bezichtigt worden sein. Fällt dieses Urteil, so bezieht sich dies zu meist 
auf ein Konstatieren von vermeintlich unmöglich zu realisierenden  
For  de rungen oder auf eine schlicht opportunistische Haltung ge-
gen über angeblichen Positionen in der Bevölkerung zwecks Zu stim-
mungs maximierung. In diesem Bezug auf die potenzielle Wählerschaft 
ver  steckt sich das im Begriff des Populismus aufscheinende Volk  
(la tein isch „populus“). Der Populismus-Begriff ist untrennbar mit 
einer ne  ga  tiven Bewertung verbunden.

Umso überraschender ist es daher, wenn man feststellen 
muss, dass rechtsgerichtete Politiker_innen den Terminus des 
Pop u   lis  mus, und damit konkret des Rechtspopulismus, als po si-
tive Selbstkennzeichnung für sich entdeckt haben. Hierauf hat 
Alexander Häusler bereits 2008 hingewiesen. Er deutete die affir-
ma tive Benutzung des Begriffs seitens der Pro-Gruppen „in Form 
eines ‚Corporate Branding‘“ als eine „gezielte Strategie der öffent-
lich keits wirksamen Selbstinszenierung als ‚neue starke Kraft‘ 
von rechts.“61 Diese Analyse hat an Gültigkeit nichts verloren: In 
einem Interview zum Ausgang der Bundestagswahl 2013 sprach 
der Pro NRW-Vorsitzende Markus Beisicht über „Veränderungen in 
der bun des deutschen Parteienlandschaft“, die „uns ausreichend 
Platz [gäben], ein freiheitliches bzw. rechtspopulistisches Kor-
rek tiv zu den verbrauchten Altparteien parlamentarisch zu ver-
ankern.“62 Ver ständ lich wird dies vor dem Hintergrund der Her kunft 
prominenter Ak teure von Pro NRW aus organisatorischen Zu sam-
menhängen des Neo faschismus und der sich hieraus er ge benden 
Notwendigkeit der Distanzierung, um als „Anwälte des Volkes“ 
glaub haft zu wirken. Es stellt sich also die Frage, inwieweit sich 
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Rechts popu lismus und an de re Strömungen der extremen Rechten 
voneinander unterscheiden. 

Die wissenschaftliche Erforschung des Themas hat zahl rei-
che unterschiedliche Definitionen des Rechtspopulismus hervor ge-
bracht. Je nach Fokussierung der Forschung und jeweils gewählter 
theoretischer Prämisse fallen die Ergebnisse sehr verschieden aus. 
Der moderne Rechtspopulismus betrat die politische Bühne Euro-
pas in den 1970er-Jahren. Nach ersten Frühformen bereits kurz 
nach dem Zweiten Weltkrieg in Italien und Frankreich bildeten sich 
zu  nächst in Skandinavien, später auch in weiteren Ländern des 
Konti nents die ersten dauerhaft erfolgreichen rechtspopulistischen 
Par teien. Nicht zufällig fiel sein Erscheinen mit dem Beginn des 
Sieges zugs des Neoliberalismus, einer „Lehre, die den Markt als Re-
gu lierungs mechanismus gesellschaftlicher Entwicklungs- und Ent-
schei dungsprozesse verabsolutiert“63, zusammen. Genau wie der 
Neo  li be ra lis mus den Aufsteigern und Siegern des kapitalistischen 
Wettbewerbs das Wort redet, fixieren sich die bewegungsförmigen 
und sich von herkömmlichen Parteistrukturen abgrenzenden rechts-
popu lis ti schen Formationen organisatorisch auf charismatische 
Führer    fi guren vom Schlage des angeblichen „self-made man“. 
Hier   für stellt der Österreicher Jörg Haider das Paradebeispiel dar, 
ob  wohl sein durch Erbschaft zustande gekommener sozialer Auf  -
stieg keineswegs „selbstgemacht“ war. Zugleich nimmt der Rechts -
popu   lis   mus die gesellschafts- und wirtschaftspolitische Vision des 
Neoliberalismus in sich auf64, geriert sich aber zugleich als Schutz-
an walt auch derer, die auf der Verliererseite der wirt schaft lichen 
Entwicklung stehen. Allerdings soll dieser Schutz nur für die jenigen 
gel ten, die zur jeweils eigenen Ethnie oder zum häufig religiös 
konno tier ten Kulturkreis gehören, um die politische Frontlinie quer 
zu den realen gesellschaftlichen Konflikten zu ziehen. Als Lösung 
so   zia ler Probleme wird zumeist „law and order“ empfohlen. Eine 
wei tere Quelle des Rechtspopulismus ist die vor allem seit den 
1970er-Jahren zu verzeichnende intellektuelle Strömung der Neuen 
Rechten. Der dort entwickelte Ethnopluralismus, dem die Vorstellung 
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einer unveränderlichen nationalen beziehungsweise kulturellen 
Iden  ti  tät zugrunde liegt und der sich vom klassischen „biologischen“ 
Rassis mus abzusetzen versucht, findet in der Agitation gegen Mus-
li me seinen Widerhall. Ein weiteres Feindbild sind vermeintlich un-
fähige oder korrupte politische Eliten, die sich von den Interessen 
des „Normalbürgers“ entfernt hätten. Die Kritik an den Eliten ist aller-
dings von keinem egalitären Anspruch geleitet. Unter Verwendung 
einer Formulierung des Sozialwissenschaftlers Reinhard Opitz lässt 
sich der Rechtspopulismus zusammenfassend als eine Bewegung 
begreifen, die sich anschickt eine „parlamentsfähige Massenbasis 
für administrativ-autoritäre Politik“ im Spannungsfeld „zwischen Par-
tei und Sammlungsbewegung“65 herzustellen.

Anders als der Rechtspopulismus versteht beispielsweise 
Claus Cremer, der Landesvorsitzende der nordrhein-westfälischen 
NPD, seine Partei nach wie vor als „Weltanschauungspartei“66. 
Und obwohl Teile des Neofaschismus ebenfalls eine Revitalisierung 
durch die Neue Rechte erfahren haben, ist dort der Bezug zu den 
Ideen des frühen 20. Jahrhunderts immer noch Trumpf, wie die 
ita lienische Gruppierung CasaPound zeigt, die sich bereits durch 
ihre Namensgebung eindeutig positioniert.67 Anders als der Neo-
faschismus, dessen gewaltsames Auftreten sich jüngst im Falle 
der griechischen Goldenen Morgenröte besonders virulent zeigt 
und der sich pseudo-revolutionär gibt, distanziert sich der Rechts-
populis mus verbal von Gewaltanwendung und ist auf ein strikt bür-
ger liches Auftreten bedacht. Dass rechtspopulistische Agitation 
lang fristig allerdings die Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung 
politischer Ziele nach sich ziehen beziehungsweise als Bezugspunkt 
und Begründungszusammenhang dienen kann, hat das Massaker 
von Utøya des Anders Behring Breivik vom Juli 2011 gezeigt, dem 
69 Menschen, die ein Ferienlager der Jugendorganisation der nor-
wegischen Arbeiterpartei besuchten, zum Opfer fielen. Breiviks Hass 
auf „Marxismus“ und „Islam“ speiste sich auch aus der Agitation 
derjenigen, die sich eine „Rettung des Abendlandes“ auf ihre Fahnen 
geschrieben haben.
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Patrick Fels
Was bezweckt Pro NRW mit 

Kundgebungen vor Moscheen? 

„Das Thema Islamisierung drückt die Menschen und es liegt 
uns po li tisch nahe, also haben wir es uns ausgesucht. [...] 
Gerade in Groß städten kann man damit punkten! Wir haben 
eine Marktlücke be setzt, und es ist der Einbruch in Schichten 
gelungen, die wir sonst nicht erreicht hätten.“68

„Pro NRW wird die AntiIslamPartei werden!“69

Mit diesen Worten fasste der Pro NRW-Vorsitzende Markus 
Beisicht 2007 und 2008 die Strategie seiner Partei, sich auf das 
Thema Islam zu konzentrieren, zusammen. Pro NRW macht sich da-
bei eine vor allem seit den Anschlägen vom 11. September 2001 
ent stan de ne Stimmung zunutze, wonach sich Muslime verstärkt 
mit Vorurteilen, Ressentiments und Rassismus konfrontiert sehen. 
Gleich zei tig treten Muslime in Deutschland in den letzten Jahren 
aber auch zunehmend selbstbewusst auf und fordern ihren Platz 
in der Gesellschaft ein. Damit ist auch der Wunsch verbunden, die 
eigene Religion nicht mehr in unscheinbaren Zweckbauten oder 
Hin ter   hof moscheen auszuüben, sondern stattdessen re prä sen ta ti ve 

Pro NRW zeigt im Mai 2012 „Mohammed-Karrikaturen“  
vor der im Bau befindlichen Zentralmoschee in Köln-Ehrenfeld.
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Moscheen, oftmals mit Kuppel und Minarett, zu er rich ten. Diese 
beiden Entwicklungen haben dazu geführt, dass die Aus ein an der-
setzung über den Neu- oder Ausbau von Moscheen zu einem zen-
tra len Schauplatz in der gesellschaftlichen Aus ein an dersetzung um 
Toleranz, Integration und Religionsfreiheit ge wor den ist. Eine Ent-
wick lung, die Pro NRW mit Simplifizierungen, Pau scha li sier ungen 
und einer klaren Feindbildbestimmung für sich zu nutzen versucht: 
„Uns geht es in erster Linie um die Großmoschee als Symbol der 
Überfremdung, der Parallelgesellschaft und der türkischen Massen-
ein wanderung. […]  Solche politischen Steilvorlagen nicht zu nutzen 
[…] , ist Verrat an der einheimischen Bevölkerung.“70

„Ausländer raus“, die klassische Parole extrem rechter Par-
tei en, ist damit einer Zuschreibung gewichen, welche nicht in erster 
Linie die Herkunft, sondern die zugeschriebene „islamische“ Kultur 
der betreffenden Menschen ins Zentrum rückt. Die Auswüchse 
einer kleinen radikalen Fraktion innerhalb des Islams werden auf 
alle Muslime ausgedehnt und auf die simple Gleichung gebracht: 
Islam = fremd = gefährlich. „Der Islam“ gilt Pro NRW als unvereinbar 
mit der Demokratie in Deutschland. Unsicherheiten, Ängste, aber 
auch rassistische Ressentiments versucht Pro NRW sich zunutze 
zu machen und in Wählerstimmen umzusetzen. Sie tun dies ins be-
son dere dort, wo Bauprojekte von Moscheen zu Kontroversen führ-
en. Bekanntestes Beispiel ist der Bau der Ditib-Zentralmoschee in 
Köln-Ehrenfeld. Seit 2004 wurde hier die zentrale Kampagne von 
Pro Köln entwickelt. Mittels einer Unterschriftenkampagne für ein 
Bürgerbegehren wollte Pro Köln 2007 den Bau verhindern. Dies 
schei ter te letztendlich aus rechtlichen Gründen, bescherte den 
Rechts  populist_innen aber immerhin fast 16.000 Unterschriften, 
die ihr Anliegen unterstützten. Trotz des Misserfolgs konnte Pro Köln 
die dadurch gewonnenen Namen und Adressen als Grundstock für 
Ver schickungs aktionen ihrer Werbematerialien nutzten und so einen 
Personalstamm für Aktionen aufbauen. Während des Wahl kampfes 
zur Kommunalwahl 2009 veranstalteten sie monatlich Kund ge bun-
gen am Bauplatz der Ehrenfelder Moschee. Als Höhepunkt dieser 
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Kam pag ne wurden in Köln 2008 und 2009 zwei „Anti-Islamisierungs-
kongresse“ ausgerichtet, an denen Vertreter_innen verschiedener 
rechts populistischer Parteien aus Europa teilnahmen. 

Pro NRW geht es nicht um eine konstruktive Beteiligung an 
der Ausgestaltung kommunalen Lebens. Die bloße Anwesenheit von 
betenden Muslimen wird als Zumutung empfunden. Konsequenter-
weise spricht man in diesem Zusammenhang von Moscheen oder 
islamischen Gemeindezentren pauschal von „islamistischen Ein-
richtungen“71. Eine Differenzierung zwischen der Religion des Islams 
und dessen verschiedenen Strömungen sowie den politischen Be we-
gungen des Islamismus wird bewusst vermieden.

Seit den Landtagswahlen 2010 und 2012 hat Pro NRW 
eine Strategie etabliert, die die Zentralität des Themas Islam noch 
einmal verdeutlicht: Auf dem Höhepunkt des Wahlkampfes bereisten 
Anhänger_innen von Pro NRW im Bau befindliche oder bereits fer-
tig gestellte Moscheen im gesamten Bundesland, um dort gegen an-
geb liche Überfremdung oder vermeintliche Parallelgesellschaften 
zu demonstrieren. Die Auswahl der Moscheen war dabei willkürlich, 
neue Bauprojekte gehörten gleichermaßen dazu wie seit längerem 
fertiggestellte Moscheen; Gemeinden, die eine konservative Lesart 
des Islam vertreten genauso wie solche, die einen reformorientierten 
Islam praktizieren. Dies zeigt ein weiteres mal, dass es Pro NRW 
nicht um eine Auseinandersetzung um radikale Strömungen im Islam 
geht, sondern um eine pauschale Diffamierung aller Muslime, die es 
wagen, ihre Religion in Deutschland offen auszuleben.

Dabei bedient sich Pro NRW für diese Kampagnen gerne 
bei anderen rechtspopulistischen Parteien im Ausland. Das Motto 
des Wahlkampfes 2010 „Abendland in Christenhand“ stammt ur-
sprünglich von der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ). Für ein 
Motiv eines Wahlplakats bediente sich Pro NRW einer Vorlage der 
Kampagne für ein Minarettverbot der Schweizerischen Volkspartei 
(SVP) aus dem Jahr 2009. Diese hatte mittels eines Volksentscheids 
erwirkt, ein Bauverbot für Minarette in die Schweizer Verfassung 
aufzunehmen. Diese Forderung wird seit 2010 auch von Pro NRW 
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ver treten – ungeachtet der Tatsache, dass solche Volksentscheide in 
Deutschland nicht möglich sind.

Das erklärte Ziel von Pro NRW, den (Neu-)Bau von Moscheen 
aktiv zu verhindern, kann bisher nur als gescheitert bewertet wer-
den, da sie dies in keinem einzigen Fall erreicht haben. Gleichwohl 
konnten sich die Rechtspopulist_innen zumindest regional be kannt 
machen und Einfluss auf einzelne Moscheebau-Debatten neh-
men. Es scheint jedoch so, dass das Thema mit der Umsetzung 
gro  ßer Moscheebauprojekte wie in Köln und dem Abflachen der 
De  batte seinen Zenit überschritten hat. Dass sich anti-islamische 
Ressenti ments auch weiterhin für populistische Kampagnen von 
rechts eignen, zeigen nicht nur aktuelle Mobilisierungen gegen 
Mo schee bauten in Witten oder Remscheid, sondern wurde auch 
im Wahlkampf zur Landtagswahl 2012 deutlich. Um ihren Kund ge-
bungen eine zusätzliche Brisanz zu geben, zeigte Pro NRW vor den 
jeweiligen Moscheen Mohammed-Karikaturen. Dies war zuvor von 
Markus Beisicht als Wahlkampf „bis an die Schmerzgrenze“ und der 
„maximalen Provokation“ angekündigt worden.72 In Solingen und 
Bonn kam es daraufhin zu Ausschreitungen gewaltbereiter Salafisten.

Leonie Wellmann 
Warum redet Pro NRW von 
„Asylmissbrauch“? 

Anfang 2013 startete Pro NRW eine Kampagne unter dem Motto 
„Volks initiative gegen Asylmissbrauch!“. Die Kampagne beinhaltete 
eine Kundgebungstour quer durch NRW, bei der die Partei vor ver-
meintlichen Brennpunkten des „Asylmissbrauchs“ Halt machte. Was 
aber meint Pro NRW, wenn von „Asylmissbrauch“ gesprochen wird? 
Den Begriff haben sie nicht erfunden. Er wurde bereits Anfang der 
1990er Jahre in Medien und Politik zur Stimmungsmache gegen 
Asyl  suchende benutzt. Der Begriff unterstellt Asylsuchenden, dass 
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sie keine wirklichen Fluchtgründe hätten und sich den Aufenthalt 
„erschleichen“ wollten, um Sozialleistungen zu erhalten.

Pro NRW verwendet den Begriff „Asylmissbrauch“, um sich 
nach außen von extrem rechten Forderungen wie der nach einem 
„Ein  wanderungsstopp“ abzugrenzen. Damit erwecken sie den An-
schein, dass sie das Grundrecht auf Asyl prinzipiell befürworten 
wür den. Von den in Deutschland gestellten Asylanträgen wurden in 
den letzten Jahren im Schnitt nur zwischen 1 Prozent und 1,6 Pro-
zent anerkannt.73 Pro NRW drehen dies in ihrer Argumentation zum 
Beweis dafür, dass die große Mehrheit der Asylsuchenden sich So-
zial leistungen erschleichen wolle. So behauptete Udo Schäfer, der 
Vorsitzende der Pro NRW-Fraktion in Radevormwald: 

„Menschen, die angeblich verfolgt sind und um Leib und Leben 
fürchten, kommen ins Land, werden rundumversorgt und zeigen 
sich dann bei einer honorierten minimalen Leistung für die für sie 
aufkommende Gesellschaft widerspenstig. […] Da wir aber wissen, 
daß sich ziemlich genau 98% der Asylanten widerrechtlich im Lande 
aufhalten, de facto als reine Wirtschaftsflüchtlinge also Asylbetrug 
begehen, wundert mich die ‚Zurückhaltung‘ bei Arbeitseinsätzen 
nicht.“74 Asylsuchenden wird kollektiv unterstellt, zu betrügen und 
da mit kriminell zu sein. Wirkliche Asylgründe hätten sie nicht. 

Tatsächlich liegt die geringe Anerkennungsquote der Asyl-
an  träge am restriktiven Asylsystem. Die Quote ist deswegen so ge-
ring, weil Deutschland mit Verweis auf das Dublin II-Abkommen 
einen großen Teil der Anträge ablehnen kann. Diese fallen in den 
Zu ständigkeitsbereich des „Erstaufnahmelandes“, also desjenigen 
eu  ro  pä ischen Staates, in den der oder die Asylsuchende zuerst 
ein   ge   reist ist. Durch die „Sichere Drittstaaten-Regelung“ wird ge-
währ  leistet, dass in alle Staaten abgeschoben werden darf, die als 
„sichere Drittstaaten“ deklariert werden, da dort nach Ansicht der 
Bun  des  regierung keine politische Verfolgung stattfindet und sich 
die Staaten an die Genfer Flüchtlingskonventionen halten. Zu den 
„sicheren Drittstaaten“ zählen alle EU-Mitgliedsstaaten, aber auch 
die Schweiz und Norwegen. Wer über einen „sicheren Drittstaat“ 
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nach Deutschland einreist, hat keinen Anspruch auf Asyl in Deutsch-
land, sondern kann in das Erstaufnahmeland abgeschoben werden. 
Da Deutschland komplett von „sicheren Drittstaaten“ umgeben ist, 
hat einen Anspruch auf Asyl in Deutschland faktisch nur, wer mit 
dem Flugzeug eingereist ist. Außerdem wurden sogenannte „sichere 
Herkunftsstaaten“ bestimmt, von denen angeblich an ge nommen 
wer  den kann, dass dort weder politische Verfolgung noch Folter dro-
hen. Als „sichere Herkunftsstaaten“ gelten alle EU-Mit glieds staaten 
sowie Ghana und Senegal. Problematisch hieran ist, dass nicht in 
allen Ländern, in denen offiziell keine po li tische Verfolgung herrscht, 
auch alle Bevölkerungsgruppen vor Dis kri mi nierung und Verfolgung 
geschützt sind. 

Die Rede von einem „Missbrauch“ des Asyls ist zudem irre-
führend, da zunächst jede Person das Recht hat, einen Antrag auf 
Asyl zu stellen. Dieser wird dann bearbeitet und entweder abgelehnt 
oder angenommen. Es wird somit nur das Recht auf die Beantragung 
von Asyl wahrgenommen. Selbst wenn dieses abgelehnt wird, ist die 
Antrag stellung in keiner Weise als „Missbrauch“ oder „Betrug“ zu in-
ter pretieren.

Außerdem spricht Pro NRW zwar oft von „Asyl“ oder abfällig 
von „Asylanten“, benutzt den Begriff aber sehr ungenau. Oftmals hat 
der Kontext, in dem der Begriff verwendet wird, faktisch gar keinen 
Zusammenhang mit dem Thema Asyl. Auf der Internetseite von Pro 
NRW wird beispielsweise das Thema Asyl mit der Zuwanderung 
aus Osteuropa gemeinsam abgehandelt, obwohl bei europäischer 
Binnen  mi gra tion gar kein Asyl beantragt werden muss. In diesem Zu -
sam men  hang wird auch häufig von „Wirtschaftsflüchtlingen“ ge-
sprochen, ein Begriff, der Angst schürt vor der angeblichen „Aus-
beu tung“ der Sozialsysteme durch Migrant_innen. Im Rahmen 
ihrer Kundgebungstour im Frühjahr 2013 stand Pro NRW nicht nur 
vor Unterkünften für Asylsuchende, sondern auch vor normalen 
Wohn  häu  sern, in denen Sinti und Roma wohnen – also an Orten, 
die eigent lich nichts mit dem Thema Asyl zu tun haben. Außerdem 
wird behauptet, dass Asylsuchende besonders kriminell seien, ein 
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weit eres rassistisches Stereotyp. Es wird eine homogene Masse vor-
ge stellt, die unter dem Begriff „Asyl“ gefasst und mit rassistischen 
Zu  schreibungen belegt wird.

Die aktuelle Kampagne startete Pro NRW vor dem Hintergrund 
der im Sommer 2012 begonnenen Debatte über steigende Zahlen 
von Asylanträgen in der Bundesrepublik. Weltweit sind immer mehr 
Men schen auf der Flucht. Die Anzahl der Asylanträge in Deutsch land 
liegt dennoch weit unter derjenigen der 1990er- Jahre. In Me dien 
und Politik wurde mit Metaphern wie „Zustrom“ oder „Flücht lings-
welle“ eine angstvolle Atmosphäre geschürt, die eine Über for de-
rung und Ausnutzung Deutschlands suggeriert. Besonders Bun-
des  innenminister Hans-Peter Friedrich heizte die Debatte über an-
geb liche „Armutsflüchtlinge“ an und forderte eine Verschärfung der 
Ein wanderungs- und Asylpolitik. Da die meisten Kommunen in den 
vergangenen Jahren ihren Bestand an Unterkünften für Asylsuchende 
stark reduzierten, verfügen sie nun über zu wenig Wohnraum. Be-
stehende Unterkünfte müssen erweitert, neue Wohnheime gebaut 
werden. Teilweise mussten Asylsuchende vorübergehend in Ho tels 
untergebracht werden. In vielen Städten äußert sich in der Be völ ke-
rung starke Ablehnung gegen den Bau neuer Unterkünfte, teilweise 
ist diese durch rassistische Stereotype geprägt.

Mitglieder von Pro NRW besuchten städtische Infor ma ti ons - 
  ver anstaltungen, die über die Bauvorhaben informierten, um dort 
das Wort zu ergreifen. Teilweise wurden, wie in Köln, vor den Ver-
an staltungsorten kleine Mahnwachen durchgeführt. In den be -
treffenden Stadtvierteln verteilte Pro NRW große Mengen an 
Flug  blättern. Pro NRW versucht so, an die Ängste und Vorurteile 
der Anwohner_innen anzuschließen und diese zu verstärken. So 
warnt die Partei davor, dass „der Stadtteil kippt“75, sollten die Asyl-
suchenden aufgenommen werden. Eine ständige Bedrohung durch 
angebliche „Überfremdung“ wird suggeriert. Pro NRW macht sich 
zudem die Form der Volksinitiative zunutze, bei der Unterschriften 
gesammelt werden, damit der Landtag sich erneut mit dem Thema 
Asyl auseinandersetzen muss. Viele Bürger_innen in strukturell be-
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nachteiligten Vierteln fühlen sich übergangen, wenn eine Unterkunft 
für Asylsuchende in ihrem Viertel gebaut werden soll und sie diese 
Entscheidung erst aus der Zeitung erfahren. Dieses Gefühl, dass „die 
da oben“ über die Köpfe der Bürgerinnen und Bürger entscheiden 
würden, nutzt Pro NRW für sich. 

HansPeter Killguss
Wen meint Pro NRW mit „mobiler  
ethnischer Minderheit“?

„Im Übergangsheim […] werden die Wirtschaftsflüchtlinge und 
An ge hörige ‚einer mobilen ethischen Minderheit‘ auf Kosten der 
Steuer zahler außerordentlich komfortabel untergebracht.“76 
Solche und ähn liche Einträge finden sich bei Pro NRW, wenn es um 
Menschen aus Südosteuropa geht, die in Deutschland Asyl beantra-
gen. Im Mittel punkt rassistischer Hetze stehen dabei insbesondere 
Roma. Der Begriff der mobilen ethnischen Minderheit ist dem Po li-
zei-Jargon entlehnt. Die Rechtspopulist_innen nutzen ihn zumeist in  
einem ironisierenden, die vermeintliche Diktatur der „political correct-
ness“ an klagen den Kontext: Man dürfe ja den althergebrachten Be-
griff nicht mehr benutzen, obwohl doch alle wüssten, wer gemeint ist. 
Seit gut eineinhalb Jahren wird die gegen Sinti und Roma gerichtete 
Rhetorik von Pro NRW zunehmend aggressiver: „Tabuthema Zi geu-
ner? Mit uns nicht“, lässt sich der Kölner Ratsherr Jörg Ucker mann 
zitieren.77 Uckermann spricht von einer „Zigeunerkriminalität“, die 
keine unzulängliche Verallgemeinerung sei. Sinti und Roma würden 
„für zunehmenden sozialen Brennstoff und gesteigerte Kriminalitäts-
raten“ sorgen. Man müsse „im Bedarfsfall“ bereit sein, „diese Per so-
nen kreise umgehend auszuweisen.“78 

Der Begriff des „Zigeuners“ wird von der Bürgerrechtsbewe-
gung der Sinti und Roma seit Ende der 1970er Jahre als diskri mi-
nie rend angeprangert.79 Auch wenn sich manche Angehörige der 
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Min der  heit selbst als „Zigeuner“ sehen, handelt es sich um eine ten-
den ziell negativ konnotierte Fremdbezeichnung.80 Im Prozess des 
nation-buildings im 18. und 19. Jahrhundert wurden Sinti als „wild“, 
„fremd“ und „gefährlich“ stigmatisiert und aus dem Kreis der zu „den 
Deutschen“ Gehörigen ausgeschlossen. Mit der Popu la risierung von 
Rassevorstellungen wurde die unterstellte Devianz als erblich bedingt 
betrachtet. Die Nationalsozialisten erhöhten den Verfolgungsdruck 
auf Sinti und Roma erheblich und deportierten sie in Ghettos und 
Vernichtungslager, wo Tausende dem Genozid zum Opfer fielen.

Die unzureichende Auseinandersetzung mit dem Völker-
mord nach 1945 ist einer der Gründe für die Kontinuität von  
Stereo typen, die bis heute fortwirken. Dazu gehört die Unterstellung  
von Primitivi tät und Kriminalität. Gemäß der rassistischen Logik 
werden diese Eigenschaften bei den als „Zigeunern“ Wahr ge-
nommenen als qua si natürliche Eigenschaften an ge nommen.  
In den Kampagnen von Pro NRW wie „Nein zum Asylmissbrauch“ 
wird ihnen ein „Er schleichen von Sozialleistungen“ vorgeworfen. 
Auch mit dem rassistischen Slo  gan „Geld für die Oma statt für  
Sinti und Roma“ befördert Pro NRW die Vorstellung einer „Wir-
Gruppe“ der Deut schen (zu denen die Roma nicht gehören sollen), 
der etwas weg genommen wird.81 

Was hier mitschwingt ist der Glaube, mit einer ethnisch tief 
verwurzelten Faulheit konfrontiert zu sein. Der Müßiggang zeige sich, 
so die Projektion, in der Ablehnung, arbeiten zu wollen. Dabei haben 
Asyl suchende keinen ungehinderten Zugang zum Arbeitsmarkt in 
Deutschland. Anknüpfend an Bedrohungsszenarien, die auch in 
der Mitte der Gesellschaft Verbreitung finden, spricht Pro NRW 
von einem „Asylbewerberstrom“ nach Nordrhein-Westfalen. Das 
Boot sei „nicht nur voll, sondern droht bereits zu kentern!“82 Mit 
der Metapher des vollen Bootes wurde bereits Anfang der 1990er 
Jahre ein rassistisches Bild eines von Flüchtlingen bedrohten 
Deutsch lands gezeichnet. Allerdings wird nur ein minimaler Pro-
zent  satz der Asylanträge in Deutschland anerkannt. Dies gilt ins be-
son dere für Flüchtlinge aus Serbien und Mazedonien, von denen 
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nicht wenige aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur Minderheit der Roma 
in ihren Heimatländern massiver Diskriminierung oder Gewalt aus-
ge setzt sind. Auf Betreiben des Bundesinnenministeriums führte 
das Bundesamt ab Herbst 2012 für Flüchtlinge aus Serbien und 
Mazedonien pauschale Ablehnungs-Schnellverfahren durch. 

Die verstärkte Agitation gegen Asylsuchende und Sinti und 
Roma durch Pro NRW ist eine Reaktion auf eine seit Sommer 2012 
ausgetragene Debatte über steigende Asylanträge sowie über die 
Neuzuwanderung aus Bulgarien und Rumänien. In der öffent lichen 
Diskussion werden beide Gruppen vermischt und unter dem Begriff 
der „Armutsmigration“ als Bedrohung des Wohlstands dar ge stellt. 
2012 lag der der Saldo aus Zu- und Fortzügen rumänischer und 
bul garischer Staatsbürger_innen bei lediglich 71 000.83 Einen freien 
Zu gang zum Arbeitsmarkt haben bislang nur Hochschulabsolvent_
innen, Aus zubildende und Saisonarbeitskräfte. Ab Januar 2014 
besteht dann die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit für Menschen 
aus Bulgarien und Rumänien. Die Arbeitslosenquote lag 2012 bei 
9,6 Prozent84, die überwiegende Mehrheit der aus diesen Ländern 
eingewanderten Bürger_innen gehen also einer Erwerbstätigkeit 
nach und zahlen dem Steuer recht entsprechend Steuern und Sozial-
ab gaben. Sie sind meist qualifizierte Fachkräfte mit ab ge schlossen er 
Berufsausbildung, die in verschiedenen Branchen tätig sind. 

Wie viele Menschen aus Südosteuropa, die in Deutschland 
Sozialleistungen beantragen, tatsächlich zur Minderheit der Roma 
gehören, lässt sich nur schätzen. Auch wenn es sich nur um eine kleine 
Gruppe handelt, entwirft Pro NRW ein Zerrbild, mit dem die Partei 
an Ressentiments in der Bevölkerung anknüpfen möchte. In einigen 
Ruhrgebietsstädten agitiert Pro NRW gegen „Problemhäuser“ oder 
wie in Duisburg ganz offen gegen das „Zigeunerhaus“.85 In solchen 
Häusern schlagen die Besitzer aus der sozialen Notlage der Men schen 
Gewinn, indem sie vernachlässigte Immobilien zu Wucherpreisen an 
Zugewanderte vermieten. „So entsteht ein Teufelskreis des wachsen-
den Elends, der Stoff für Bedrohungsszenarien abliefert und den 
Eindruck einer massiven Einwanderung potenziert.“86
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Sinti und Roma sind zu einem Feindbild und Angriffsziel von Pro 
NRW geworden. Wenn Pro NRW über die Minderheit spricht, dann 
durchgängig unter Rückgriff auf rassistische Stereo type. Soziale Pro-
bleme werden in demagogischer Weise auf die ethnische Her kunft 
zurück geführt. Eine solche Rhetorik, die An ge hörige der Min der heit 
der Roma pauschal verdächtigt und sie immer wieder zu Sünden-
böcken für gesellschaftliche und öko no mi sche Konflikte ab stempelt, 
ist ge fährlich. Sie stellt nicht nur den Be grün dungs zu sam menhang 
für rassistische Ausgrenzung dar, sondern kann auch dazu dienen, 
Ge walt zu legitimieren.

Richard Gebhardt
Warum fordert Pro NRW ein hartes 

Durchgreifen von Polizei und Justiz? 

Die Forderung nach einem „starken Staat“ gehört traditionell zum 
pro  grammatischen Arsenal der (extremen) Rechten in Deutschland. 
Mit der in vielfachen Varianten erhobenen Forderung, Polizei und 
Justiz sollten gegen (nicht zuletzt ausländische) Straftäter_innen 
„hart durch greifen“, verbindet sich die strategische Absicht, auch 
an skandalisierende Debatten in den Massenmedien über „Aus -
län der  krimina lität“ sowie die vermeintliche Meinung der „schwei-
gen den Mehr  heit“ in der Bevölkerung anknüpfen zu können. 

Der Vorsitzende von Pro NRW, der Rechtsanwalt Markus 
Beisicht, erläutert diese Forderung: „Ein starker Staat müsste das tun, 
was heute versäumt wird. Wir müssen wieder klare Wertvorstellungen 
formulieren und dafür sorgen, dass diese Wertvorstellungen auch 
umgesetzt werden“87. Hier wird die Forderung nach Stärkung der 
staatlichen Institutionen zur Abrechnung mit den angeblich gegenüber 
„Randgruppen“ zu toleranten „Altparteien“ und dem inneren Feind 
der Bürgerbewegung Pro NRW, der politischen Linken, genutzt: „Die 
linken 68er haben Institutionen an sich unter Faschismusverdacht 
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gestellt und damit auch jede natürliche Autorität“88. Eine Analyse der 
sozialen Ursachen von Kriminalität oder eine differenzierte Analyse 
der „Ausländerkriminalität“ hinsichtlich ihrer sozio-ökonomischen 
Voraussetzungen findet nicht statt. In öffentlichen Verlautbarungen 
und in ihrem Programm wendet sich Pro NRW vor allem gegen 
einen Gegner: Gegen das politische Personal der Bundesrepublik 
Deutschland und die etablierten Parteien, denen in klassisch auto ri-
tärer Manier Führungsschwäche vorgeworfen wird.

Unter dem Titel „Innere Sicherheit gewährleisten. Polizei 
stär ken – Opferschutz vor Täterschutz – Klare Richtlinien für ein 
hartes Durchgreifen der Justiz“ nutzt Pro NRW in den aktuellen Posi-
tionierungen für den Wahlkampf 2014 das Thema ebenfalls zur Ab-
rechnung mit der politischen Linken und ihrem vermeintlichen Ein-
fluss auf die staatlichen Stellen der Bundesrepublik Deutschland: 
„Windelweiche Alt-68er-‘Resozialisierungs‘-Phrasen haben an ge-
sichts brutaler Jugendgewalt, rücksichtsloser Straßenkriminalität, 
organi siertem Verbrechen und hoher Ausländerkriminalität wahr-
lich keinen Platz mehr! Bevor über die ‚schwere Kindheit‘ eines 
Täters lamentiert wird, sollte man sich lieber die schlimmen Folgen 
eines jeden Verbrechens vor Augen halten: Denn die Täter werden 
nach einigen Jahren wieder entlassen, Opfer bleibt man dagegen ein 
Leben lang!“89. Gerade die Polizei solle vor allem in von Migrant_in-
nen bewohnten „Brennpunktvierteln“ mehr Präsenz zeigen. Die 
Ar beit der Polizei solle dabei von der Landespolitik dahingehend 
unter   stützt werden, damit diese „bei einem harten Durchgreifen ge-
gen illegales Verhalten von Migranten nicht plötzlich ungeschützt 
‚Rassismus‘-Vorwürfen ausgesetzt“ wird.

Die erhobenen Forderungen wenden sich gegen das „viel zu 
lasche Jugendstrafrecht“, „Kuschelstrafvollzug“ oder „völlig über-
lastete Staatsanwaltschaften bis hin zu unverständlich milden Rich-
ter sprüchen“. Neben der Erhöhung der Anzahl der Staats an wälte 
und Polizisten wird auch eine „Verschärfung des bisher gelten den 
Jugendstrafrechts“ gefordert. Dabei möchte Pro NRW auch auf die 
Ernennung von Richter_innen Einfluss nehmen: „Bei der Auswahl 
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der Richter sollte zudem darauf geachtet werden, daß hier bei nicht 
politisch links-liberale verortete Personen bevorzugt ein ge stellt wer-
den“, heißt es in den Forderungen der Partei. Die Aus schal tung des 
als allgegenwärtig empfundenen politischen Gegners ist auch hier 
das Ziel, mit dem liberale Reformen in Polizei und Justiz gleichfalls 
unterbunden werden sollen.

Auffällig ist, dass die staatlichen Kontrollinstanzen in der 
Wirt   schafts politik dagegen zurückgenommen werden sollen. Mar-
kus Beisicht fordert ausdrücklich „weniger Staat in der po li ti schen 
Auseinandersetzung, in Bürokratie und Wirtschaft“90 Die wirt-
schafts  po li tischen Positionen vermerken zur Prioritätensetzung 
knapp: „Die Bürgerbewegung pro NRW räumt dem Umweltschutz 
einen hohen Stellenwert ein. Einschlägige Maßnahmen dürfen aber 
nicht die wirtschaftliche Entwicklung behindern“91. Pro NRW bevor-
zugt programmatisch eine nationalstaatlich und regionalspezifisch 
ausgerichtete Wirtschaftspolitik; Regulierungen zum Schutze der 
Umwelt und der Verbraucher_innen etc. – die einer staatlichen 
Intervention bedürfen – geraten dadurch aus dem Blickfeld. Hier 
wird deutlich, dass sich die Forderung nach einem „starken Staat“ 
maßgeblich auf das Politikfeld der inneren Sicherheit konzentriert. 

Zusammenfassend zeigt sich auch hier, dass die (extreme) 
Rech te einer heterogenen Gesellschaft und dem demokratischen 
Plu ra lis mus feindlich gegenübersteht. Bevorzugt wird ein starker 
Staat, der als Führungsmacht beschworen wird und dem sich „die 
Gesellschaft“ unterzuordnen hat. Individuelle Rechte ge rade von 
Minoritäten werden hier ausgeklammert; Klage- und Ein spruchs -
möglichkeiten spielen in diesem Konzept kaum eine Rolle. Statt die 
Möglichkeit der Resozialisierung zu betonen, wird in den Po si tion en 
von Pro NRW vor allem der Strafaspekt herausgestellt. Die Selbst-
inszenierung von Pro NRW als Opfer einseitiger Bericht er stattung 
dient vor allem der Polemik gegen die etablierten Insti tution en der 
Republik. Insofern zeigt sich gerade bei diesen innen politischen 
Forderungen von Pro NRW der autoritäre, vor allem aber gegen die 
Rechte von Minderheiten gerichtete Kurs dieser Splitter partei.
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Marc Neumann
Welche Sozialpolitik hat 
Pro NRW auf der Agenda? 

„[Es] muß langsam mal Schluß sein mit ‚Tischlein deck Dich‘ 
für Sozialschmarotzer aus aller Herren Länder. Vielmehr sollte 
so lang sam mal der politische ‚Knüppel aus dem Sack‘ geholt 
werden.“92

Im Programm der Bürgerbewegung pro NRW, im September 
2007 auf dem Gründungsparteitag beschlossen und Anfang 2013 
überarbeitet, spielt die Sozialpolitik nur eine untergeordnete Rolle. 
So ziale Aspekte tauchen dort zunächst nur im Kontext mit der be-
haup teten Ausnutzung der Sozialsysteme durch die „Massen ein wan-
de rung bildungsferner Schichten“93 auf. Darüber hinaus existiert im 
Par  tei pro gramm lediglich ein weiterer Abschnitt zu sozial po li tischen 
Fragestellungen, der sich mit Vorstellungen der Partei zur Zu   kunft 
der Krankenversicherung befasst (u. a. Ablehnung der Kopf   pau scha -
le, allgemeine Versicherungspflicht, zugleich aber Bei be haltung der 
Privaten Krankenversicherung sowie Vorschläge zur Kosten re du  zie-
r ung und Einnahmenstärkung). Es kann wenig über raschen, dass 
auch in diesem Abschnitt migrantenfeindliche Aspekte einen Kern der 
Pro grammatik bilden und festgestellte oder angebliche Miss stände 
in der gesetzlichen Krankenversicherung ein Vehikel dar  stellen, um 
die Generallinie der Partei gegen Zuwanderung und „Islami sierung“ 
auch sozialpolitisch zu stützen: „Dem Mißbrauch von Chipkarten 
muß vehement entgegen getreten werden. Die Mehr   fach be nutzung 
von Chipkarten durch – häufig ausländische – Per sonen gruppen 
kann zum Beispiel durch Einführung einer Licht bild  pflicht wirksam 
be gegnet werden. Im Hinblick auf Immigranten muß zudem darauf 
geachtet werden, keine zusätzlichen Anreize für eine ‚Einwanderung 
ins soziale Netz der Bundesrepublik‘ zu schaffen. Asylberber [sic!] 
und Sozialhilfeempfänger dürfen bei medizinischen Leistungen nicht 
besser gestellt sein als beitragszahlende Gering- und Normalverdiener 
in gesetzlichen Krankenkassen“, heißt es im Parteiprogramm.



|73Ideologie und Programmatik

Sozialpolitische Konkretisierungen gibt es schließlich in den Wahl-
pro grammen zu den Landtagswahlen NRW 2010 und 2012. Hier-
bei ändern sich die sozialpolitischen Inhalte in nur zwei Jahren gra-
vierend. 

2010 präsentiert sich Pro NRW als „die soziale Heimatpartei“ –  
ein Slogan, der auch von der NPD und der österreichischen FPÖ 
verwendet wird. Im Wahlprogramm zur Landtagswahl im Mai 2010 
findet sich unter der Überschrift „Soziale Gerechtigkeit schaffen“ ein 
längerer Passus mit sozialpolitischen Inhalten.94 Angesichts der zu 
diesem Zeitpunkt bereits knapp drei Jahre andauernden Finanzkrise 
bemüht sich die Partei um eine sozialstaatliche Positionierung, plä-
diert für eine Rückkehr zum „Rheinischen Kapitalismus“ und will 
den „Kasino-“ oder „Turbo-Kapitalismus“ bremsen. Die Forderungen 
wirken zunächst wie linke Positionen; darunter die Einführung eines 
ge setz li chen Mindestlohns von 7 bis 10 Euro pro Stunde, Verzicht 
auf Sozialhilfesenkungen, Nachbesserung bei der Unterstützung 
für Transferempfänger_innen sowie familienpolitische Flankierung 
durch die Einführung eines „Kinderschecks“ in Höhe von 5.000 Euro  
je Kind nebst vergünstigter Familienkredite. Die Rückkehr zur so zi-
alen Marktwirtschaft mitsamt der geforderten sozialen Wohl ta ten 
soll aber im Wesentlichen nur für die „einheimische Be völ ke rung“ 
gelten. So wird die Forderung nach einem Mindestlohn ver knüpft 
mit der Abschottung des Arbeitsmarkts: „Zudem müssen ein hei-
mi sche Arbeitgeber und Arbeitnehmer vor Billig-Konkurrenz aus 
dem Ausland geschützt werden, auch eine totale Freizügigkeit im 
Dienst leistungssektor innerhalb der EU ist deshalb abzulehnen.“ 
For dert Pro NRW die Sicherung und ggf. Nachbesserung des Sozial-
hilfeniveaus „für Staatsbürger“, plädiert die Partei sogleich für eine 
Kosten-Nutzen-Abwägung bei der Einwanderung: „Denn die Ge-
mein  schaft der Staatsbürger ist weder gesetzlich noch moralisch 
ver  pflichtet, geschweige denn in der Lage, das ‚Sozialamt für die 
ganze Welt‘ zu spielen. Nordrhein-Westfalen braucht – wenn über-
haupt – nur Zuwanderer, die uns nutzen, und nicht solche, die uns 
aus  nutzen.“ In diesem Sinne will die Partei auch „[ausländische] 
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Dauer transferempfänger […] in einem rechtsstaatlich geordneten 
Verfahren zügig in ihre Heimatländer“ abschieben. Auch die ge for-
der ten familienpolitischen Maßnahmen sollen keineswegs allen 
Einwohner_innen zu Gute kommen, sondern „wirksam zur Steigerung 
der Geburtenrate der einheimischen Bevölkerung beitragen“. Somit 
entpuppen sich die sozialpolitischen Forderungen als Beitrag zum 
„Überfremdungs“-Diskurs und zur Ablehnung der Einwanderung: „Die 
massenhafte Zuwanderung hat sich […] als zusätzliche Belastung der 
sozialen Sicherungssysteme […] herausgestellt. Zuwanderung kann 
deshalb niemals eine Lösung unserer demographischen Probleme 
sein“, heißt es bei Pro NRW.

Zwei Jahre später, vor den NRW-Landtagswahlen im Jahr 
2012, bleibt vom sozialen Anstrich nicht viel übrig. Auch reduziert 
sich der Textumfang zur Wirtschafts- und Sozialpolitik im Vergleich 
zu 2010 erheblich. Die im neuen Wahlprogramm veröffentlichten 
wirtschafts- und sozialpolitischen Zielsetzungen von Pro NRW zur 
so  zi alen Absicherung der „einheimischen“ Bevölkerung ändern sich 
grundlegend: Von der Rückkehr des Sozialstaats ist nicht mehr die 
Rede; eher halten wirtschaftsliberale Vorstellungen Einzug in die 
Programmatik.95 Pro NRW will nun den „Umverteilungsstaat“ ab-
bauen, für Deregulierung und Bürokratieabbau eintreten. Was sich 
freilich nicht ändert, sind die rassistischen Grundüberzeugungen 
und Kernforderungen der Partei: „Die Geldverschwendung muss 
gestoppt werden. Nicht mehr finanzierbar sind Sozial- und Inte-
gra tions programme für Zuwanderer, die kein Interesse haben, 
sich zu inte grieren. Das bedeutet: Für die ersten fünf Jahre sollten 
Migranten keine Sozialleistungen erhalten. – Integration ist eine 
Bring schuld von Zu wanderern und darf nicht staatlich alimentiert 
werden“, heißt es im Programm, und weiter: „Einwanderung darf 
keine Einwanderung in die sozialen Netze sein. […] Einwandern darf 
nur der, der einen nützlichen Beitrag für das Einwanderungsland 
leisten kann.“ Der einst soziale Anstrich reduziert sich also erneut 
auf die Produktion von Ressentiments gegenüber Einwander_
innen. 
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Wie das erfrischend deutliche Eingangszitat des Remscheider 
Kreis   vor  sitzenden Andre Hüsgen zeigt, bleiben auch nach der 
Land   tags    wahl 2012 die sozialpolitischen Ansätze der Partei eng 
ver  bunden mit der Stigmatisierung von Migrant_innen sowie von 
Asyl suchenden. Im Oktober 2013 sagt Pro NRW nach einem Urteil 
des Landessozialgerichts NRW, wonach auch einem arbeitslosen 
rumänischen Migranten und seiner Familie Leistungen der Grund-
sicherung („Hartz IV“, Arbeitslosengeld II) zustehen, gleich den 
Kollaps der Sozialsysteme voraus. Auch hier schürt man die Angst 
vor Leistungskürzungen für autochthone Deutsche.

Sozialpolitik findet also bei der selbsternannten Bürger be-
wegung nur als Vorwand statt. Ganz andere Inhalte stehen im Vorder-
grund. Gleichzeitig können der Partei sozialpolitische Postulate so-
wohl im Konkurrenzkampf mit anderen extrem rechten Parteien 
nütz lich sein als auch beim Gesprächseinstieg am Wahlkampfstand. 

Barbara Manthe 
Warum will Pro NRW die D-Mark zurück?

  
Der Plan ist simpel und kann zügig umgesetzt werden: Nach einer 
ein jährigen Übergangszeit und anschließender doppelter Währungs-
führung wird der Euro als offizielle Währung in Deutschland ab ge-
schafft. Ab sofort können die Bürger_innen wieder mit der D-Mark 
zahlen, auch der fixierte Wechselkurs von Euro zu D-Mark wird auf-
ge hoben. In nur sieben Sätzen legt die extrem rechte Partei Pro NRW 
auf ihrer Homepage dar, wie sich Deutschland aus jener Krise retten 
soll, die seit Jahren die europäische Staatenwelt erschüttert.

„NRW wählt die D-Mark!“ und „Der Euro ist am Ende!“ Mit 
markigen Sprüchen gegen die europäische Währung warb Jörg 
Uckermann, stellvertretender Vorsitzender von Pro NRW, im Frühjahr 
2012 im TV-Spot seiner Partei um Stimmen bei der nordrhein-
westfälischen Landtagswahl. Als eines von drei Haupt the men kon-
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zen trierten sich die Rechten im Wahlkampf auf die Wieder ein  führung 
der D-Mark. Bereits 2010 hatte Pro NRW ein Kam pagnenflugblatt 
zum Thema veröffentlicht. Was steht hinter der Forderung der rechts-
populistischen Partei, die D-Mark wieder ein zu führen?

Zum Ersten sind europakritische Themen klassische Themen 
der extremen Rechten. Nur wenige Rechte befürworten europäische 
Wirtschafts- und Politikmodelle wie die Europäische Union, welche 
stets auch die Aufgabe eines Teils der nationalen Souveränität be-
in halten. Die wirtschaftliche Unabhängigkeit der eigenen Nation –  
beziehungsweise des eigenen „Volkes“ – ist ein wesentlicher Be-
stand  teil extrem rechten Denkens. Mit der Einschränkung durch den 
Euro büße Deutschland an seiner wirtschaftlichen Macht und Sta-
bi lität ein, so Pro NRW. Der Plan, den Euroraum zu verlassen, fo-
kussiert also wieder stärker auf nationale Grenzen und stellt das ver-
meint liche Wohl der Nation in den Vordergrund. Ohne tiefgehende 
öko no mische Konzepte vorzustellen, wird Deutschland als von 
schweren Belastungen gebeutelt dargestellt, die Deutschen hätten, 
wie es die selbsternannte „Bürgerbewegung“ formuliert, eine „Rolle 
als Melkkühe der Eurozone“96. 

Zweitens können mit der Ablehnung des Euros die Rechten 
so ziale Veränderungen wie den Anstieg von Lebenshaltungskosten 
anprangern und gleichzeitig einfache Lösungen präsentieren. Schuld 
sind die „Anderen“, die die Ersparnisse der Deutschen auffressen. 
So schreibt Pro NRW: „Aus der einstigen Stabilitätsgemeinschaft 
(EWG) ist eine reine Transferunion geworden, bei der insbesondere 
die Deutschen immer mehr zur Kasse gebeten werden.“97 Im 
Wahl  pro  gramm zur Landtagswahl 2012 heißt es: „Weder ist der 
Steuer zahler dafür da, um marode Banken zu finanzieren noch 
bankrotte Volks wirt schaften im EU-Raum.“98 Folgerichtig lautete 
schon 2010 eine For de rung der Partei „keinen Cent für Griechen-
land“ auszugeben sowie den griechischen Staat aus der Eurozone 
auszuschließen.99

Drittens nämlich ermöglicht die Hetze gegen die vermeintlich 
„faulen“ Griech_innen, die als „Eurosünder“100 die Finanzkrise ihres 
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Landes selbst verschuldet hätten, rassistische Ressentiments zu 
schüren. Dass die Rechten dabei auch strategisch vorgehen, ver-
deut licht eine Aussage des Generalsekretärs Markus Wiener, Pro 
NRW läge „sowohl mit unserer islamisierungskritischen Kampagne 
als auch dem Griechenland-Thema ganz nah am Puls der Zeit“101, 
die er im Frühjahr 2010 verlauten ließ. Die Partei hoffte, mit der 
Anti-Griechenlandkampagne ähnlich wie mit ihrer Agitation gegen 
Menschen muslimischen Glaubens Aufmerksamkeit zu erlangen 
und gesellschaftliche Vorbehalte und rassistische Einstellungen zu 
ver schärfen. 

Viertens steht der Wunsch im Vordergrund, ein möglichst brei-
tes Wählerspektrum anzusprechen: Auch wenn sich die Forderung, 
zur D-Mark zurückzukehren, häufiger in den Programmen extrem 
rech ter Parteien wiederfindet, handelt es sich dabei keineswegs um 
ein genuin extrem rechtes Postulat. Sie ist jedoch eine sehr popu lis-
tische Position, die vor allem in Zeiten der Krise bei der Wählerschaft 
an kommt – das denken zumindest die rechten Parteistrategen. Dass 
Pro NRW die Rückkehr zur D-Mark ausgerechnet bei der Land tags-
wahl in den Fokus rückte, obwohl Geldpolitik keine Länder sache 
ist, untermauert den instrumentellen Charakter der Parole. Studien 
haben belegt, dass wirtschaftlich-soziale und po li tische Un zu frie-
denheit zu erhöhter Aufgeschlossenheit ge gen über extrem rechten 
Lösungen führen.102 Im Zeichen von Wirtschaftskrise und sozialer 
Verunsicherung fallen also Vorschläge wie die Wiedereinführung 
der D-Mark auf fruchtbaren Boden, Begriffe wie die „alte deutsche 
Sta  bi  litäts währung“103 suggerieren den Rückbezug auf das Sichere, 
Alther gebrachte und fördern Projektionen, welche die Zeit vor dem 
Euro als wirtschaftlich stabile Phase verklären.
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Karsten Wilke
Welche Stellung bezieht 
Pro NRW zum Nationalsozialismus?

Ein wichtiger Indikator, um Parteien, Organisationen oder Einzel-
per so nen als extrem rechts einzuordnen, sind ihre Stellungnahmen 
zum Nationalsozialismus. Hier gilt es – über eine Auswertung von 
Selbstbeschreibungen hinaus – politische Statements, Ar gu men-
ta  tions muster, bildliche Repräsentationen oder Aktions formen zu 
ana lysieren. Das Ziel dieses Beitrages besteht daher darin, die 
Instru men ta lisierung des Themas durch die nordrhein-westfälischen 
Rechts populist_innen anhand ausgewählter Beispiele zu unter-
suchen und zu interpretieren.

So gehört es zum Standardrepertoire muslimfeindlicher Agi-
ta tion, etwa Mohammed und Hitler gleichzusetzen. Derartige Aus-
fälle finden sich auch bei der selbsternannten Bürgerbewegung 
pro NRW. In Flugschriften, Verlautbarungen oder bei öffentlichen 
Ak tionen tauchen wiederholt Anspielungen oder gar Bezüge zum 
Nationalsozialismus auf. Als beispielhaft kann ein Faltblatt mit dem 
Titel „Die Religion des Friedens: Demnächst auch in deiner Nähe!“ 
dienen. Eine Fotografie auf der Titelseite zeigt eine Erhängung. Die 
Bildunterschrift beschreibt die Szene als „Hinrichtung glaubens-
ab fälliger Muslime in einem islamischen Land“. Auf der Rückseite 
be fin den sich unter der Überschrift „Extremismus tötet!“ Fotos von 
Leichenbergen und Totenschädeln. Sie erinnern an die Auf nah   men 
britischer und amerikanischer Armeeeinheiten aus den Kon  zen-
tra tions  lagern Bergen-Belsen und Buchenwald sowie an Massaker 
der kambodschanischen Roten Khmer. Islam und Muslime werden 
mit Menschheitsverbrechen verknüpft und auf diese Weise als po-
ten zielle Urheber von Krieg und Völkermord diffamiert. Der NS-
Vergleich beschreibt hier den Islam auf perfide Weise als das 
„absolut Böse“. Das von Pro NRW eingeforderte Engagement gegen 
eine „Islamisierung“ erscheint so als Ausdruck eines konsequenten 
demokratischen Anti faschismus. Wiederholt haben Parteiaktivist_
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innen sich in der Ver  gangen heit in Internet-Foren oder auf ihren 
Kundgebungen außer dem dazu verstiegen, zivilgesellschaftliche 
Akteure als „rote SA“ oder „rote Nazis“ herabzuwürdigen. NS-Ver -
glei che werden hier da zu genutzt, um Protest pauschal zu de le gi-
ti mieren und einer in halt  lichen Aus ein andersetzung aus zu wei chen. 
Einher mit einer der artigen Gegner be schreibung geht eine Selbst-
ins zenierung als Ver folgte des Na tional sozialismus, wie die folgende 
Stellungnahme des Arbeits kreises Christen pro Köln belegt:

„So wie heute Pro Köln, waren auch die Juden nur auf ein 
Merk  mal beschränkt und damit stigmatisiert worden. Auch da mals 
ver wendete man die Masche, Opfer zu Tätern zu machen. Dass 
Bus  unter nehmer, Taxis, Hotels und andere infrastrukturelle Ein rich-
tungen angeleitet oder durch Steinewerfer dazu bewegt worden sind, 
Pro-Köln zu boykottieren, entspricht exakt der Auf forderung ‚Kauft 
nicht beim Juden‘.“104

Die Gleichsetzung der ProBewegung mit der jüdischen Be völ-
ke rung während der NS-Zeit erscheint nicht nur unangemessen und 
menschenverachtend, da sie die nationalsozialistischen Verbrechen 
verharmlost, sondern in Verbindung mit der pauschalen Diffamierung 
politischer Gegner auch als Ausdruck eines undifferenzierten, ra di-
ka len Freund-Feind-Denkens.

Unterschwellig lässt sich eine Verharmlosung des NS-Re-
gimes durch Pro NRW auch in Positionierungen zur Beendigung des 
Zweiten Weltkrieges einlesen. Verlautbarungen verbleiben aber nicht 
selten im Bereich der Andeutungen. So äußerte etwa die Kölner Rats-
frau Judith Wolter, der 8. Mai 1945 sei für sie „sicherlich kein Datum 
zu feiern“, da nach dem Sieg der Alliierten „de facto ein Drittel des 
damaligen Reichsgebietes“ verlorengegangen sei105. Der Rückfall 
in die NS-Diktion und die unterschwellige Anklage an „die Sieger“ 
sind gekoppelt an einen Verzicht auf eine distanzierende politische 
und moralische Bewertung des Nationalsozialismus. Auf diese Weise 
werden implizit das NS-Regime verharmlost sowie gleichzeitig eine 
Deutung des Kriegsendes als Befreiung zugunsten einer Lesart als 
Nie der lage oder Beginn von Willkürmaßnahmen zurückgedrängt.
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Die Bezugnahmen der Partei Pro NRW auf den National so  zia lismus 
sind vielfältig. Dazu gehörten einerseits Aussagen wie diejenigen von 
Wolter, die an klassischen Geschichtsrevisionismus erinnern. Ge ra-
de  zu im Widerspruch hierzu steht jedoch die Diffamierung der demo-
kra tischen Zivilgesellschaft als „SA“ oder „Nazis“. Schließlich soll 
der NS-Bezug hier gerade einen illegitimen und verbrecherischen 
Cha ra kter hervorheben. Verstärkt wird das durch eine gleichzeitige 
un an ge messene Gleichsetzung von Pro NRW mit den jüdischen NS-
Opfern. Bei Pro NRW handelt es sich – etwa im Gegensatz etwa zu 
den Republikanern – um eine rechtspopulistische Partei ohne Tra-
di tions  linie zum „Dritten Reich“. Das eröffnet ihr die Möglichkeit, 
selbst be wusst und geradezu beliebig mit NS-Bezügen zu operieren 
und sich selbst und die eigenen Ziele in einer Opposition zu Unrecht, 
Willkür und „Islamisierung“ zu verorten.

„Solidarität mit Israel“ – diese Positionierung dient Pro NRW als Legitimation 
antimuslimischen Rassismus.
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Michael Sturm
Ist Pro NRW gegen Antisemitismus?

Markus Beisicht gab sich empört. Ende Mai 2012 hatten in einem 
interfraktionellen Antrag die im Rat der Stadt Leverkusen ver tre ten-
en Parteien die Verwaltung aufgefordert, die „sich derzeit grün de nde 
jüdische Gemeinde aktiv bei ihrer Suche nach geeigneten Räum-
lich keiten“ zu unterstützen. Nicht einbezogen war indessen Pro 
NRW. Beisicht, Fraktionsvorsitzender von Pro NRW im Lever ku sen er 
Stadt rat, lamentierte daher über den „Schulterschluss der bür ger-
lich en Kräfte mit der in NRW besonders antisemitischen Linken“. 
Den interfraktionellen Antrag kritisierte er als „beinahe floskel haft 
und gequält“. Demgegenüber verlangte Beisicht von der Stadt einen 
„Sicherheitsbericht“, da „Juden […] noch immer durch rechts ex trem-
is ti sche und islamistische Antisemiten bedroht“ seien.106 

Doch nicht nur in Leverkusen, auch andernorts hat sich Pro 
NRW in den letzten Jahren wiederholt vom Antisemitismus dis tan-
ziert. Nachdem es im Sommer 2010 in Aachen zu einer Reihe anti-
se mi tischer Schmierereien gekommen war, sprach beispielsweise 
der örtliche Pro NRW-Kreisvorsitzende Wolfgang Palm der jüdischen 
Gemeinde sein „Mitgefühl“ aus.107 Im gleichen Jahr proklamierte der 
zwischenzeitlich zum Hoffnungsträger der Pro-Bewegung avancierte 
deutsch-schwedische Unternehmer Patrik Brinkmann, der zuvor für 
die NPD und die DVU aktiv gewesen war, eine „deutsche Rechte ohne 
Antisemitismus“, die vor allem in demonstrativ „israelfreundlichen“ 
Bekundungen zum Ausdruck kommen sollte. Doch wie ist diese von 
Pro NRW gleichsam zur historischen Zäsur deklarierte vermeintliche 
Neu po sitionierung zu bewerten? 

Grundsätzlich steht die extreme Rechte in Deutschland vor 
dem Dilemma, mit der Hypothek des Nationalsozialismus um ge-
hen zu müssen. Bildet ein antisemitisch aufgeladener, völkischer 
Nationalismus nach wie vor den Kern des Neonazismus in Deutsch-
land, versuchen die seit den 1990er-Jahren entstandenen rechts-
po pu listischen Parteien, sich als von historischem „Ballast“ be frei te 
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Alternativen im politischen Spektrum rechts der CDU/CSU zu pro fi-
lieren. Die Übergänge zwischen Rechtspopulismus und Neo nazis-
mus sind gleichwohl fließend. 

Zwar bildet der antimuslimische Rassismus den „Markenkern“ 
des Politikverständnisses von Pro NRW, die Abgrenzung von der neo-
nazistischen Judenfeindschaft folgt jedoch vorwiegend strate gi schen 
Überlegungen, für die vier Aspekte kennzeichnend sind. Erstens soll 
auf diese Weise der Selbststilisierung als grundgesetzkonforme und 
„friedliche Bürgerbewegung“108 Glaubwürdigkeit verliehen wer den. 
Zwei tens verortet der Rechtspopulismus aktuelle Er schei nungs for-
men des Antisemitismus nahezu ausschließlich unter Muslimen und 
Muslimas (oder im linken politischen Spektrum) und lastet ihn so der 
„erklärten Feindgruppe“109 an – eine Strategie, die vor allem zu der 
für Pro NRW charakteristischen Konstruktion von „Wir“- und „Sie“-
Gruppen beiträgt. Drittens dient die Behauptung, der „Antisemitismus“ 
sei „gerade eine Folge der Islamisierung“110 und somit „zur größten 
Be drohung jüdischen Lebens in Deutschland seit 1945 geworden“111 
der Verharmlosung der historischen Wurzeln sowie der vielfältigen 
aktuellen Ausprägungen des Antisemitismus in der deutschen Mehr-
heitsgesellschaft. Viertens ist die „Bürgerbewegung“ bemüht, sich 
im Verbund mit anderen europäischen rechtspopulistischen Parteien 
durch eine ostentative „Israelfreundschaft“ außenpolitisch als seriös 
und „westlich“ orientiert zu präsentieren. 

In diesem Kontext sorgte vor allem eine im April 2011 von Pro 
NRW organisierte „Deutsch-Israelische Konferenz“ in Gelsenkirchen 
für Aufsehen. Angekündigt als „Zusammenarbeit deutscher und is-
ra elischer Patrioten“, trafen sich unter dem Motto „Islamisierung 
stoppen – Demokratie durchsetzen“ unter anderem Patrik Brinkmann, 
Markus Beisicht und Rolf Schlierer (Vorsitzender der Republikaner) 
mit Vertreter_innen der israelischen extremen Rechten, die in Israel 
selbst aufgrund ihrer rassistischen, teilweise homophoben Haltungen 
höchst umstritten sind.112 Die Intention der Konferenz beschrieb 
Markus Beisicht folgendermaßen: „Die islamistische Bedrohung 
agiert weltweit und der Crash der Kulturen, der bedroht uns alle. Und 
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die Freunde in Israel müssen ihre Hausaufgaben machen, aber auch 
wir in Deutschland dürfen nicht zulassen, dass die islamistischen 
Parallelgesellschaften das Bild unserer Städte zukünftig prägen.“113 

Die Verlautbarungen der Beteiligten verdeutlichten, dass 
die vordergründige Abkehr vom Antisemitismus allein dem Zweck 
dient, das Kernthema der Partei – den antimuslimischen Rassis-
mus – nicht zuletzt durch die Vereinnahmung vermeintlicher is-
ra eli scher Partner_innen zu legitimieren. Seit der Konferenz in 
Gel sen kirchen sind jedoch die Versuche, Kontakte zu israelischen 
Akteur_innen herzustellen, zurückgegangen. Zwar geriert sich die 
„Bür ger be wegung“ nach wie vor als „proisraelisch“, es bleibt jedoch 
bei verbalen Solidaritätsbekundungen, die vor allem durch anti mus-
limische Polemiken geprägt sind. Eine ähnliche Funktion erfüllen 
die vordergründigen Bekenntnisse zu den jüdischen Opfern des 
Nationalsozialismus, die aber nahezu durchgängig mit rassistischen 
Forderungen verknüpft werden. Am 9. November 2013 mobilisierte 
Pro NRW beispielsweise unter dem Motto „Gegen Asylmissbrauch 
und Armutseinwanderung“ zu zwei Kundgebungen nach Duisburg, 
in deren Rahmen zudem mit einer „Schweigeminute der Opfer des 
national-sozialistischen Pogroms vor 75 Jahren“114 gedacht werden 
sollte. 

Mit dem postulierten Engagement gegen Antisemitismus 
und einer offensiven Distanzierung von der (NS-)Vergangenheit ha-
ben diese Inszenierungen wenig zu tun. Die geschichtspolitischen 
Ar  gu  men ta tions muster von Pro NRW weisen nach wie vor eine für 
die extreme Rechte typische Schlussstrichmentalität, offenkundige 
Ver harmlosungstendenzen und verschwörungstheoretische Im pli  ka ti o-
nen auf. Nicht selten bedienen sie sich der Rhetorik des „sekun-
dä ren Antisemitismus“, der Jüdinnen und Juden als „Verkörperung 
einer unerwünschten und verdrängten Erinnerung an die deutschen 
Verbrechen“ konstruiert, die eine „identifikationsfähige, idealisierte 
nationale Vergangenheitskonstruktion“115 erschwert. Judith Wol-
ter, Fraktionsvorsitzende von Pro Köln, beklagt etwa ein „Dogma 
des Zeitgeistes“, demzufolge es „nur deutsche Täter und fremde 
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Opfer gegeben“ habe. Dieses Deutungsmuster werde „immer noch 
zur Durchsetzung aktueller politischer Ziele genutzt […] indem 
wirtschaftlich oder politisch ungünstige Entscheidungen für unser 
Land moralisch ‚aufgrund unserer Vergangenheit’ begründet wer-
den.“116 

Es erscheint daher kaum verwunderlich, dass Personen, 
die mit ihren einseitig antiisraelischen und teilweise antisemitisch 
konnotierten Positionen zweifelhafte Publizität erzielt haben, von Pro 
NRW als „Dissidenten“ und „Querdenker“ gefeiert wurden. Zu nennen 
ist hier beispielsweise der frühere CDU-Bundestagsabgeordnete 
Martin Hohmann, der in einer Rede zum Tag der deutschen Einheit 
am 3. Oktober 2003 darüber sinniert hatte, ob die „Juden“ als 
„Täter  volk“ zu bezeichnen seien.117 Den im Juni 2003 ums Leben 
gekommenen FDP-Politiker Jürgen W. Möllemann, der zuletzt im 
Bun des tagswahlkampf 2002 mit antiisraelischen Polemiken in 
Erscheinung getreten war, stilisierte Patrik Brinkmann noch Jahre 
später zum Opfer eines Komplotts: „Und immer, wenn jemand in 
Deutschland oder Österreich die falschen Fragen stellt, dann macht 
er, wie Jörg Haider einen mysteriösen Autounfall“ oder „stürzt wie 
Jürgen Möllemann mit dem Fallschirm ab“.118 Die vermeintlichen 
Drahtzieher dieser von ihm ausgemachten Verschwörung nannte 
Brinkmann in seinen Ausführungen freilich nicht, machte aber 
an gleicher Stelle den Zen tral rat der Juden in Deutschland für die 
„Islamisierung unseres Landes“ verantwortlich. Dessen Ge neral-
sekretär Stephan Kramer, forderte er auf, „zum Islam zu kon ver-
tierten“, da man „am Ende immer zu dem zugehören (soll), wo das 
Herz schlägt“.

In diesen Sätzen scheinen zwei klassische Topoi des Anti-
semitismus auf. Zum einen figuriert Stephan Kramer als Repräsen-
tant des Zentralrats der Juden gleichsam als „Fremdkörper“ innerhalb 
einer homogen gedachten (deutschen) „Wir-Gemeinschaft“. Zum 
anderen sind es in dieser Sichtweise, Jüdinnen und Juden bzw. deren 
Interessenverbände selbst, die eine vermeintliche Islamisierung 
Deutsch lands forcieren. Zumindest mittelbar rekurriert diese Pro-
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jek  tion auf das antisemitische Klischee fortwährender jüdischer Ein-
flussnahme, die sich dezidiert gegen (sogenannte) deutsche Inter-
essen richten würde. 

Der (antimuslimische) Rassismus bildet somit zwar die 
zen tra le weltanschauliche Grundposition von Pro NRW, anti semi-
tische Ressentiments sind gleichwohl weiterhin als jederzeit mo-
bilisierungsfähige Ressourcen abrufbar. Von dem behaupteten Bruch 
mit den Traditionslinien der extremen Rechten in Deutschland kann 
somit nicht die Rede sein.

Angelika Strube
Was verbirgt sich hinter 

Christen pro Köln? 

Auch in unserer modernen Gesellschaft genießen christliche Or ga-
ni sationen und die großen Kirchen bei vielen Menschen Vertrauen. 
Men schen, die als Christ_innen erkennbar sind, wird oft ein Ver-
trauens vor schuss entgegengebracht. Auf Menschen, die noch 
nichts über die sogenannte ProBewegung wissen, dürfte der Name 
Christen pro Köln deshalb positiv oder doch wenigstens harmlos 
wirken. Man könnte meinen, hier träfen sich Menschen, die sich aus 
ihrem christlichen Glauben heraus für ihre Stadt einsetzten und die 
sicher lich nichts Böses im Schilde führten.

Genau auf solche „vertrauensbildenden Effekte“ zielen 
rechts  ge richtete Gruppierungen, wenn sie mit ihren Themen und 
Parolen gezielt auf Christ_innen zugehen, sich etwa an De mon stra-
tionen gegen Abtreibung beteiligen, Hetze gegen Homosexuelle als 
Verteidigung christlicher Moral und Hass gegen Muslime als Ver-
tei di gung des christlichen Glaubens darstellen, oder wenn sie ihre 
Internetauftritte mit Zitaten Papst Benedikts XVI. schmücken. Stra-
tegisches Ziel ist es, als „christlich“ oder zumindest „dem Christentum 
nahestehend“ zu erscheinen. Auf diese Weise möchte man für sich 
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beanspruchen, man stünde in der „Mitte der Ge sellschaft“. Zudem 
möchte man Christ_innen blenden und für sich gewinnen. 

Leider finden rechtsextreme Gruppierungen bisweilen auch 
religiöse Sympathisant_innen. Massiver antimuslimischer Rassis-
mus ebenso wie schlimmster Antisemitismus fanden sich z. B. auf 
der ebenso religiös-traditionalistisch wie politisch-rechtsextrem 
aus ge richteten Internetseite kreuz.net, gegen die Ermittlungen 
lau fen und auf der auch die Pro Köln-Bezirksvertreterin Regina 
Wilden veröffentlichte. Auch die abtrünnige Priesterbruderschaft 
St. Pius X. (Piusbruderschaft) steht durch ihre Nähe zu rechten 
Gruppierungen wie dem französischen Front National immer wieder 
in den Schlagzeilen, zuletzt am 15. Oktober 2013 bei der Totenmesse 
für den SS-Kriegsverbrecher Erich Priebke.

Die Arbeitsgemeinschaft Christen pro Köln wurde im Juni 
2008 von führenden Aktivist_innen von Pro Köln gegründet, u.a. 
von den damaligen ProKöln-Stadträten Hans-Martin Breninek 
und Regina Wilden. Verantwortlich für den Inhalt der Internetseite 
der Arbeitsgemeinschaft zeichnet Manfred Rouhs119, 2008 für 
Pro Köln im Stadtrat, heute Vorsitzender der Bürgerbewegung pro 
Deutschland. Die schlecht gepflegte Internetseite der Christen pro 
Köln gibt Aufschluss über den Zustand des Arbeitskreises und 
entlarvt seine Absichten. Zahlreiche Artikel erschienen in den Jahren 
2008 und 2009, danach brechen die Aktivitäten ein; im Frühjahr 
2012 erschienen noch zwei Artikel und seit Juni 2012 wurde die 
Seite offenbar gar nicht mehr aktualisiert (Stand 20.09.2013). Der 
Ar beits kreis äußert sich aber nach wie vor, wenn auch recht selten, 
in Stellungnahmen zu aktuellen kirchlichen Entwicklungen. 

Inhaltlich findet sich die für die Pro-Gruppen typische Hetze 
gegen Muslime sowie gegen Homosexuelle, doch die weitaus 
meisten Artikel (25 von 53) polemisieren gegen Christ_innen, die 
sich für einen Dialog der Religionen und gegen Rechtsextremismus 
stark machen. Vor allem namhafte und sozial engagierte Katholik_
innen der Domstadt wie etwa Pfarrer Franz Meurer, die Vorsitzende 
des Kölner Katholikenausschusses oder der Bund der Deutschen 
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Katholischen Jugend BDKJ werden von Christen pro Köln verhöhnt. 
Ziel ist es, christliche und kirchliche Kritiker_innen von Pro Köln 
und Pro NRW durch persönliche Angriffe und Hetze im Internet ein-
zu schüchtern und zum Schweigen zu bringen. Selbst gegen katho-
li sche Bischöfe und evangelische Präsides wird polemisiert, wenn 
diese Grußworte zum Ramadan verfassen und sich explizit gegen 
die Pro-Gruppen aussprechen, wie es bei spiels weise die evange li-
schen Präsides Nikolaus Schneider und Alfred Buß und die katho-
lischen Bischöfe Felix Genn und Franz-Josef Over beck in einem „Ge-
meinsamen Wort zum Zusammenleben der Re li gionen“ im März 
2010 getan haben.120

Auffallend häufig vermelden die Internetseiten eine Teil-
nahme der Christen pro Köln an Gottesdiensten. Zuvor öffentlich an-
ge kündigt und hinterher mit Handyfotos belegt dienen sie, ähnlich 
wie die Papstfotos und -zitate auf der Internetseite, der politischen 
Effekthascherei: Sie sollen den Eindruck ernstgemeinter Christlich-
keit in der Öffentlichkeit vortäuschen und sind darüber hinaus Ver-
suche der Kontaktaufnahme in kirchliche Kreise hinein.

Insgesamt agiert die Pro-Bewegung berechnend populistisch 
und hängt inhaltlich so manches Fähnchen nach dem Wind. So äu-
ßern sich Christen pro Köln durchweg gegen Homosexualität und 
homosexuelle Menschen, doch 2013 versuchte Pro Köln, gegen 
den Widerstand der CSD-Veranstalter_innen eine Teilnahme am 
Christopher-Street-Day zu erzwingen. Schon im September 2008 
gab Beisicht im Interview für die rechtsgerichtete Wochenzeitung 
Junge Freiheit unter der Überschrift „Wir sind die Stimme der Bürger“ 
seinen strategischen Populismus offen zu: 

„JF: Pro Köln ist also keine Anti-Moscheebau-Bürgerinitiative, 
sondern ein rechtes Parteiprojekt, das nur in diesem Gewand daher-
kommt? – Beisicht: So könnte man sagen. Das Thema Islamisierung 
drückt die Menschen und es liegt uns politisch nahe, also haben wir 
es uns ausgesucht. (…) Wir haben die Marktlücke besetzt, und es ist 
uns der Einbruch in Schichten gelungen, die wir sonst nicht erreicht 
hätten.“121
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Auch Parolen wie „Abendland in Christenhand“ offenbaren eine 
tak  tische Verzweckung des Christentums durch Pro NRW für das 
Schüren antimuslimischer Vorurteile und rassistischer Hetze.

Wenn Pro NRW „Minderheiten, namentlich Ausländer, Mi-
gran  ten und Muslime in menschenrechtswidriger Weise herabsetzt 
und ausgrenzt und das Ziel verfolgt, gesellschaftliche Verhältnisse 
herbeizuführen, in denen die Menschenwürde dieser Minderheiten 
nicht geachtet wird“122, wie das Verwaltungsgericht Düsseldorf in 
seiner Entscheidung vom 15. Februar 2011 festgestellt hat, dann 
missachtet es unser Grundgesetz und die darin festgeschriebene 
Unantastbarkeit der Menschenwürde aller. Ebenso missachtet es un-
verzichtbare Grundüberzeugungen des christlichen (und jüdischen) 
Glaubens wie die der Gottebenbildlichkeit aller Menschen und der 
allen Menschen unterschiedslos zukommenden Nächstenliebe, die 
schon das 3. Buch Mose/Levitikus 19,34 bezeugt. Von christlichen 
Einstellungen und christlichem Gedankengut kann deswegen keine 
Rede sein. Von einer Gruppe wie Christen pro Köln sollten sich 
Christ_innen deshalb nicht blenden lassen.

Michael Klarmann
Warum wollte Pro NRW beim 
Christopher Street Day mitmachen? 

Im Mai 2013 sorgten Pro Köln und Pro NRW mit der Ankündigung, 
mit einem eigenen Wagen am Christopher Street Day (CSD) in Köln 
teilnehmen zu wollen, für Aufregung. In den Jahren zuvor hatten sich 
beide Pro-Gliederungen oder deren Vertreter_innen meist ab wertend 
und diskriminierend über Homosexuelle und den CSD geäußert. Wie 
kam es zu dem vermeintlichen Sinneswandel?

Einerseits wollten Pro Köln und Pro NRW die in Teilen der 
schwul-lesbischen Szene vorhandenen Vorbehalte gegenüber Musli-
men aufgreifen. In Staaten mit radikalislamischen Regierungen wer-
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den Schwule und Lesben diskriminiert, verfolgt, inhaftiert oder ge-
tötet. Gerade Migranten aus einem islamischen Milieu sollen auch 
in Deutschland für Übergriffe auf Homosexuelle verantwortlich sein. 
Beide Pro-Gliederungen wollten sich daher nach ihren Angaben auf 
dem CSD gegen die Unterdrückung von Homosexuellen durch Muslime 
wehren. Die Fraktionschefin von Pro Köln im Stadtrat, Judith Wolter, 
erklärte, man teile „die politische Forderung nach mehr Toleranz 
ge gen  über Minderheiten“ im Motto der CSD-Parade. Es müsse „in 
Köln Platz sein für alle friedlichen und rechtschaffenen Bürger, auch 
wenn sie zum Beispiel einer sexuellen oder politischen Minderheit 
angehören.“ Weder sei es ein „Verbrechen [...], homosexuell zu sein“, 
noch sei es ein solches „einer unbequemen Oppositionspartei wie 
Pro Köln anzugehören“.123 

Deutlich wird, dass Pro Köln sich selbst als unterdrückte, dis-
kri minierte Gruppe und als ein Opfer des sogenannten (politischen) 
Mainstreams darstellte. Zugleich führte die plakative Zuspitzung zu 
teils heftigen Diskussionen und großer Unruhe in der homosexuellen 
Community. Andererseits war ein enormes mediales Echo infolge der 
Ankündigung vorprogrammiert. Provokante Medieninszenierungen 
sind für (rechts-)populistisch agitierende Splitterparteien ein Garant 
da für, eine für sie sonst kaum erreichbare Öffentlichkeit zu erlangen. 
Pro Köln und Pro NRW haben damit seit Jahren Erfahrung ge sam-
melt und wissen um die Wirkung von Mediencoups. Festzuhalten 
bleibt heute, dass ihnen mit minimalem Einsatz ein maximaler Erfolg 
be züglich der medialen Reichweite in Sachen CSD gelang.

Die Internetplattform Queer.de hatte schon früh darauf hin  ge -
wiesen, dass die Anmeldung von Pro Köln zum CSD nur „eine clevere 
List“ sei. Und weiter: „Es ist reine Instrumentalisierung mit ein  kal-
ku liertem Bumerangeffekt. Den zwangsläufig entstehenden Kra wall 
wird ‚Pro Köln’ dazu nutzen, sich als Opfer zu stilisieren.“124 Dazu 
nutzte Pro auch die sozialen Netzwerke. Nachdem Politiker davor 
ge warnt hatten, dass Pro üblicherweise gegen Vielfalt und gegen 
Min der heiten agitiere, wetterte Pro gegen die „links-rot-grünen Ge-
sinnungs diktatoren“, die „homosexuellen Menschen das eigene 
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Den ken und die eigene Meinung verbieten“ wollten.
Das Ministerium für Inneres und Kommunales stellt dem-

gegen über in seinem NRW-Verfassungsschutzbericht für das Jahr 
2012 fest: „Neben den abwertenden Äußerungen zu ethnischen 
Min derheiten agitiert ‚pro Köln e.V.’ auch gegen sexuelle Minder-
hei ten. Homosexuelle werden subtil verächtlich gemacht und durch 
diffamierende Formulierungen herabgesetzt. So werden För der maß-
nah men für Homosexuellen-Projekte abgelehnt und durch eine ent-
sprechende Wortwahl der Lächerlichkeit preisgegeben.“125

Ein Kommentar aus dem Jahr 2010 auf der Homepage der 
Christen pro Köln warf etwa der CDU vor, am „alljährlichen Umzug 
von und für Homosexuelle und politisch Korrekte durch die Kölner 
Innenstadt, genannt ‚CSD’“ teilgenommen zu haben. Damit habe 
sich die CDU dem „Parteien-Einheitsbrei“ angepasst. Doch Pro Köln 
hatte in der Vergangenheit noch drastischer gegen den CSD, die 
Parteien und Initiativen polemisiert. Im Jahre 2002 hatte Pro Köln 
eine gegen den CSD gerichtete „Mahnwache wider den Werteverfall“ 
angekündigt. Weiter hieß es: „Pro Köln wird gegen die Legalisierung 
der Homo Ehe, gegen die Verschwendung von Steuergeldern für 
den CSD und gegen das öffentliche Zurschaustellen homosexueller 
Sexualpraktiken [...] demonstrieren.“ Die „Mahnwache“ wurde später 
allerdings abgesagt, angeblich, weil Gegner Gewalt gegen Pro Köln 
angekündigt hatten. SPD, Antifa und CSD-Organisatoren würden 
da bei Hand in Hand vorgehen, fabulierte Pro Köln dazu 2002, und 
glaubte an einen „Schulterschluß“ mit der „Terrorszene“ durch den 
CSD. So habe also „die schwul-lesbische Bewegung ihre Unschuld 
verloren. Gestern noch waren sie selbst die ausgegrenzte Minderheit. 
Heute befürworten sie Gewalt gegen andere Minderheiten. Kaum 
dominieren sie für ein paar Tage die Kölner Innenstadt – schon soll 
dort alles Andersartige ausgemerzt werden.“126 Mit „Andersartige“ 
meinte Pro Köln im Jahre 2002 die eigene Klientel.

Letztlich verhinderten die CSD-Organisatoren 2013 eine 
Teilnahme der rechtspopulistischen Partei, indem sie die geplante 
Pa ra de absagten und prompt wieder unter einem neuen Motto an-
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mel deten. Darin hieß es nun, dass man sich nicht nur für die Gleich-
stellung von Schwulen und Lesben stark mache. Man sei auch „gegen 
rechtspopulistische, rechtsextremistische, rassistische, natio na lis   ti-
sche oder antiislamische Anschauungen“. Nahezu zeitgleich teil  te 
Pro Köln mit, man werde doch nicht am CSD teil nehmen. Pro Köln-
Fraktionsgeschäftsführer Markus Wiener erklärte, man habe mit 
der „medialen Debatte [...] viel erreicht“. Und man habe sich „als 
die islamkritische Bewegung in der Domstadt [...] als ehrlicher Sach-
walter aller gefährdeten Bürger bewähr[t].“ Die CSD-Anmeldung habe 
man, so Wiener, auch zurückgezogen, weil man „nicht als Ausrede 
für linke Krawallmacher herhalten“127 wolle.

Carolin Hesidenz
Tritt Pro NRW für Frauenrechte ein? 

„Wir werden gemeinsam die Werte der Freiheit verteidigen und 
damit auch unsere Rechte als Frauen“128, so Stefanie Wohlfarth, 
da mals Vorstandsmitglied bei Pro NRW, in ihrem Grußwort bei 
einer Buchvorstellung in Antwerpen. Für sich betrachtet klingt der 
Satz tatsächlich nach einer kämpferischen Botschaft für Gleich-
berechtigung und Emanzipation der Frauen. Verlesen hat Wohl farth 
dieses Grußwort jedoch bei einer Veranstaltung der vom belgischen 
Vlaams Belang ins Leben gerufenen Initiative Frauen gegen Is la mi
sierung, deren Auftakt die Buchvorstellung bilden sollte. Damit lässt 
sich bereits erahnen, dass es hier eher darum ging, Frauen rechte als 
Argument gegen den Islam in Stellung zu bringen. 

„Für die PRO BEWEGUNG ist der Kampf gegen den Islam 
ein Kampf für die Freiheit. Für uns heißt Widerstand gegen einen 
mittelalterlichen Islam das Bekenntnis zu den Werten des Abend-
landes, zu den Werten unserer Kultur. Und für uns Frauen heißt der 
Kampf gegen den Islam ein Kampf um unsere Würde. Wir Frauen 
in Deutschland lassen uns nicht von einer Religion unterdrücken, 
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für die die Würde der Menschen ein Fremdwort ist“129, so Wohlfarth 
in eben diesem Grußwort. Die Rechte der Frauen wie auch ihre 
Würde müssen also durch einen Kampf gegen den Islam bewahrt 
werden. Für die Bedrohung liefert sie auch gleich einige Beispiele 
mit: „Während der Mann in den Einkaufsstraßen vorweg schlendert, 
schleppt sich eine verschleierte und vermummte Frau mit den Ein-
käufen ab. Unsere Kinder erleben, wie die Jungen in den Schulen die 
ganze Verachtung gegenüber den Frauen zur Geltung bringen. Selbst 
ihren eigenen Müttern zollt diese Kultur keine Achtung.“130 Der Islam 
und alle, die ihm zugeordnet werden, werden hier als homogener 
Block beschrieben, dem „Christen und Deutsche“ und ihre Kultur 
ent gegengesetzt werden. Letzterer werden Rechtsgleichheit, So li da-
ri tät und Streiten für ein gemeinsames Ziel zugeordnet. 

Weiterhin wird „der Islam“ als patriarchalische Gesellschaft 
benannt, Frauen seien dort Menschen zweiter Klasse. Die Dis kri mi-
nierung von Frauen wird damit ausschließlich auf „den Islam“ pro-
ji ziert, Kritik an Sexismus und Frauendiskriminierung ohne Islam- 
Bezug findet sich nicht – weder in der Grußbotschaft noch in an-
de ren Verlautbarungen von Pro NRW und seinen Protagonist_innen. 
Frauenpolitik ist ohnehin kein Thema der selbsternannten Bür ger-
be wegung. Ein programmatischer Text zum Thema lässt sich auf 
deren Internetseiten nicht finden131. Daher muss zur Ana lyse der 
ge schlech ter politischen Vorstellungen auf Aussagen von Pro NRW-
Aktivist_innen zurückgegriffen werden. Das Pro NRW-Vor stands-
mit  glied Jörg Uckermann nimmt in einem Interview mit dem Blog 
Politically Incorrect Stellung gegen Frauendiskriminierung – auch er 
jedoch nur in Bezug auf den Islam: „Jeder, der das Grundgesetz Ernst 
nimmt, ist geradezu in der Pflicht, ein Islamkriker zu sein! Denn die 
‚wahren Werte‘ des Islam bedeuten nunmal Scharia, die Dis kri mi-
nierung von Frauen und Homosexuellen, Ehrenmorde und die Aus he-
be lung von Demokratie und Rechtsstaat.“132 

Daneben werden Kämpfe um Frauenemanzipation – so sie 
sich nicht gegen den Islam instrumentalisieren lassen – in den 
Ver  laut barungen der Partei diskreditiert. Als „Gender- und Gleich-
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mach erei irrsinn“133 werden Maßnahmen zur Gleichstellung von 
Frau en bezeichnet, Gender Mainstreaming, womit alles mögliche 
aus dem Bereich der Frauenförderung bezeichnet wird, ist ein be-
son de res Feindbild. So echauffiert man sich unter der Überschrift 
„Gender Mainstreaming über alles! Bundeszentrale für politische 
‚Bil dung‘ dreht durch!“134 über eine Tagung der Bundeszentrale mit 
dem Titel „Das flexible Geschlecht: Gender, Glück und Krisenzeiten 
in der globalen Ökonomie“. Aus der Rede des damaligen Präsidenten 
der Bundeszentrale für politische Bildung gehe hervor, „woher das 
ominöse, heutzutage von der EU vorangetriebene Gender-Main-
streaming wirklich stammt: Aus der Feder von Karl Marx und anderer 
Sozialisten, die im 20. Jahrhundert Millionen von Menschen in den 
Tod geführt haben.“135 Das, was mit Gender Mainstreaming be nannt 
wird, dürfte deshalb als so gefährlich gelten, weil es als Gefahr für 
die traditionelle Familie angesehen wird und die Gefahr besteht, 
dass traditionelle und damit vermeintlich bewährte Rollenbilder, Ar-
beitsteilung und damit Machtverhältnisse Veränderung erfahren. So 
formuliert auch Wohlfarth in ihrem Grußwort: „Die Vielfalt von Mann 
und Frau ist ein Wert, den wir gegen die linken Gender-Fantasten ver-
teidigen. Wer stolz auf seine Identität als Mann oder als Frau ist, der 
achtet die Identität des anderen. Das ist der europäische Geist.“136

Stolz verkündet Pro NRW auch die Unterstützung des anti-
femi  nistischen „1000-Kreuze-Marschs“ 2012 in Münster, einem 
von christlichen Fundamentalist_innen durchgeführten Gebetszug 
gegen Abtreibung. Der Vorsitzende Markus Beisicht kündigte gar 
eine eigene Pro NRW-Delegation an137. Der damals stellvertretende 
Vor sitzende des Bezirksverbandes Ostwestfalen-Lippe schilderte 
spä  ter, wie der „Betzug“ „christliche Lieder singend“138 durch die 
Innen stadt gezogen sei. Die feministischen Proteste bezeichnete er 
als „intolerante Hassorgie“139.

Nimmt man die Aussagen über den „frauenverachtenden 
Islam“ und die Polemik gegen feministische Forderungen, so 
wird klar, dass auch die Frauenrechte für Pro NRW nur ein Mittel 
sind, gegen „den Islam“ zu hetzen und auch hier an verbreitete 
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Ressenti ments anzuknüpfen. Darüber hinaus spielt Frauen- oder 
Geschlechterpolitik keine Rolle. Auch auf der strukturellen Ebene ist 
es bei Pro NRW nicht weit her mit der Gleichberechtigung der Frauen: 
Der 19-köpfige Vorstand, der auf der Internetseite in der Rubrik 
„Unsere Mannschaft“140 abgebildet ist, umfasst lediglich vier Frauen. 
2008 war eine Gruppierung Frauen pro NRW gegründet worden, von 
Aktivitäten wird jedoch nicht berichtet.

Julia Kilian
Welche Schul- und Bildungspolitik 
verfolgt Pro NRW?

Bei den Kommunalwahlen 2009 errang Pro Köln 9 Prozent der Erst -
wähler  stimmen, womit der Zuspruch bei der Alterskohorte deut-
lich über dem Gesamtwahlergebnis von 5,36 Prozent lag.141 Auch 
wenn Pro NRW außerhalb des Großraums Köln bei Wahlen zu-
meist deutlich schlechter abschneidet, zeigt dieses Ergebnis, dass 
Jungwähler_innen eine wichtige Zielgruppe für die Partei darstellen. 
Als Ansprechpersonen für Jugendliche inszenieren sich in erster Linie 
der Jugendbeauftragte und Schriftführer von Pro NRW, Tony-Xaver 
Fiedler (Jahrgang 1989), sowie Christopher von Mengersen (Jahrgang 
1993). Beide sind Vorstandsmitglieder des Rings Freiheitlicher 
Jugend (RFJ). Mit dem Thema der Bildungspolitik versucht Pro NRW, 
ein für Jugendliche relevantes Thema inhaltlich zu füllen. 

Der bildungspolitische Ansatz hat seit 2010 eine deutliche 
rechtspopulistische Schärfung erfahren. Unter dem Titel „Ausbildung 
statt Zuwanderung“ stellt die Partei auf ihrer Homepage in einem 
kurzen Text dar, welche Schwerpunkte ihrer Meinung nach in der 
Bil  dungspolitik zu setzen seien.142 Sie plädiert für den Erhalt des 
dreigliedrigen Schulsystems, die optimale Förderung aller Kinder je 
nach individueller Begabung und eine modernisierte Ausstattung vor 
allem der Hauptschulen sowie eine positiv konnotierte Förderung 
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der „Bildungselite“. Während diese Forderungen erst einmal relativ 
harmlos daher kommen, macht Pro NRW kaum einen Hehl daraus, 
dass ihr bildungspolitischer Ansatz vor dem Hintergrund einer völ-
kisch-nationalistischen und islamfeindlichen Folie zu sehen ist. Grün-
de für Probleme des Bildungssystems werden unter Missachtung 
anderer Realitäten in der „linken“ Bildungspolitik ausgemacht, einer 
unterstellten „Überfremdung und Sprachlosigkeit“ an Hauptschulen 
und der vermeintlichen „Masseneinwanderung bildungsferner 
Schich   ten“ sowie der „Islamisierung“ der Gesellschaft.143 Soziale 
Pro   ble  me werden so ethnisiert und kulturalisiert. Die auf den ehe-
ma  li gen bildungspolitischen Sprecher Torsten L. zurückgehenden 
Grund sätze dürften weiter Bestand haben, zumal die Partei die 
Interviews mit dem mittlerweile ausgetretenen Politiker weiterhin 
auf ihrer Home page zur Verfügung stellt.144 Der Argumentation von 
L. folgend, wird die Einführung eines neuen für alle Schüler_innen 
verpflichtenden schriftlichen Kernfaches gefordert, in dem „christlich-
abendländische“ Werte und deutsche Staatskunde vermittelt wer-
den sollen.145 Judith Wolter, die Fraktionsvorsitzende von Pro Köln 
und Schatzmeisterin von Pro NRW, sieht darüber hinaus eine Not-
wen dig keit in der Stärkung „traditioneller Sekundärtugenden“ wie 
„Fleiß, Pünktlichkeit und Selbstdisziplin“.146 

Aufgegriffen werden diese bildungspolitischen Ideen in der 
letz ten Ausgabe der Jugendzeitschrift Objektiv vom Dezember 2012, 
deren Herausgeber Fiedler ist. Beschworen wird hierin eine ver  meint-
lich existierende und zu erlernende deutsche Leitkultur und das Hum-
boldt’sche Bildungsideal. Zur Unterstreichung der Alter na tiv  losig keit 
ihres Gestaltungsanspruchs knüpft Pro NRW an verschiedene Pro-
bleme im Bildungssystem an, die ge samt ge sell schaftlich diskutiert 
und kritisiert werden (z. B. „PISA-Schock“, Verschlankung inhaltlicher 
Anforderungen bei gleichzeitiger Über forderung der Schülerinnen 
und Schüler nach der Einführung von G8). Zur Ursachenklärung 
wer den Feindbilder aufgebaut und Stereotype bedient. So ist neben 
der „Kuschelpädagogik der Linken“ und der „Entmündigung der El-
tern“ durch die Einführung von Ganztagsschulen die „schleichende 
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Überfremdung“ und der „fehlende Integrationswille“ von „nicht eth-
nisch Deutschen“ nach Auffassung der Autoren Schuld am Abgleiten 
deutscher Schulen ins Mittelmaß und der größer werdenden Leis-
tungs schere zwischen nord- und süddeutschen Bundesländern.147 

Zur Erreichung von Jungwähler_innen hat man offensichtlich 
Ab stand genommen von der Publikation weiterer Ausgaben der Zeit-
schrift Objektiv. Fiedler und von Mengersen nutzen seit 2012 an stelle 
dessen Facebook als Sprachrohr und politische Agi ta tions fläche. Im 
thematischen Fokus stehen parallel zur Parteilinie die Anti-Islam-
Kampagne, die Kritik an der Euro-Rettungspolitik und Warnungen vor 
„Asylmissbrauch und Armutseinwanderung“. Zur Mo bi li sierung der 
Jungwähler_innen will die Partei nach eigenem Be kunden verstärkt 
auf Demonstrationen und Flyerverteilaktionen setz en. Aus diesem 
Anlass präsentierte Pro NRW kurz nach der Bun des tags wahl 2013 
auf ihrer Seite zwei Flyer.148 Hierin versucht die Partei, Fiedler und von 
Mengersen als Vertreter für die Jugend in Szene zu setzen, indem sie 
ihnen ermöglichen, sich in einer Art Vor wort direkt an Schüler_innen 
zu richten. Fiedler mimt den netten, sport lich en, jungen Mann von 
nebenan, von Mengersen weht mit einer Deutschlandflagge. Fiedler 
fordert zu einem „Schluss mit der Gewalt“ auf, von Mengersen findet 
„Mulitkulti zum Kotzen“. Während Fiedler den Kümmerer gibt und für 
„Schikane“ und Gewalt „im Regelfall“ Ju gendliche „nichtdeutscher 
Herkunft“ benennt, präsentiert sich von Mengersen als Patriot, 
der „das Modell der deutschen Leitkultur“ vor „der Islamisierung 
Deutschlands“ bewahren möchte. 

Im Jugendflugblatt werden auch einige Kernforderungen for-
mu liert, die einen Bezug zur Schule aufweisen. Neben der nicht 
näher er läuterten Forderungen nach „mehr politischer Teilhabe der 
Jugend“ und „mehr Sicherheit an Schulen“, formuliert die Partei 
mehrere ausgrenzende Forderungen, die sich gegen muslimische 
sowie nicht-deutsche Schüler_innen richten. So wird neben des Ver-
botes des schulischen Islamunterrichts, ein „Kopftuchverbot an 
Schu   len und Unis“ sowie eine Begrenzung des „Ausländeranteils“ 
auf 30 Prozent pro Schulklasse gefordert. Außerdem sollen nach dem 
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Willen von Pro NRW die „konsequente Abschiebung ausländischer 
jugendlichen Gewalt- und Intensivtäter“ durchgesetzt werden.149 

Um so zu tun, als würde Pro NRW nur umsetzen, was auch 
von anderen gesellschaftlichen Kräften gefordert wird, bemühen sie 
Zitate von Gerhard Schröder (SPD) zur Notwendigkeit der Ausweisung 
straffälliger Ausländer (geäußert 1997) und Erwin Huber (CSU) , der 
2010 „Mutikulti“ als „Brutstätte für Kriminalität“ bezeichnete. Mit 
direkt an die Schülerinnen und Schüler gerichteten rhetorischen Fra-
gen versucht die Jugend pro NRW, Empathie für die Sorgen Ju gend -
licher zu zeigen. 

Alexander Häusler
Wie nimmt Pro NRW Bezug auf  

Diskurse in der „Mitte der Gesellschaft“? 

Pro NRW versucht, sich in rechtspopulistischer Manier als Vertreterin 
von „des Volkes Stimme“ zu inszenieren. Dabei werden weit ver brei-
tete Ängste und Vorurteile aufgegriffen und rassistisch zugespitzt. 
Der Österreicher Eduard Mainoni, ein früherer Po li ti  ker des rechts-
populistischen BZÖ, hat einen solchen politischen Kam pagnen stil 
offen herzig als „Geschäft mit der Angst“ be zeich net.150

Wie dieses „Geschäft“ bei Pro NRW funktioniert, illustriert ein 
Antrag aus dem Jahr 2013 im Rat der Stadt Radevormwald: In offen 
antiziganistischer Stoßrichtung wurde dort gefordert, Maßnahmen 
gegen ein von Roma bewohntes Haus zu treffen. In diesem Ratsantrag 
wird in rassistischer Manier behauptet, dass „diese ethnische Minder-
heit eine gänzlich andere Vorstellung von nachbarschaftlichem Zu-
sammen leben, von Ordnung und Sauberkeit und von persönlichem 
Eigentum hat“ und daraus ableitend werden repressive Maßnahmen 
gefordert.151 Zugleich inszeniert sich die extrem rechte Partei darin 
als Bezugspunkt für Sorgen in der angestammten Bevölkerung. Sol-
che Kampagnen bauen auf weit vorherrschenden Ressentiments 
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gegenüber Sinti und Roma auf. Ergebnisse der Langzeitstudie der 
Universität Bielefeld zu „Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit“ 
aus dem Jahr 2011 wiesen darauf hin, dass 40 Prozent der Deut-
schen bekundeten, sie wollten nicht in der Nachbarschaft von Sinti 
und Roma wohnen. Mehr als jeder Vierte forderte, Sinti und Roma 
sollten „aus den Innenstädten verbannt werden“.152

Zudem greift Pro NRW auch repressive Handlungsvor stellun-
gen aus etablierten demokratischen Parteien auf. „Renzel-Konzept  
dur ch  setzen!“ – mit einer solchen Parole bezog sich Pro NRW im Herbst 
2013 bei ihren Demonstrationen „gegen Asylmissbrauch“ im Ruhrge-
biet po  si  tiv auf ein Konzeptpapier des Essener Sozialdezernenten  
Renzel. Jener CDU-Politiker Renzel hatte ein Konzeptpapier zu Ver rin ge -
rung des Zuzugs von Roma aus Südosteuropa mit dem Ziel ent wick  elt,  
mittels abschreckender Maßnahmen die Zuzugszahlen dieser Be völ-
kerungs gruppe zu verringern. Pro NRW kündigte an, dieses Kon zept 
in den Stadträten von Leverkusen und Ennepetal zur Ab stim mung vor-
legen zu wollen. Der Essener Sozialdezernent drohte Pro NRW mit einer 
Klage wegen der Instrumentalisierung seines Kon zep tes, welches von 
einer Stimmenmehrheit im Rat der Stadt Essen abgelehnt wurde.153 

Bezugnahmen wie diese werden von Pro NRW einerseits dazu benutzt, 
um sich als politisch anschlussfähig dar zustellen. Andererseits dient 
gerade die Unterstützung um strittener und nicht immer mehr heits fä-
higer Vorschläge aus den Reihen der demokratischen Parteien dazu, 
sich selbst „echte Alternative“ zu ver kaufen, die sich, im Gegensatz 
zum politischen Establishment, traut auch vermeintlich „politisch un-
kor rekte“ Maß nahmen und Themen an zu gehen. 

Bedrohungsgefühle werden politisch gezielt von rechts ge -
schürt und für eigene Zwecke instrumentalisiert: Angst vor sozialem 
Ab stieg, vor Identitätsverlust und vor dem vermeintlich Fremden wer-
den dabei propagandistisch gebündelt in ein politisches Auf fang-
becken für nationalistisches Wutbürgertum und verbunden mit dem 
An ge bot, dieser Wut durch Projektion auf konkrete Feindbilder ein 
po li tisches Ventil zu geben – auf Zugewanderte im Allgemeinen und 
Roma und Muslime im Besonderen; auf die EU-Bürokratie und den 
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Euro sowie auf die angeblich vorherrschende „Diktatur“ linker „political 
correctness“. Der von der Kölner CDU zu Pro Köln übergetretene Jörg 
Uckermann verkündete im Mai 2008 in der inzwischen ein ge gangen-
en extrem rechten Zeitschrift Nation & Europa: „Auf jeden Fall gäbe 
es ein sofort abrufbares Potential von bis zu 25 Prozent der Wähler 
für einen rechtspopulistischen Politikansatz. Roland Schill hat 
in Hamburg vor  ge macht, was möglich ist, wenn Teile der Medien 
mitspielen.“ Daher forderte er, man solle „mit den Medien geschickt 
spielen und Stimmungen aufgreifen und kanalisieren.“154

In welcher Weise so etwas praktiziert wird, illustriert ein Pla -
kat der inzwischen mit Pro NRW in Konkurrenz stehenden Bür ger 
bewegung pro Deutschland bei den Wahlen zum Ab ge ord netenhaus 
in Berlin: „Wählen gehen für Thilos Thesen“ hieß es dort. Nachdem 
der ehe ma  li ge Berliner Finanzsenator und Erfolgsautor Klage ge-
gen seine Namensnennung eingereicht hatte, wurde der Plakat-
text um for mu liert in „Wählen gehen für ZENSIERTE Thesen“. Im Rat 
der Stadt Köln beantragte Pro NRW schon im Sommer 2010 die 
Verleihung der „Ehrenbürgerehre“ für Sarrazin. In der Begründung 
hieß es: „Das Bundes bank-Vorstandsmitglied Thilo Sarrazin hat in 
den letzten Mo naten für die Meinungsfreiheit wichtige Breschen in 
das Dickicht der ‚Politischen Korrektheit‘ in Deutschland ge schla-
gen. Dank dem langjährigen Berliner SPD-Finanzsenator sind eini-
ge undemokratische Tabus und Denkverbote in der öffent lich  en 
De batte in Bezug auf die Einwanderungsproblematik, die dro hen-
de Islamisierung Deutsch lands und den gesellschaftlich-demo gra-
phischen Niedergang der Be völkerung gefallen.“155

Obgleich sich Pro NRW als vermeintliche Alternative gegen-
über den „Altparteien“ und der angeblich vorherrschenden „linken 
Mei  nungs  diktatur“ zu inszenieren versucht, erweist sich ihre rechts-
popu listische Propaganda als offensichtlicher Versuch, an im ge-
sell schaftlichen Diskurs vorherrschende Haltungen wie Wohlstand-
chauvi nis mus, Rassismus sowie nationalistische und autoritäre Po-
litik  vorstellungen anzuknüpfen und diese zu bündeln in der Hoffnung, 
daraus politisch Kapital schlagen zu können.
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David Christopher Stoop
Was kann ich persönlich tun? 

Die Auseinandersetzung mit rechtspopulistischen Parteien wie Pro 
NRW ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Das politische En ga-
ge ment gegen rechte Ideologie beginnt allerdings schon im privaten 
All tag, denn viele Themen, die von Pro NRW angesprochen werden, 
be treffen das alltägliche Miteinander der Menschen. Stellt sich nur 
die Frage: Was können wir konkret tun?

Pro NRW ist in den vergangenen Jahren häufig öffentlich in Er-
scheinung getreten und die selbsternannte „Bürgerbewegung“ wird 
in den Medien als rechtspopulistische Partei thematisiert. Trotzdem 
ist nicht allen Menschen klar, um was für eine Partei es sich handelt. 
Die Selbstbezeichnung als „Pro-Bewegung“ trägt dazu bei, den Cha-
rak ter ihrer Ideologie hinter einem unverfänglichen Namen zu ver-
bergen. Denn wer in Nordrhein-Westfalen wäre nicht für (also pro) 
NRW? Ein erster Schritt ist deshalb die Information über Pro NRW, die 
bereits im Bekanntenkreis anfängt. Wenn Verwandte oder Freunde 
sich unbedarft positiv über Pro NRW äußern, reicht es vielleicht 
schon, sie darüber aufzuklären, was für rassistische Positionen die 
Partei vertritt, wenn sie Muslimen, Sinti und Roma oder Flüchtlingen 
fundamentale Rechte abspricht.

Über die Entlarvung von Pro NRW als rechtspopulistische Par-
tei hinaus sollten allerdings auch die Inhalte der Partei thematisiert 
werden. Pro NRW greift in politischen Kampagnen Themen auf, die 
auch in der sogenannten „Mitte der Gesellschaft“ in problematischer 
Weise diskutiert werden. Umfragen in der deutschen Bevölkerung 
zeigen immer wieder, dass sexistische, rassistische und na tiona lis-
ti sche Positionen keineswegs ausschließlich von rechten Grup pen 
wie Pro NRW vertreten werden. Auch an nordrhein-west fä lischen 
Stamm tischen sind Parolen gegen (vermeintliche) Ausländer_innen 
und an dere Minderheiten keine Seltenheit. Die Propaganda von 
Pro NRW (z. B. gegen den angeblichen „Asylmissbrauch“) versucht, 
vor han  de ne Ressentiments in der Bevölkerung gezielt aufzugreifen 
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und für die politischen Ziele der Partei nutzbar zu machen. Um 
der rechtspopulistischen Agitation den Boden zu entziehen, ist es 
des  halb wichtig, sich dem alltäglichen Rassismus, Sexismus und 
Nationalismus in der Gesellschaft entgegenzustellen. Wenn in der 
U-Bahn oder in der Kneipe menschenfeindliche Sprüche fallen, 
sollten diese nicht unwidersprochen hingenommen werden. Das 
zi vil couragierte Eintreten gegen rechte Parolen oder Übergriffe im 
Alltag ist ein wichtiges Element zur Stärkung einer demokratischen 
Öffent lich keit. Um spontan in der Lage zu sein, rassistische Parolen 
zu widerlegen und sich in brenzligen Situationen couragiert zu ver-
hal ten, ist es sinnvoll, sich vorher (z. B. im Rahmen eines Work shops) 
mit rechten Parolen und möglichen Gegenstrategien aus ein an der zu-
setzen.

Pro NRW trägt seine Positionen aggressiv in die Öffent lich-
keit. Neben Demonstrationen und „Mahnwachen“ gehören Post wurf-
sendungen zu den bevorzugten Mitteln. Gegen diese unwillkommene 
Post hilft ein Aufkleber für den Briefkasten: „Keine Werbung von Pro 
NRW“, der von verschiedenen Initiativen gegen Pro NRW ver brei-
tet wird. Eingeworfene Flugblätter können allerdings einen guten 
Anlass bieten, um mit Nachbar_innen über die dis kri mi nierenden 
Inhalte von Pro NRW zu diskutieren und sich (z. B. durch Aufkleber an 
allen Briefkästen und der Haustür) gemeinsam gegen rassistische 
Propaganda zu positionieren.

Hat man erst einmal ein paar Verbündete in der Nachbarschaft 
oder im Freundeskreis gefunden, gibt es zahlreiche Möglichkeiten, 
den öffentlichen Auftritten von Pro NRW etwas entgegenzusetzen und 
sich beispielsweise an Gegendemonstrationen zu beteiligen. In vielen 
Städten und Gemeinden gibt es antifaschistische Aktionsbündnisse, 
die sich freuen, wenn engagierte Einzelpersonen sich einbringen 
möchten. Eine Liste mit Kontakten zu Initiativen gegen Rechts findet 
sich im Internet z. B. auf der Seite sosrassismus.de.

Eine weitere Strategie von Pro NRW ist es, sich in lokale Aus -
ein an der setzungen (z. B. um den Bau von Moscheen, soziale Ein rich-
tun gen für Drogenabhängige oder Flüchtlingsheime) ein zu mischen 
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und sich als Vertreter der „schweigenden Mehrheit der Be völ ke rung“ 
gegenüber den angeblichen Zumutungen durch die je weilige Min-
der heit zu inszenieren. In einer solchen Situation ist es wichtig, sich 
als Nachbarschaft zusammenzuschließen, sich deutlich gegen Pro 
NRW zu positionieren und eventuell vorhandene Konflikte sach-
lich und konstruktiv zu lösen. Durch das solidarische Auftreten der 
Anwohner_innen wird öffentlich sichtbar, dass Pro NRW keineswegs 
die Interessen der Bevölkerungsmehrheit vertritt. Das Bündnis „Will-
kommen in Porz“ beispielsweise versucht, im Ge gen satz zur Hetze 
von Pro NRW, ein positives und solidarisches Ver hält nis zwischen in 
Köln-Porz untergebrachten Flüchtlingen und den an de ren im Stadt-
teil lebenden Menschen zu etablieren. 

Wer sich persönlich gegen Pro NRW engagieren möchte, soll-
te also vor allem aufmerksam sein für diskriminierende Ab wer tun-
gen von Minderheiten im Alltag und sich mit anderen zu sammen-
schließen, um ein demokratisches Klima zu schaffen, das men-
schen  ver achtenden Forderungen rechtspopulistischer Parteien den 
Boden entzieht.

Frank Knoche
Was kann ich tun, wenn Pro NRW in 
meiner Stadt eine Kundgebung oder 
Demonstration anmeldet? 

In den vergangenen dreieinhalb Jahren waren wir in Solingen drei 
Mal mit demonstrativen Aktionen von Pro NRW konfrontiert: Am  
1. Mai 2010 trat die Partei unter dem Motto „NRW ohne Minarette“ 
auf, als Abschlussveranstaltung des Landtagswahlkampfes. Zwei 
Jahre später provozierte Pro NRW Krawalle mit Salafisten, im 
März 2012 fand schließlich eine „islamkritische Doppeldemo“ in 
Remscheid und Solingen statt. 
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Im Folgenden werden Erfahrungen dargestellt, die in Solingen bei 
der Organisation und Durchführung von Gegenprotesten gegen die 
rech ten Auftritte gemacht wurden. Diese können, müssen aber nicht 
zwangs läufig, eine Orientierung für die Auseinandersetzung mit Pro 
NRW auch in anderen Orten bieten.

In Solingen wurden die Aktionen gegen die Rechtspopulist_innen in 
der Hauptsache von dem breiten Bündnis „Bunt statt Braun“ ge tra-
gen. Was hat sich bei uns in der Auseinandersetzung mit Pro NRW 
be  währt?
• Maximale politische Breite des Bündnisses bis zur CDU.
• Weitgehende Beschränkung auf ein Aktionsbündnis für kon krete 

An lässe, mit der gemeinsamen Klammer, den extrem Rechten 
nicht den öffentlichen Raum zu überlassen.

• Keine über die gemeinsame Ablehnung des Rechtsextremismus 
hinausgehenden Forderungen wie linke Systemkritik oder rech  te 
Totalitarismustheorie. Das bleibt jedem selbst über las sen, gehört 
aber nicht in ein antifaschistisches Bündnis.

• Keine Spaltung und Herabsetzung verschiedener Aktionsformen, 
wie z. B. Gegenkundgebung mit Reden und Kultur (an einem mög-
lichst nahen Ort zum Pro NRW-Auftritt) und gewaltfreien Blo cka-
den, zulassen. Für jede Protestform muss gemäß der ei genen, 
individuellen Selbsteinschätzung Platz und An er ken nung sowie 
ein gemeinsames Verständnis und Solidarität vor han den sein. 
Deshalb unterstützt das Bündnis die Aktivist_innen, die wegen 
ihres radikalen zivilen Ungehorsams gerichtlich be langt werden. 

• Vereinbarung mit den Parteien, ihre parteipolitischen Interessen 
im Bündnis zurückzustellen.

• Informationsveranstaltungen über den Charakter von Pro NRW, die 
sich gezielt an Schulen, Lehrkräfte und Jugendeinrichtungen rich-
ten.

• Gemeinsame, möglichst einstimmige, Verabschiedung einer Er-
klä rung des Stadtrates und anderer Gremien gegen Pro NRW 
(hilfreich für die Aufklärung über Rechtsextremismus in Schulen 
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und anderen öffentlichen Einrichtungen wie VHS, Ju gend förderung, 
Jugendstadtrat, Kirche usw.)

• Aufforderung an Stadtverwaltung und Polizei, die Hetzkundge bun-
gen der Pro NRW-Wanderprediger gar nicht erst zuzulassen bzw. in 
die „Pampa“ zu verlegen. 

Was sollte in der konkreten Auseinandersetzung mit Pro NRW-Auf-
tritten weiter beachtet werden?
• Pro NRW ist im Umgang mit Gegenprotesten erfahren. Ihre Aktivist_

innen wissen, wie sie sich nach Konflikten gegenüber der Po li zei 
als Opfer darstellen können. Es ist ratsam, mögliche Kon fron ta tion-
en zu filmen und zu fotografieren, um bei Bedarf später vor Gericht 
eigenes Beweismaterial zur Entlastung von Pro-Gegnern zur Ver-
fü gung zu haben. Notwendig ist es auch, befreundete Rechts-
an wält_innen vor Ort zu haben und einen Er mittlungs ausschuss 
einzurichten. 

• Sofort und unmittelbar sollten Zeugenaussagen protokolliert und 
unter schrieben werden. 

• Schaut euch die Pro NRW-Leute genau an. Nicht wenige haben 
eine neofaschistische Vergangenheit oder manche sind aufgrund 
vom Straftaten gerichtsbekannt. Solche Recherchen helfen dabei, 
auch über die bürgerlichen Medien, den Charakter der Pro-Partei 
zu entlarven.

• Sich am Größenwahn und der Protzerei von Pro NRW abzuarbeiten, 
bietet sich ebenfalls an. Gelegentlich meldet die Par tei bei der 
Polizei mehrere Hundert Teilnehmer_innen an und kündigt 
prominente Redner rechter Bewegungen aus anderen Ländern 
an. Oft erscheinen dann nur eine Handvoll Demonstranten und 
internationale Nobodys, wenn überhaupt. Pro NRW ins Lächer liche 
zu ziehen kann auch ein sehr wirksames In stru ment sein.

• Auch ist damit zu rechnen, dass im Windschatten der Beisicht-
Truppe andere Rechtsextremist_innen auftauchen. Am 1. Mai 
2010 meldete die NPD zeitgleich zur Pro NRW-Kundgebung im 
Stadtzentrum eine eigene Kundgebung in Solingen-Ohligs an. Wir 



|107Eingreifen gegen rechts

haben richtigerweise gegen beide Veranstaltungen mobilisiert. 
Ob die Motivation für die NPD-Anmeldung in der Konkurrenz der 
Rechten untereinander oder in der Absicht lag, die Kräfte der 
Antifaschisten zu zersplittern, ist nicht ein deutig klar. 

Einen Sonderfall stellte der Pro NRW-Auftritt vom 1. Mai 2012 dar, 
der aufgrund von Ausschreitungen durch Salafisten bundesweit für 
Schlagzeilen sorgte. Mit Hilfe der Gerichtsbarkeit hatte die Partei 
eine Kundgebung gegen die Salafisten-Moschee auf der Konrad-
Adenauer-Straße organisiert. „Bunt statt braun“ wollte aus der DGB-
Mai-Demonstration heraus dagegen demonstrieren. Mit etwas mehr 
Organisation und Entschlossenheit hätte das auch funktionieren 
können. Die Polizei sperrte aber den direkten Weg zu Pro NRW ab 
und leitete den größten Teil der Gegendemonstrant_innen auf den 
Rathaus vorplatz, auf dem sich in „Steinwurfnähe“ die Salafisten be -
fanden. Manche Antifaschist_innenn solidarisierten sich angesichts 
des gewalttätigen Vorgehens der Polizei mit den Salafisten. Darauf 
waren wir nicht vorbereitet. Hier ist darauf zu achten, dass sowohl 
die Ablehnung der rassistischen Thesen von Pro NRW als auch 
fundamentalistisch-religiösen Gedankenguts deutlich gemacht wird. 
In der Bündnisarbeit darf auf keinen Fall nach dem Motto verfahren 
werden: „Der Feind meines Feindes ist mein Freund.“

Abschließend bleibt festzustellen, dass es kein all ge mein gül-
tiges Konzept gibt. Vieles hängt von der Reife und Vernetzung der 
antifaschistischen Akteure vor Ort ab. Manchmal ist es richtig, eine 
Gegenveranstaltung der „Zivilgesellschaft“ zu organisieren. Häu fig 
kann auch die informelle, mehr oder weniger spontane Ver abredung 
zum „Flash-Mob“ direkt an der Pro NRW-Kundgebung äußerst er-
folgreich sein. Letzteres hat dann auch den Vorteil, dass Behörden 
und Polizei (die nicht unbedingt Pro NRWfreundlich sind!) sich nicht 
zu aufwändigen Schutz- und Abtrennungsmaßnahmen von Faschist_
innen und Antifaschist_innen genötigt sehen. Und schließlich kann 
die richtige Antwort in einer Mischung aus beiden Aktionsformen 
liegen.
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Frank Überall 
Wie kann man mit Mandatsträgern und 
Fraktionen von Pro NRW/Pro Köln im 
Kommunalparlament umgehen? 

Sie sitzen als gewählte „Volksvertreter“ in Gremien der kommunalen 
Selbstverwaltung, zum Teil sogar in Fraktionsstärke: Ehrenamtliche 
Funktionär_innen von Pro NRW oder Pro Köln präsentieren sich dort 
gerne als demokratische „Mitspieler“, die nur aus Gründen po li-
tischer Kon kurrenz nicht ernst genommen werden. Was aber ist 
tatsächlich dran an der angeblichen Ausgrenzung des per Wähler-
vo tum postulierten Bürgerwillens in den Rathäusern? Wie geht man 
mit Vertretern der Organisation um, die unter dem Verdacht des 
Rechts extremismus stehen, und wie sollte man vernünftigerweise 
mit ihnen umgehen?

Das Paradebeispiel für die Beantwortung dieser Frage findet 
man in Köln. In dieser Stadt haben die Pro-Parteien ihre Keimzelle. 
Nachdem die wesentlichen Verantwortlichen zuvor in anderen Par-
teien wie Republikaner oder Deutsche Liga für Volk und Heimat aktiv 
waren, versuchen sie nun, unter dem Deckmantel vermeintlicher 
Bürgerlichkeit aufzutreten. Ihnen kam dabei die Abschaffung der 
Fünf-Prozent-Hürde in NRW zugute. Der positiv klingende Name Pro 
Köln bzw. Pro NRW lässt auf den ersten Blick keine Assoziation mit 
dem rechtsradikalen Milieu aufkommen. Diese Strategie ist gewollt.

In Süddeutschland haben bürgerliche Wählergruppen eine  
viel längere Tradition als an Rhein und Ruhr. Die großen eta blier-
ten Parteien spielen zum Beispiel in den Rathäusern Baden-
Württembergs nicht annähernd so eine dominante Rolle wie in NRW. 
Durch die Änderung des Wahlrechts aber ist zu erwarten, dass „Freie 
Wähler“ auch in diesem Bundesland stärker werden. Von diesem all-
gemeinen Trend versuchen die Pro-Organisationen zu profitieren.

Ihre inhaltliche Ausrichtung reduziert sich dabei eben nicht 
alleine auf fundamentale Islam-Kritik und die Ablehnung von Mo-
schee bauten. Das sind wichtige (und oft rassistisch-fremden feind-
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liche) Säulen der zugrundeliegenden Ideologie. Solche Ar gu men ta-
tionen entlarven sich für die Wähler_innen aber meist recht schnell. 
Gefährlicher sind die Proteste, die von der Organisation unter stützt 
wer den, die nicht aus dem klassischen Rechtsaußen-Themen spek-
trum stammen. Ganz gleich, ob eine forensische Klinik neu gebaut 
werden soll, ob es um die Ordnung von Prostitution oder Hilfe für 
Dro gen abhängige geht, oder ob Korruption und Fehl ver halten in Po-
litik und Verwaltung angeprangert werden – Pro NRW und Pro Köln 
ver  suchen ständig, sich an die Spitze solcher Kon flik te zu setzen. 
Sie inszenieren sich als angeblich einzige, quasi über partei liche po li-
tische Kraft, die bedingungslos auf der Seite der (wütenden) Bürger_
innen steht.

Mit „Mahnwachen“, Flugblättern und populistisch zugespitzten 
Statements beispielsweise im Internet machen die Rechtsradikalen 
in solchen Fällen auf sich aufmerksam. Dass sich demokratische 
Po li tiker_innen mit den (Schein-) Argumenten vom rechten Rand 
nicht beschäftigen wollen, liegt auf der Hand. Aber kann man die 
Mei  nungs  äußerungen auf Dauer ignorieren? Die Strategie der Pro-
Par teien wird nicht zuletzt an den Stellen perfide, an denen Texte 
aus Wahlprogrammen konkurrierender Parteien in Antragstexte für 
kommu nale Gremien gegossen werden – unter dem Motto: „Ihr könnt 
doch nicht gegen Eure eigene Meinung stimmen!“ Schwierig ist es 
auch, wenn öffentliche Diskurse zum Beispiel zu den Fahrpreisen 
örtlicher Verkehrsbetriebe ausschließlich von den extrem Rechten 
im Rat aufgegriffen werden.

Die bisher verbreitete Reaktion auf solche Initiativen ist meist 
das „Totschweigen“ des politischen Gegners am äußersten rechten 
Rand durch die kommunalpolitische Szene. Auf diese Weise hofft 
man offenbar, den populistisch Argumentierenden keine öffentliche 
Aufmerksamkeit zu verschaffen. Konkret wird häufig genug selbst zu 
Anträgen mit explizit rassistischem Inhalt geschwiegen. Während in 
den öffentlichen Gremiensitzungen Parolen gedroschen werden, die 
kaum mit der grundgesetzlich verbrieften Menschenwürde in Einklang 
zu bringen scheinen, verlassen demokratische Volksvertreter_innen 
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den Saal oder hüllen sich in peinlich anmutendes Schweigen. Wie 
mag das bei den Besucher_innen auf der Tribüne wohl ankommen?

Dabei wäre der richtige Umgang ganz einfach: An jeder 
Stelle sollte rhetorisch an die demokratischen Spielregeln erinnert 
werden, sollten als rassistisch eingeschätzte Aussagen umgehend 
in Redebeiträgen angeprangert werden. Aufklärung ist wichtig, 
auch im Rahmen der Sitzungen kommunalpolitischer Gremien. 
Auch wenn die Pro-Parteien immer wieder „neutrale“ Themen auf-
greifen, um sich nicht dem Vorwurf auszusetzen, lediglich Islam- 
und Fremdenfeindlichkeit zu schüren – strukturell ist und bleibt 
das das Gedankengut, das die politische Tätigkeit und Strategie 
der Organisation beherrscht.

Die wichtigste Waffe im Kampf gegen rechten Populismus 
ist der aufrichtige demokratische Diskurs. Um es am Bau der 
Kölner Zentralmoschee zu verdeutlichen, der von der Kölner Kom-
mu  nalpolitik ohne große Diskussion beschlossen wurde und bei 
dem sich Pro Köln als vermeintlich einziger Kritiker des konkreten 
Bauprojekts bundesweit in den Schlagzeilen etablieren konnte: 
Ganz gleich, ob man ein Einkaufszentrum, eine katholische Kirche 
oder eine Moschee neu baut – man muss stets die Sorgen der Bür-
ger_innen in Sachen Verkehr, Parkplätze oder Lärm ernst neh men 
und im demokratischen Prozess berücksichtigen. Sonst legt man 
un frei willig den Humus, auf dem extreme politische Po sitionen 
wählbar werden.
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Jan Schmalenbach
Darf Pro NRW Werbematerial 

an Schulen verteilen? 

Unmittelbar nach der online angekündigten „Jugendoffensive“ für 
die Kommunal- und Europawahlen in Nordrhein-Westfalen berichtet 
Pro NRW stolz über erste Verteilaktionen ihrer Flugblätter „Schluss 
mit der Gewalt“ und „Multikulti ist zum Kotzen“ an Schulen in 
Essen, Duisburg und Bochum. Wie bei vergangenen Aktionen folgt 
die Selbst darstellung von Pro NRW einem bekannten Schema156 
und ist meist ohne Bezug zum tatsächlichen Geschehen vor Ort. 
In der Regel wird nach Verteilaktionen von einem starken Inter-
esse einer hohen Anzahl von Schüler_innen berichtet. Kritische 
Stimmen hingegen werden – wenn sie überhaupt erwähnt werden –  
stets marginalisiert. Allerdings kommt es vor, dass Lehrkräfte so wie 
Schulleitungen, die sich den Pro NRW-Aktivisten kritisch ent ge gen-
stellen, im Internet namentlich genannt werden und das Eingreifen 
der Schule als rechtswidrig charakterisiert wird. 

Das Ministerium für Schule und Weiterbildung hat alle Schu-
len in Nordrhein-Westfalen darüber informiert, „dass die Verteilung 
von schulfremden Druckschriften auf Schulhöfen an Schülerinnen 
und Schüler nicht zulässig ist (§ 56 SchulG NRW).“157 In diesem 
Bereich kann und muss Schule ihr Hausrecht durchsetzen. Dies ist 
jedoch auch Pro NRW bekannt, sodass sich die Flugblattverteiler 
meist unmittelbar an der Grenze des Schulhofes bzw. in direkter 
Nähe zur Schule, beispielsweise an der Bushaltestelle, positionieren, 
um die Verteilaktion direkt nach Schulschluss durchzuführen. Damit 
eine Schule auf einen solchen „Besuch“ vorbereitet ist, empfiehlt 
sich folgen des Vorgehen im Vorfeld: 

Erstens kann das gesamte Kollegium einer Schule auf einer 
Lehrer konferenz oder an einem Pädagogischen Tag überlegen, wie 
die Schule bei einer Verteilaktion reagieren würde. Schulen, die mit 
einem „Besuch“ von Pro NRW rechnen, sollten bereits im Vorfeld die 
konkrete Antwort auf eine Verteilaktion in enger Zusammenarbeit mit 
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der Schülervertretung (SV) koordinieren. An vielen Schulen haben 
sich im Rahmen von „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“ 
dauerhaft arbeitende Gruppen von engagierten Schüler_innen sowie 
Lehrer_innen gebildet, die oftmals kreative Ideen beisteuern und 
bei einer Verteilaktion als eine Art „Koordinierungsstelle“ fungieren 
können. Zweitens empfiehlt es sich, dass sich die Schulen im Um-
kreis miteinander vernetzen, sich gegenseitig über ihr Vorgehen und 
Erfahrungen mit Verteilaktionen informieren.

Es hat sich als sehr sinnvoll erwiesen, wenn einzelne Mit-
glie der aus der „Koordinierungsstelle“ einer Schule während einer 
Verteilaktion mit bestimmen Aufgaben betraut sind. Zunächst müssen 
schnellstmöglich Lehrkräfte, das Sekretariat, die Schulleitung und 
die Polizei informiert werden. Die herbeigerufene Polizei kann vor Ort 
prüfen, ob das an die Schule angrenzende Gebiet zum erweiterten 
Schulgebiet zu zählen ist und gegebenenfalls einen Platzverweis 
gegen die Flugblattverteiler_innen aussprechen. 

Falls die Schule über eine „braune Tonne“158 verfügt, kann 
diese in Absprache mit dem Hausmeister schnell vor dem Schul ge-
bäude aufgestellt werden, so dass die Schüler_innen die Flyer direkt 
entsorgen können. Einzelne Schüler_innen der „Koordinierungs-
stelle“ sollten sich an den Ausgängen des Schulgebäudes po si tio-
nieren, um alle Schüler_innen, die die Schule verlassen und den 
Heim weg antreten, zu informieren und an die „braune Tonne“ zu er-
innern. Dabei sollte die Schülerschaft auch den Hinweis erhalten, 
sich nicht provozieren zu lassen. An vielen Schulen sind im Rahmen 
von „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“ große Banner 
entstanden. Parallel zur Information der Schülerschaft können an de-
re Mitglieder der „Koordinierungsstelle“ diese z. B. aus den Fenstern 
der oberen Etagen hängen und so ein weiteres Zeichen gegen den 
„Besuch“ von Pro NRW setzen. Mehrere Lehrkräfte sollten in jedem 
Fall vor dem Schulgebäude erscheinen, um die Verteilaktion zu be ob-
achten, gegebenenfalls angemessen einzuschreiten und die Ankunft 
der Polizei abzuwarten. Falls ihnen dabei strafbare Inhalte auffallen, 
kann eventuell Anzeige erstattet werden.



|113Eingreifen gegen rechts

Unabhängig davon, wie die Schule bei einer Verteilaktion (re)agiert 
hat, muss im Anschluss unbedingt eine inhaltliche Aus ein an  der -
setzung mit dem verteilten Material stattfinden. Es ist durch aus 
mög lich, dass Schüler_innen (einzelnen) Aussagen der Flyer zu-
stim men. Hier muss die Schule klarmachen, warum sie den In hal-
ten widerspricht. Besonders in der Verantwortung stehen dabei – je 
nach Situation – SV-Lehrer_innen, Klassenlehrer_innen sowie die 
Schul leitung. Dies kann im Politik- bzw. Geschichtsunterricht oder 
an einem „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“-Projekttag 
statt finden. 

Zudem sollte eine Einrichtung wie die Mobile Beratung gegen 
Rechtsextremismus oder eine lokale Initiative gegen Rechts über 
die Verteilaktion informiert werden. Neben der Dokumentation und 
Archivierung sind so Informationen zu erhalten, in welchen Gebieten 
Pro NRW (besonders) aktiv ist.

Hendrik Puls
Was kann ich tun, wenn Pro NRW  

bei mir einen Raum mieten möchte? 

Als der Wirt einer Gaststätte in Bergisch Gladbach herausfand, dass 
sich in seinem Lokal seit einiger Zeit der Kreisverband von Pro NRW 
traf, fällte er eine klare Entscheidung. „Ab heute wird es keinen 
Stamm tisch der Rechten in meinem Haus mehr geben. Sie erhalten 
hier keine Plattform mehr und werden von mir nicht mehr geduldet“, 
stellte er gegenüber der Lokalzeitung klar.159 Die regelmäßigen Tref-
fen in seiner Gaststätte waren als privater Stammtisch und nicht als 
Mitgliederversammlungen angemeldet worden. 

Kein privater Vermieter und keine private Vermieterin ist 
ver  pflichtet, die eigenen Räumlichkeiten einer Partei wie Pro NRW 
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zur Verfügung zu stellen. Im privatrechtlichen Bereich exis tiert Ver-
trags freiheit, die den Vermieter_innen einen großen Handlungs-
spiel raum lässt. So heißt es in § 535 BGB unter Punkt 2: „Zum Ab-
schluss eines Mietvertrages müssen sich die Parteien über einen 
Miet gegenstand, Gebrauchszweck und Entgeltlichkeit einigen. Im 
Übrigen können die Vertragsparteien von den gesetzlichen Be-
stim mungen abweichen und den Mietvertrag im Rahmen der Ver-
trags freiheit ihren Bedürfnissen anpassen. So können sie nähere 
Bestimmungen treffen etwa zu Art der Nutzung, zu den Vo raus -
setzungen einer Kündigung oder zum Einsatz von Ver wen dungen 
des Mieters in der Mietsache.“ 

Ein umsichtig gestalteter Mietvertrag bietet große Rechts-
sicher heit. Bestimmte Veranstaltungen können untersagt sowie 
Ver  tragsstrafen und Kündigungsklauseln aufgeführt werden. So 
kann dem Mietvertrag eine Präambel vorangestellt werden, in 
der sich die Mietpartei verpflichtet, keine Veranstaltung mit extrem 
rech ten oder rassistischen Inhalten durchzuführen. Zudem sollte im 
Vertrag genau festgehalten werden, welche Person die Räumlichkeit 
für welche Organisation und welchen Zweck anmietet. Eine weitere 
Klausel sollte die Überlassung an Dritte verbieten. So lässt sich ver-
hindern, dass „Strohmänner“ einen Mietvertrag abschließen. 

Ein Verstoß gegen die vertraglichen Vereinbarungen kann 
als Anlass für eine Kündigung des Vertrags aus wichtigem Grund 
genommen werden. Die Kündigung ist an die Vertragspartnerin bzw. 
die vertraglich vereinbarte Ansprechperson zu richten. Es empfiehlt 
sich, eine schriftliche Form zu wählen, ein Duplikat der Kündigung 
zu behalten sowie Zeitpunkt und Zeugen der Übergabe zu notieren. 
Um möglichst wenig Interpretationsspielraum offen zu lassen, kann 
in einer Kündigungsklausel im Vertrag noch einmal zusätzlich prä-
zi siert werden, was der Grund für eine außerordentliche fristlose 
Kün di gung sein kann. Teil der Kündigung ist die Forderung „un-
ver  züglich“ die Räume geräumt zu übergeben. Damit sind faktisch 
eine (Rück-)Übertragung des Hausrechts auf den Vermietenden 
so wie ein Veranstaltungsabbruch (zumindest in den gemieteten 



|115Eingreifen gegen rechts

Räum lich keiten) verbunden. Eine Weigerung zur Räumung ist eine 
Straftat (§ 123 StGB „Hausfriedensbruch“). Kommen Mieter_innen 
einer Kündigung nicht nach, können sie von der Polizei des Hauses 
verwiesen werden. 

In der Gastronomie werden viele Vermietungen nur münd lich 
verabredet, ein schriftlicher Mietvertrag bietet aber mehr Mög lich-
keiten, sich vor ungebetenen Gästen zu schützen: Zum Einen können 
extrem rechte Anmietungsversuche so im Vorfeld verhindern werden, 
zum Anderen haben Vermieter_innen mehr Handlungsmöglichkeiten, 
wenn sich während der Veranstaltung herausstellt, dass sich eine 
ex trem rechte Gruppe versammelt hat. Da viele Gastronomen nicht 
bereit sind, ihre Räume für Veranstaltungen von Rassist_innen zur 
Verfügung zu stellen, werden sie über den Hintergrund der An-
mietung oftmals bewusst im Unklaren gelassen oder sogar wissent-
lich getäuscht. Werden Parteiversammlungen beispielsweise als 
„private Feier“ oder ähnliches deklariert, dann ist die Anmietung 
unter falschen Angaben vorgenommen worden. Damit ist jeder – 
auch mündliche – Mietvertrag hinfällig. Ein Kündigungsgrund liegt 
vor. Die Veranstaltung kann beendet und die Mieter_innen können 
des Hauses verwiesen werden. Vermieter_innen sollten in diesen Si-
tuation in jedem Fall von ihrem Kündigungsrecht Gebrauch machen 
und extrem rechte Gruppen vor die Tür setzen. Der Umsatz des Tages 
mag dadurch sinken, aber der Ruf des Unternehmens wird nicht 
be schädigt. Und was noch viel wichtiger ist: Die Aktivitäten extrem 
rech ter Gruppen werden nicht dadurch unterstützt, dass ihnen Räu-
me zur Nutzung für Mitgliederversammlungen oder Vor trags ver an-
staltungen überlassen werden.

Weitere nützliche Tipps und Formulierungsvorschläge für 
Miet ver träge finden sich in der Broschüre „Was können Vermieter/
innen tun? Ratgeber zum Umgang mit Anmietungen durch extrem 
rechte Gruppen“. Online unter: www.mbr-koeln.de 
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Carolin Hesidenz
Hilft Bildungsarbeit gegen rechts? 

Vermutlich kennen alle Institutionen und Projekte, die Bil dungs an-
ge  bo  te im Bereich Extreme Rechte oder (Anti-)Rassismus anbieten, 
das Phänomen: Ein Angebot wird angefragt, die Absprachen laufen. 
Dann die Frage, ob es einen Anlass für die Veranstaltung gebe. Die 
Antwort: „Ja, da wurde ein Hakenkreuz auf die Wand gemalt“ –  
„Einer wurde mit Nazi-Musik auf dem Handy erwischt...“ – „Eine mus-
li mische Schülerin wird seit längerem gemobbt.“ Die Liste ließe sich 
weiter fortsetzen. 

Der Ansatz, die Vorkommnisse zu bearbeiten und sich dazu 
externe Unterstützung zu holen, ist mehr als begrüßenswert. Leider 
geht damit oftmals die Vorstellung einher, mit der Veranstaltung oder 
dem Projekttag sei „das Problem“ dann erledigt, die Sache ab gehakt. 
In den meisten Fällen ist dies jedoch ein Trugschluss. Manch mal findet 
das Verhalten, das den Anlass gab, weiterhin statt, nur besser versteckt 
vor den Augen und Ohren der intervenierenden Lehr kraft, manchmal 
wird es eingestellt, die zugrundeliegende Ein stel lung bleibt jedoch 
unangetastet, manchmal findet jedoch auch ein Umdenken statt.

Auf die Frage, ob Bildungsarbeit gegen rechts hilft, also ein 
kla res Jein. Die Erfolgsfaktoren sind vielfältig. Zentral sind die Aus-
gangs  bedingungen sowie das Ziel der Maßnahme. Wer wird als Ziel-
gruppe angesehen? Weiterhin ist der Begriff Bildungsarbeit sehr 
breit, darunter können einstündige Vorträge, mehrstündige Work-
shops oder Projekttage wie auch langfristige Gruppenarbeit zu sehr 
unterschiedlichen Themenfeldern gefasst werden. Ein weiterer Faktor 
sind die Begleitumstände, die die Bildungsmaßnahme flankieren.

Jenseits der oben genannten Beispiele sind viele Ziel set-
zun gen der „Bildungsarbeit gegen rechts“ denkbar. Angefangen von 
allgemeiner Sensibilisierung und Prävention über die Be ar bei tung und 
zukünftige Verhinderung bestimmter Äußerungen und Handlungen 
zur „Bekehrung“ rechtsorientierter oder in die Neonazi-Szene Ein-
ge bundener reichen die Vorstellungen der Auf trag geber_innen. Ge-
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ra  de bei Letzterem sind der politischen Bil dung klare Grenzen ge-
setzt. Gefestigte Neonazis sind Angeboten po li tischer Bildung nicht 
zu gänglich. Auch bei Rechtsorientierten und nach entsprechenden 
„Vorfällen“ sind die Chancen politischer Bildung begrenzt, sie muss 
zu min dest flankiert werden von weiteren (sozialpädagogischen) Inter-
ventionen. Hier gilt die viel bemühte Me  tapher nach wie vor: Politische 
Bildung ist keine Feuerwehr. Sinn voll kann sie dennoch sein, wenn sie 
hauptsächlich Betroffene, Unbeteiligte, Unentschlossene in den Blick 
nimmt, diese stärkt und beim Finden und Behaupten ihrer Positionen 
und Einstellungen hilft. Im Bereich der Prävention allerdings liegt 
das größte Potenzial der Bildungsarbeit. Wenn Aufklärung und Sen-
si  bi lisierung ansetzt, bevor sich diskriminierende oder gar extrem 
rech te Einstellungen verfestigen, ist die Arbeit am fruchtbarsten. 

Es wäre jedoch zu eng, „Bildungsarbeit gegen rechts“ ledig-
lich auf Aufklärung über die extrem rechte Szene, ihre Ideologie, Ak-
ti vi täten und Angebote zu begrenzen. Ohne eine Einbettung in ge-
samt  ge  sellschaftliche (Macht-)Verhältnisse fehlt das Fundament der 
Problematik. Denn rassistische, antisemitische oder schwulen- und 
les ben feind liche oder antidemokratische Einstellungen, die ge  nu -
in zu einem extrem rechten Weltbild gehören, finden sich auch in 
der „Mitte der Gesellschaft“, wie beispielsweise die „Mitte-Stu-
dien“ einer Forschungsgruppe der Uni Leipzig immer wieder zeigen. 
Damit ist auch rassismuskritische, antisemitismuskritische oder ge-
gen Diskriminierung gerichtete Bildungsarbeit zentraler Be stand   teil 
einer „Bildungsarbeit gegen rechts“, denn eine solche „muss da-
rauf hinarbeiten, vereinfachendem Freund-Feind Denken und der 
Kons truk tion von homogenen Gruppen, deren Interessen quasi 
natur wüchsig gegeneinander stehen, entgegenzuwirken und da mit 
den zentralen rassistischen Denkmustern die Grundlage zu ent zie-
hen.“160 Gerade im Kontext der Strategie und Ausrichtung von Pro NRW, 
an Ressentiments gegenüber als muslimisch eingeordneten Men-
schen anzuknüpfen und Ängste vor „dem Islam“ zu schüren, ist die 
Auseinandersetzung mit gesamtgesellschaftlichem wie eigenem 
ver inner lichten Rassismus zentral. Nur so kann die Tragweite der 
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In  hal te der selbsternannten „Bürgerbewegung“ erfasst und die Wir-
kung ihrer Agitation nachvollzogen werden.

„Gegen die Macht des Vorurteils, das von der Macht der Ver  -
hält nisse provoziert wird, argumentiert aufklärende Bildung zu-
nächst vergebens.“161 – Auch dies ist ein Aspekt, der Einfluss auf den 
„Erfolg“ politischer Bildung hat. Werden Vorurteile ausschließlich als 
individuelle Probleme betrachtet, die durch das „richtige Wissen“ be-
seitigt werden könnten, läuft die Bildungsarbeit leider ins Leere. Erst 
über ein Verständnis davon, wie sich individuelle, strukturelle und 
kulturelle Ebenen von Diskriminierung stützen und (re-)produzieren, 
lassen sich Vorurteile langfristig eindämmen. Dennoch betrifft Dis-
kriminierung immer konkrete Menschen. Diese Perspektive ein zu-
bringen und an eventuelle Diskriminierungserfahrungen der Teil neh-
men  den anzuknüpfen, macht die Folgen greifbar und kann An lass ge-
ben, eigene Handlungsweisen zu verändern.

Eine durchdachte Zieldefinition, die auf Zielgruppen und Si tu-
ation abgestimmt ist, macht einen „Erfolg“ von Bildungsarbeit wahr-
schein lich er. Ein Gruppenklima, das Reflexion und offenen Austausch 
ermöglicht oder fördert, ist ebenfalls wichtiger Bedingungsfaktor. 
Besten falls ist sie auch mittel- bis langfristig angelegt und so flexibel, 
immer wieder auf die Erfordernisse und Bedürfnisse der Gruppe ein zu-
ge hen. Leider ist dies bedingt durch (meist) geringe Budgets und die 
aktuelle Förderpraxis nur selten so möglich.

Wie erfolgreich gerade Prävention ist, lässt sich schwer mes-
sen. Dennoch lässt sich aus direkten Rückmeldungen immer wieder 
ab le sen, dass Bildungsarbeit „Erfolg“ erzielen konnte, z. B. wenn 
Schüler_innen äußern, dass sie sich in ihrer Position gestärkt füh-
len, zum Nachdenken angeregt sind, jetzt eher wissen, wie sie ge gen 
Diskriminierung einschreiten können. Eine Erfolgsgarantie kann es 
nicht geben, „aber eine politische Bildung, die ihre Chancen realistisch 
einschätzt und wahrnimmt, weiß auch um ihre Grenzen, verweigert 
sich dem Schwarz-Weiß-Denken auch im Blick auf ihr eigenes Unter-
fangen, lässt Widersprüche, Dialektik, Uneindeutigkeit zu und wird so 
erst wirklich glaubwürdig.“162
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Dominik Clemens
Wo finde ich Rat und  

Unterstützung, wenn Pro NRW  
in meiner Stadt aktiv wird?  

Vor einer Gesamtschule verteilen Aktivist_innen von Pro NRW Pro-
pa  gan da material an Schüler_innen. In der Dorfkneipe tagt der Pro 
NRW-Stammtisch, nachdem sich erst kürzlich ein lokaler Kreis ver -
band der Partei gegründet hat. Vor Ort ist, in einer ohnehin schon 
rassistisch aufgeheizten Debatte um die Unterbringung von Flücht-
lin gen, eine Demonstration gegen Asylbewerber_innen an ge mel det 
wor den.

Dies sind denkbare Vorfälle, die auch in Städten und Kom-
mu nen eintreten können, in denen es bislang keine offen ex trem 
rechten Aktivitäten gab. Die möglichen Reaktionen der ört lich en 
Zivilgesellschaft und deutungsmächtigen Akteure (wie z. B. Kom-
mu  nal po li tiker_innen oder Lokalpresse) pendeln zwischen „Aktiver 
Igno  ranz“ und „Alarmismus“. Dabei zeigt die Erfahrung: Ignoranz 
hilft der extremen Rechten, die unwidersprochen ihre Strukturen 
aus   bauen kann. Aber auch blinder Aktionismus ist problematisch, 
weil Aktivitäten oft an der falschen Stelle ansetzen, Ressourcen ver-
schwen den und so nicht die gewünschten Wirkungen entfalten. Bei 
Un sicher heit, wie mit Problemlagen umgegangen und die Zivil ge sell-
schaft vor Ort aktiviert werden kann, werden Engagierte in Nordrhein-
West falen nicht alleingelassen. Sie können auf ein Netzwerk von 
Be  ra tungs  an  ge boten zurückgreifen.

Die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus unterstützt 
seit 2008 Menschen, die in ihrem Umfeld mit Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus konfrontiert sind und sich für die 
Stär   kung demokratischer Kultur einsetzen wollen. In jedem der 
fünf Regierungsbezirke verfügt sie über eine Beratungsstelle. Diese 
sind bei unter schiedlichen Trägern angesiedelt, ar bei ten aber nach 
einheitlichen Qualitätsstandards. Die Be ra   tung ist als un büro-
kratische „Hilfe zur Selbsthilfe“ konzipiert und für die Be ratungs-
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nehmenden kostenfrei. Sie ist aufsuchend, das heißt, sie findet vor 
Ort mit den Betroffenen statt. Gemeinsam wer den die Aus gangs lage 
analysiert, Ziele formuliert, konkrete Schritte ge plant und um ge-
setzt. Auch bei der Durchführung von Bil dungs ver an stal tungen und 
Fortbildungen bietet die Mobile Beratung Unter stützung an. Für viele 
Problemlagen ist die Mobile Beratung die erste An sprech partnerin.

Mit der Opferberatung Rheinland und BACKUP – Be ra tungs
stelle für Opfer rechter Gewalt gibt es in NRW zwei Institutionen, die 
Be trof fene rechter Gewalt und deren soziales Umfeld beraten und 
un ter stützen. Menschen, die aus extrem rechten Organisationen, 
Par tei en und Szenen „aussteigen“ wollen, werden von NinA NRW be-
glei tet. Eltern extrem rechts orientierter Jugendlicher können sich an 
das Elternberatungsnetzwerk von IDANRW wenden. 

In einigen nordrhein-westfälischen Kommunen werden im 
Rah men des Bundesprogramms TOLERANZ FÖRDERN – KOMPETENZ 
STÄRKEN Lokale Aktionspläne (LAP) gegen Rechtsextremismus, 
Frem  den  feind  lichkeit und Antisemitismus umgesetzt. Die örtliche 
LAP-Koordinierungsstelle kann eine erste Anlaufstelle sein, die be -
ra  tend und unterstützend zur Seite steht. Unter bestimmten Vor aus-
setzungen können dort auch Zuschüsse für die Projektarbeit gegen 
rechts beantragt werden.

Es kann auch sinnvoll sein, Vertreter_innen von anti fa schis-
tischen Initiativen und Fachjournalist_innen hinzuzuziehen. Diese 
ver fügen oft über umfassende Kenntnisse der (regionalen) extremen 
Rechten und können einen wichtigen Beitrag leisten, Problemlagen 
adäquat einzuschätzen.

Im Kapitel „Weiterführende Literatur und nützliche Adressen“ 
finden Sie Kontaktdaten und Ansprechpartner_innen der genannten 
und weiterer Beratungs- und Informationsangebote in Nordrhein-
West falen.
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Lesetipps

Pro Köln/Pro NRW
AK Ruhr/LAGA NRW (Hg.) (2010): Rechtspopulismus in Gestalt einer Bür-

ger bewegung. Struktur und politische Methodik von PRO NRW und PRO 
DEUTSCHLAND. Neufassung 2010.Essen, Download unter: www.laga-nrw.
de/data/expertise_rechtspopulismus_2010.pdf 

Fels, Patrick/Killguss, HansPeter/Puls, Hendrik  (Hg.) (2012): Mo-
schee  bau kon flikte und ihre Instrumentalisierung durch die extreme Rech-
te. Köln

Häusler, Alexander  (Hg.) (2008): Rechtspopulismus als Bürgerbewegung. 
Kampagnen gegen Islam und Moscheebau und kommunale Gegen strate-
gie. Wiesbaden

Jugendclub Courage Köln e.V. (Hg.) (2008): Köln ganz rechts. Die extreme 
Rechte und die Braunzone in Köln. Köln 

LAGA NRW  (Hg.) (2013): „Kein Recht auf Asylmissbrauch“. Rechte Kampagnen 
gegen Zuwanderer und Asylsuchende in Nordrhein-Westfalen. Düsseldorf, 
Download unter: http://www.landesintegrationsrat-nrw.de/data/broschre_
gegen_rechte_hetze.pdf 

Lausberg, Michael  (2010): Die Pro-Bewegung. Geschichte, Inhalte, Strate-
gien der „Bürgerbewegung Pro Köln“ und der „Bürgerbewegung Pro NRW“. 
Münster

Überall, Frank (2010): „Ich bin die Strafe...“ Rechtspopulismus der „Pro-Be-
wegung“ am Beispiel ihres Antragsverhaltens im Kölner Stadtrat. Düssel-
dorf

Rechtspopulismus 
Bathke, Peter/Hoffstadt, Anke (Hg.) (2013): Die neuen Rechten in Eu ro-

pa. Zwischen Neoliberalismus und Rassismus. Köln
Becher, Phill ip  (2013): Rechtspopulismus. Köln 
Bündnis „Rechtspopulismus stoppen“  (Hg.) (2011): Rechtspopulismus 

in Berlin. Rassismus als Bindeglied zwischen „Mitte“ der Gesellschaft und 
Neonazismus. Berlin, Download unter: http://rechtspopulismusstoppen.
blogsport.de/images/broschuere_rechtspopberlin_web.pdf 
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Decker, Frank  (2000): Parteien unter Druck. Der neue Rechtspopulismus in 
den westlichen Demokratien. Opladen 

FriedrichEbertStif tung (Hg.) (2008): „Im Schatten des Minaretts“. Mo-
schee baukonflikte in Deutschland, Berlin

Häusler, Alexander/Killguss, HansPeter  (Hg.) (2012): Das Geschäft 
mit der Angst. Rechtspopulismus, Muslimfeindlichkeit und die extreme 
Rech te in Europa. Köln

Klare, Heiko et.al.  (2012): Eine Rechte ohne Antisemitismus? Neue  
Ins ze nierungsformen des Rechtspopulismus in Westeuropa. In: Gebhardt, 
Richard/Klein, Anne/ Meier, Marcus (Hg.): Antisemitismus in der Ein wan de-
rungs gesellschaft. Beiträge zur kritischen Bildungsarbeit. Weinheim/Basel

Lühr, Thomas  (2011): Prekarisierung und „Rechtspopulismus“. Lohnarbeit 
und Klassensubjektivität in der Krise. Köln

Priester, Karin  (2007): Populismus. Historische und aktuelle Er schei nungs-
formen. Frankfurt/Main/New York

Priester, Karin  (2012): Rechter und linker Populismus. Annäherung an ein 
Chamäleon. Frankfurt/New York

Wielenga, Friso/Hartleb, Florian  (2011): Populismus in der modernen 
Demokratie. Die Niederlande und Deutschland im Vergleich. Münster/New 
York/München/Berlin

Rassismus
Attia, Iman  (2009): Die „westliche Kultur“ und ihr Anderes. Zur Dekons tru k ti-

on von Orientalismus und antimuslimischen Rassismus. Bielefeld
Balibar, Étienne/Wallerstein, Immanuel (1992): Rasse, Klasse, Nation. 

Ambivalente Identitäten. Hamburg 
Bartels, Alexandra et. al.  (Hg.) (2012): Antiziganistische Zustände 2. Kri-

tische Positionen gegen gewaltvolle Verhältnisse. Münster
Decker, Oliver/Kiess, Johannes/Brähler, Elmar  (2012): Die Mitte im 

Umbruch. Rechtsextreme Einstellungen in Deutschland 2012. Heraus ge-
geben für die Friedrich-Ebert-Stiftung von Ralf Melzer. Bonn

Häusler, Alexander/Killguss, HansPeter (2008): Feindbild Islam. Recht-
populistische Kulturalisierung des Politischen. Köln

Heitmeyer, Wilhelm  (Hg.) (2012): Deutsche Zustände, Folge 10. Berlin
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Killguss, HansPeter/Quicker, Esther  (2013): Sinti und Roma zwischen 
Ausgrenzung und Selbstbehauptung. Köln

Räthzel, Nora  (2000): Theorien über Rassismus. Hamburg
Zick, Andreas/Küpper, Beate/Hövermann, Andreas (2011): Die Ab-

wer tung der Anderen. Eine europäische Zustandsbeschreibung zu In to-
le ranz, Vorurteilen und Diskriminierung. Berlin

Gegenstrategien und Interventionsmöglichkeiten
Gloel, Rolf/Gützlaf f, Kathrin  (2010): Gegen Rechts argumentieren ler-

nen. Hamburg
Mobile Beratung im Regierungsbezirk Münster  (Hrsg.) (2012): Be rich-

te von unterwegs. Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus in Nord-
rhein-Westfalen. Münster, Download unter: www.mobim.info/wordpress/
wp-content/uploads/2012/04/mobim_Berichte-von-unterwegs_ds.pdf 

Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus im RB Köln/Mobile 
Beratung gegen Rechtsextremismus Berlin  (2012): Kein Räume 
für Nazis. Was können Vermieter/innen tun? Ratgeber zum Umgang  
mit Anmietungen durch extrem rechte Gruppen. Köln, Download unter: 
www.mbr-koeln.de/wp-content/uploads/2012/02/ibs-handreichung_
keine-raeume_fuer_nazis.pdf 

Molthagen, Dietmar/Korgel, Lorenz (Hg.) (2009): Handbuch für die 
kom munale Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus. Berlin 

Zeitschriften und Websites
Blick nach rechts , www.bnr.de
Der Rechte Rand – Magazin von und für AntifaschistInnen ,  

www.der-rechte-rand.de 
LOTTA – antifaschistische Zeitung aus NRW, RheinlandPfalz und 

Hessen , www.lotta-magazin.de
NRW rechtsaußen – die extreme Rechte in NRW ,  

nrwrex.wordpress.com
Netz gegen Nazis , www.netz-gegen-nazis.de 
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Beratungsstellen und nützliche Adressen

Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus in NRW 
Regierungsbezirk Arnsberg , Amt für Jugendarbeit der Ev. Kirche  

von West falen, Gewalt Akademie Villigst, Iserlohner Straße 25,  
58239 Schwerte, 02304/755190, netzwerk@afj-ekvw.de, 
www.gewaltakademie.de 

Regierungsbezirk Detmold , AKE Bildungswerk, Südfeldstr. 4,  
32602 Vlotho, 05733/95737, karsten.wilke@ake-bildungswerk.de, 
www.ake-bildungswerk.de

Regierungsbezirk Köln , NS-DOK der Stadt Köln, Info-und Bildungs-
stelle gegen Rechtsextremismus, Appellhofplatz 23-25, 50667 Köln, 
0221/22127162, ibs@stadt-koeln.de, www.mbr-koeln.de 

Regierungsbezirk Münster , Geschichtsort Villa ten Hompel, Mobile 
Beratung im Regierungsbezirk Münster - gegen Rechtsextremismus, 
für Demokratie (mobim), Kaiser-Wilhelm-Ring 28, 48145 Münster, 
0251/4927109, info@mobim.info, www.mobim.info 

Regierungsbezirk Wuppertal , Wuppertaler Initiative für Demokratie und 
Toleranz, An der Bergbahn 33, 42289 Wuppertal, 0202/563-2759, 
info@wuppertaler-initiative.de, www.wuppertaler-initiative.de

Beratung für Opfer rechter Gewalt
 Opferberatung Rheinland , 02 11 / 15 92 55 64, info@opferberatung-

rheinland.de, www.opferberatung-rheinland.de 
Back Up – Beratungsstelle für Opfer rechter Gewalt in Westfalen,  

0172 /10 454 32, contact@backup-nrw.org, www.backup-nrw.org

Ausstiegshilfe für Mitglieder rechtsextremer Gruppen
NinA NRW, Neue Wege in Ausbildung und Arbeit, 0176/93 119 765,  

nina.recklinghausen@reinit.de, www.ausstieg-zum-einstieg.de 

Beratung von Eltern und Bezugspersonen
IDANRW – Unterstützung für Eltern und Bezugspersonen rechts

extrem orientierter Jugendlicher, 0221/1592555, info@ida-nrw.de, 
www.ida-nrw.de/rechtsextremismus/beratung-von-eltern 
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Weitere Ansprechpartner_innen
Forschungsschwerpunkt Rechtsextremismus / Neonazismus  

(FORENA) der Fachhochschule Düsseldorf, 0221/8114625,  
forena@fh-duesseldorf.de, www.arbeitsstelle-neonazismus.de 

Netzwerk für Demokratie und Courage e.V ., Landesnetzstelle NRW,  
02 11/49 76 6619, nrw@netzwerk-courage.de,  
www.netzwerk-courage.de/nrw

„Mach meinen Kumpel nicht an“ e.V. , Kumpelverein „Gelbe Hand“, 
0211/4301193, info@gelbehand.de, www.gelbehand.de 

Informations und Dokumentationszentrum für Antirassismus
arbeit in NRW (IDANRW),  0211/1592555, info@ida-nrw.de,  
www.ida-nrw.de 

Schule gegen Rassismus – Schule mit Courage , Landes ko or di-
nierungsstelle, 0221 221 29725, renate.bonow@bra.nrw.de,  
www.kommunale-integrationszentren-nrw.de/schule-ohne-rassismus-0 

Lokale Aktionspläne gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit  
und Antisemitismus im Bundesprogramm TOLERANZ FÖRDERN –  
KOMPETENZ STÄRKEN in NRW
Aachen , dominik.clemens@mail.aachen.de, www.lap-aachen.de
Dinslaken , holger.mrosek@dinslaken.de, www.tfks-dinslaken.de
Dortmund , bmiemitz@stadtdo.de, www.vielfalt.dortmund.de
Duisburg , h.draeger@stadt-duisburg.de,  

www.duisburg-toleranz-foerdern-kompetenz-staerken.de
Geilenkirchen , herbert.brunen@geilenkirchen.de, www.geilenkirchen.de/

geilenkirchen/toleranz-foerdern-kompetenz-staerken
Hagen , reinhard.goldbach@stadt-hagen.de,  

www.lokaler-aktionsplan-hagen.de
Hamm , koetter@stadt.hamm.de, www.jz-bockelweg.de/lokaler-aktionsplan-

toleranz-fördern-kompetenz-stärken
Minden , s.bornemann@minden.de, www.lap-minden.de
Siegen , c_velten@siegen.de, www.ideen-siegen.de
Witten , Michael.Luening@stadt-witten.de, www.lap-witten.de
Wuppertal , juergen.lemmer@stadt.wuppertal.de,  

www.wuppertaler-initiative.de
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Autorinnen und Autoren 

Phillip Becher, M.A., arbeitet als Sozialwissenschaftler an der Universität 
Siegen. Seine Forschungsschwerpunkte sind unter anderem der Fa schis-
mus vor und nach 1945, die Neue Rechte und der Rechts popu lismus.

Pascal Beucker lebt in Köln und ist Landeskorrespondent der taz in Nord-
rhein-Westfalen. Buchveröffentlichungen: „Die Beamtenrepublik. Der 
Staat im Würgegriff seiner Diener?“ (Campus Verlag, 2004), „Die ver lo-
gene Politik. Macht um jeden Preis“ (Knaur Taschenbuch Verlag, 2010), 
„Endstation Rück tritt!? Warum deutsche Politiker einpacken“ (Bouvier 
Verlag, 2011).

Dominik Clemens ist Politikwissenschaftler und koordiniert den „Lo ka -
len Aktionsplan gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Anti semitismus“ in Aachen. Verschiedene Veröffentlichungen zum 
Thema Extreme Rechte. Letzte Buchveröffentlichung: Dominik Clemens 
(Hg.): Mythos Stol berg. Zur Instrumentalisierung einer Gewalttat durch 
Neonazis, Nor der stedt 2012. 

Patrick Fels ist Politikwissenschaftler und Mitarbeiter des Projekts „Mo bile 
Beratung im Regierungsbezirk Köln“ der Info und Bildungsstelle gegen 
Rechtsextremismus (ibs) im NS-DOK der Stadt Köln.

Richard Gebhardt ist politischer Bildner und Publizist in Aachen. Zuletzt hat 
er mit Anne Klein und Marcus Meier den Sammelband „Antisemitismus 
in der Einwanderungsgesellschaft. Beiträge zur kritischen Bil dungs-
arbeit“ (Wein heim und Basel, 2012) herausgegeben. 

Alexander Häusler ist wissenschaftlicher Mitarbeiter des For schungs
schwer  punktes Rechtsextremismus/Neonazismus der FH Düsseldorf  
(www.forena.de). 
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Carolin Hesidenz arbeitet als Trainerin in der politischen Bildung. Ihre 
Schwer  punkte sind Rassismuskritik, Gender sowie extreme Rechte, 
haupt   sächlich ist sie für das Netzwerk für Demokratie und Courage aktiv.

Julia Kilian ist Fachkraft Rechtsextremismus-Prävention und Lehrerin für 
Sozialwissenschaften und Französisch. 

Hans-Peter Killguss ist Pädagoge und Leiter der Info und Bildungs stel le 
gegen Rechtsextremismus (ibs) im NS-DOK der Stadt Köln.

Heiko Klare ist Diplom-Pädagoge. Er arbeitet als pädagogisch-wissen-
schaft licher Mitarbeiter im Geschichtsort Villa ten Hompel der Stadt 
Mün  ster im Projekt Mobile Beratung im Regierungsbezirk Münster. 
Gegen Rechts extremismus, für Demokratie (mobim). 

Michael Klarmann ist frei schaffender Journalist, Referent und Berater mit 
dem Arbeitsschwerpunkt rechte Szene im westlichen Rheinland, er lebt 
in Aachen. Im Jahre 2010 war er einer der Preisträger des Bür ger preises 
für Zivilcourage der StädteRegion Aachen. 2011 Trä ger der „Presse-
Ente“ für seine journalistische Arbeit zum Thema Rechts ex tre mismus, 
verliehen durch den Bezirksverein Aachener Presse im Deutschen 
JournalistenVerband (DJV).

Frank Knoche lebt in Solingen und engagiert sich im Koordinierungskreis 
des Bündnisses Bunt statt braun und dem Beirat des Solinger Bünd
nisses für Toleranz und Zivilcourage. Die alternative Stadtzeitung 
Tacheles wird von ihm herausgegeben. Er ist im Solinger Appell aktiv 
und gehört als Parteiloser dem Rat der Stadt Solingen an.

Jörg Kronauer, Sozialwissenschaftler und freier Journalist. Veröffentlichte 
zuletzt: „‚Schlesien bleibt unser!‘ Die Vertriebenenverbände und die 
extreme Rechte“ (Münster 2011) und, gemeinsam mit Felix Krebs, „Stu-
denten verbindungen in Deutschland. Ein kritischer Überblick aus anti-
faschistischer Sicht“ (Münster 2010). 



|141Autorinnen und Autoren 

Prof. Dr. Beate Küpper lehrt Soziale Arbeit in Gruppen und Kon flikt-
situationen an der Hochschule Niederrhein und forscht seit vielen Jahren 
zu Vorurteilen, Sozialem Status, Integration und Diversity.

Dr. Barbara Manthe, Historikerin, Projektreferentin beim Informations 
und Dokumentationszentrum für Antirassismusarbeit (IDA) e. V. in 
Düssel   dorf; Lehrbeauftragte an der FH Düsseldorf. 

Marc Neumann, M.A., lebt im Ruhrgebiet. Nach dem Studium der Ge-
schichts- und Politikwissenschaften an der Universität–Gesamt hoch
schule Siegen Jugendbildungsreferent des DGB in Bielefeld. Der zeit Pä-
da gogischer Leiter des Jugendbildungszentrums Hattingen (DGB NRW), 
außerdem in der akademischen Lehre tätig. Arbeits schwer punkte: Ju-
gend bildung, extreme Rechte in NRW, deutsch-israelischer Austausch.

Hendrik Puls, Soziologe, Mitarbeiter der Mobilen Beratung gegen Rechts-
extremismus in NRW und freier Journalist; veröffentlichte zuletzt die 
Studie „Antikapitalismus von rechts? Wirtschafts- und sozialpolitische 
Positionen der NPD“ (Münster 2012).

Nina Juliane Rink ist freie Journalistin aus Köln. 

Jan Schedler, Sozialwissenschaftler, wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
der Fakultät für Sozialwissenschaft der RuhrUniversität Bochum. For-
schungs  schwer punkte extreme Rechte und soziale Bewegungen. 
Letz te Buchveröffentlichungen: Rechtsterrorismus. Deutschland und 
Schwe den im Vergleich 1990-2011 (i.E., Wiesbaden 2014), Autonome 
Nationa lis ten. Neonazismus in Bewegung (Hrsg. mit Alexander Häusler, 
Wiesbaden 2011). 

Jan Schmalenbach ist Lehrer für Geschichte.

Michael Sturm, Historiker, ist pädagogisch-wissenschaftlicher Mitarbeiter 
im Geschichtsort Villa ten Hompel der Stadt Münster und in der Mo bi len 
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Beratung im Regierungsbezirk Münster. Gegen Rechtsextremismus, für 
De mo kratie (mobim) tätig.

David Christopher Stoop promoviert derzeit im Fach Politikwissenschaft 
an der Universität zu Köln und betreut als Jugendbildungsreferent der 
DGB-Jugend NRW Projekte gegen Rechts.

Prof. Dr. Angelika Strube ist katholische Theologin und arbeitet zu rechts -
extremen Tendenzen in christlichen Milieus.

Prof. Dr. Frank Überall, Köln, lehrt Journalismus und Politik an der HMKW 
Hochschule für Medien, Kommunikation und Wirtschaft (Köln/Berlin) 
und arbeitet als freier Journalist unter anderem für WDR und ARD. Im 
Internet ist er zu finden unter www.politikinstitut.de.

Norbert Weber ist Mitarbeiter des HartmutMeyerArchivs der VVN-BdA 
(www.nrw.vvn-bda.de/hma.htm#Das_Hartmut-Meyer-Archiv). Das Ar chiv  
arbeitete an der regelmäßigen Aktualisierung der Ausstellung „Neo-
fa schis mus in Deutschland“ mit (www.neofa-ausstellung.vvn-bda.de)  
und gehört dem Herausgeberkreis der 14tägig erscheinenden Zeit schrift 
Antifaschistische Nachrichten (www.antifaschistische-nachrichten.de)  
an.

Leonie Wellmann studiert im Master Philosophie in Frankfurt am Main 
und hat zuvor den BA Soziologie/Philosophie abgeschlossen. Im Rah-
men eines Praktikums bei der Info und Bildungsstelle gegen Rechts
extremismus (ibs) im NS-DOK der Stadt Köln hat sie sich mit der Agitation 
von Pro NRW gegen Asylsuchende beschäftigt.

Dr. Karsten Wilke, Historiker, Studium der Allgemeinen Geschichte und 
Literaturwissenschaft an den Universitäten Bielefeld und Groningen. 
Pro mo tion an der Universität Bielefeld 2011. Zurzeit Tätigkeit bei der 
Mo bi len Beratung gegen Rechtsextremismus in NRW.
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An Rhein und Ruhr geht die extrem rechte Bürgerbewegung 
pro NRW auf Stimmenfang. Mit provokativen Demonstra-
tionen setzt sie sich in Szene, hetzt gegen Muslimas und 
Muslime, Sinti und Roma sowie Geflüchtete und wirbt so 
um (neue) Wähler_innen und Anhänger_innen. Dabei ist 
sie stets bemüht, sich nach außen hin als rechtsdemokrati-
sche Opposition zu inszenieren. 
Fachjournalist_innen, Wissenschaftler_innen und Prakti-
ker_innen aus der Arbeit gegen Rechtsextremismus ent-
larven dieses Selbstbild, indem sie einen Blick hinter die 
Fassade dieser Partei werfen.
In 33 praxisorientierten Beiträgen werden die wichtigsten 
Fragen rund um Pro Köln/Pro NRW aufgeworfen und be-
antwortet: Wo liegen die Ursprünge dieser Partei? Wie hat 
sie sich entwickelt und welche Strategien verfolgt sie? Wie 
sind ihre Ideologie und Programmatik einzuschätzen? Und 
schließlich: Was kann man tun, wenn Pro NRW in der eige-
nen Kommune aktiv wird?
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